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I. Vorwort

Der vorliegende Entwurf des Regionalplans OWL ist für die kommenden zwei Jahrzehnte die maß gebliche 

Planungsgrundlage für die zukünftige Entwicklung der Region. Er fungiert als regionalplanerischer 
Rahmen nicht nur für die Kommunen, Kreise und die heimische Wirtschaft, sondern für alle planenden 
Akteure und die Menschen in OWL.
Basis und maßgebliche Maxime der Neuaufstellung des Regionalplans für die Region ist die Umsetzung 

der im Raumordnungsgesetz des Bundes (ROG) formulierten raumordnerischen Leitvorstellung. Diese 
Leitvorstellung ist eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche 
an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, groß-

räumig ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen führt. Im 
Rahmen der Neuaufstellung des Regionalplans gilt es – insbesondere auch vor dem Hintergrund der 

Bedeutung von Klima- und Umweltschutz – diese Leitvorstellung umzusetzen.
Die Umsetzung der Leitvorstellung erfolgt im vorliegenden Regionalplanentwurf unter anderem in 

Form eines neuen Konzeptes zur Ausweisung von Siedlungsflächen. Die Neukonzeption ermöglicht eine 
kommunale Flä chenpolitik, die zugleich bedarfsgerecht und flexibel ist. Hierfür wurde bereits in den 
Jahren 2013 und 2016 durch die Detmolder Erklärungen I und II des Regionalrats der Grundstein gelegt. 
Diese betonten, im Rahmen der Erarbeitung des rechtskräftigen Landesentwicklungsplans Nordrhein-
Westfalen (LEP NRW), die Notwendigkeit, den LEP NRW in seinen Regelungen und Instrumenten so 
auszugestalten, dass eine nachhaltige, bedarfsgerechte und flexible Entwicklung von OWL und seinen 
Teilregionen ermöglicht wird. 

Die wesentliche Intention der Detmolder Erklärungen war es in diesem Sinne, eine bedarfsgerechte 
und flexible kommunale Flächenpolitik als einen zentralen Standortfaktor der Region zu etablieren 
und OWL somit als Wirtschaftsstandort und Lebensraum zu stärken. Eine bedarfsgerechte und flexible 
Flächenpolitik dient auch der Kräftigung der Wettbewerbsfähigkeit der Region –  beispielsweise im 
Vergleich mit den Kommunen in den angrenzenden Nachbarländern Niedersachsen und Hessen. Um 
diese Intention zu erfüllen, benötigen die Gemeinden auch zukünftig auf Ebene der Regionalplanung 
flexible Planungsvorgaben, einen individuellen Abgleich von Bestand und Bedarf und eine gemeinde- 
und regional bezogene Prüfung der planerischen Ausweisung neuer Siedlungs- und Gewerbeflächen. 
Damit sind die Voraussetzungen geschaffen, dass eine bedarfsgerechte und flächensparende 
Siedlungsentwicklung erfolgen kann.

Um für die Gesamtregion einen gemeinsamen Plan für die Zukunft erstellen und die Entwicklungs-
vorstellungen der ostwestfälisch-lippischen Gemeinden in den Regionalplanentwurf aufnehmen zu 
können, hat die Regionalplanungsbehörde frühzeitig alle Kommunen – unter Beteiligung der Kreise –,
im Rahmen von sogenannten Kommunalgesprächen, eingebunden. Die kommunale Familie, die 
Kreise und die Kommunen, hat zudem Fachbeiträge für die künftige Wirtschaftsflächenentwicklung 
und die weitere Entwicklung des Wohnungsbaus und der Infrastruktur eingebracht. Dieser inten-

sive, dialogorientierte und (zeit-)aufwendige Planungsprozess „von unten“ hat sich ausgezahlt, da 
die Kommunen und die Regionalplanungsbehörde dadurch ein wirklichkeitsnahes Bild der weiteren 

kommunalen Entwicklungsmöglichkeiten in der Region zeichnen konnten. Diese kommunalen 
Entwicklungsvorstellungen sind – wo immer es mit übergeordneten Vorgaben und Planungsleitlinien 

vereinbar ist und konkurrierende Nutzungsansprüche nicht entgegenstehen – bei der Entwurfserstellung 

berücksichtigt worden. 

Insbesondere für die Anwendung in der kommunalen Praxis hat der neue Regionalplan OWL den Anspruch, 

in seinem Aufbau und seiner Regelungsdichte ein schlanker Plan zu sein. Es sollen nur die Aspekte gere-

gelt werden, die nicht abschließend im LEP NRW behandelt sind bzw. solche, für die das ROG oder der 
LEP NRW einen konkreten Handlungsauftrag zur Umsetzung an die Ebene der Regionalplanung vorgibt. 
Darüber hinaus sind die regionalplanerischen Themenbereiche, die die Region für ihre weitere Entwicklung 
als bedeutsam und relevant erachtet, im Regionalplan berücksichtigt und behandelt worden.
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Angesichts der sich sehr dynamisch verändernden sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen 
Rahmenbedingungen ist es Ziel, den Plan so auszugestalten, dass er eine gute Balance aus notwendiger 

regionalplanerischer Steuerung und erforderlicher Flexibilität für gute teilregionale bzw. lokal ange-

passte Lösungen ermöglicht. Um die Region auch in Zukunft weiter zu stärken und zu entwickeln, bedarf 
es eines umfassenden raumordnerischen Planungsansatzes. Dieser setzt sich aus dem Instrument der 
Regionalplanung – dessen Regelungs- und Gestaltungsmöglichkeiten das ROG genau vorgibt – sowie einer 

interdisziplinär und ganzheitlich ausgerichteten Regionalentwicklung zusammen, die von möglichst allen 

Akteuren der Region getragen und ausgestaltet wird. Der Regionalrat hat in seiner Unterkommission 
‚Regionale Entwicklung und Zusammenarbeit‘ den Aspekt einer neuen Regionalentwicklung in den 

Jahren 2015 und 2016 erstmalig aufgegriffen – es gilt diesen Ansatz zu verstetigen und weiter zu entwi-
ckeln. Gleiches gilt für die im Rahmen der REGIONALE 2022 erarbeiteten Strategien, Aktions- und 
Handlungsfelder. 

Regionalplanung und Regionalentwicklung gilt es zukünftig mit Blick auf eine nachhaltige Raument-
wicklung und einen „guten Raumzustand“ noch enger als bisher miteinander zu verbinden, zu synchro-

nisieren und zu harmonisieren. Dieses könnte beispielsweise in einem sogenannten „Brückendokument“ 
erfolgen, welches unter anderem die v.  g. Ansätze zusammenführt und weiterentwickelt. Die Stärke 
eines solchen Dokumentes liegt in dem Zusammendenken und Integrieren der unterschiedlichen 
und mannigfaltigen Transformationsprozesse, die gleichzeitig und nebeneinander im Sinne einer 
„Raumprogrammatik“ in der Region ablaufen (vgl. Positionspapier der ARL 142).

Zur Bewältigung der Zukunftsaufgaben ist es im Rahmen der weiteren Etablierung und Verstetigung 
einer Regionalentwicklungspraxis in OWL – noch stärker als bisher – erforderlich, vielfältige Netzwerk-
strukturen von Kommunen, Teilregionen auch (grenzüberschreitend) mit Nachbarregionen zu schaffen. 
Auch das ROG sieht zur Stärkung von Regionen ein Hinwirken auf Kooperationen innerhalb von Regionen 
und von Regionen miteinander vor. Neben den klassischen interkommunalen Kooperationen (z. B. bei 
der Energieversorgung oder der Abfallentsorgung) sind angesichts der heute wirkenden gesellschaft-
lichen Dynamiken und der o. g. Zukunftsthemen zunehmend innovative Lösungen notwendig. Ein 
Beispiel hierfür sind themenbezogene Kooperationen, z. B. im Bereich Tourismus. 

Der weitere Ausbau der kooperativen Zusammenarbeit ist vor diesem Hintergrund von einer hohen 
Wichtigkeit, auch da OWL eine heterogene und vielfältige Region mit unterschiedlichen Teilräumen und 
zuweilen sehr indivi duellen teilregionalen Profilen und Transformationsprozessen ist. Die Besonderheiten 
der einzelnen Teilräume und ihrer Transformationsprozesse gilt es bei der zukünftigen Regionalplanung 
und Regionalentwicklung zu berücksichtigen. Aus der jeweiligen räumlich-funktionalen Situation der 
Kommunen ergeben sich dabei auch spezifische räumliche Herausforderungen. So haben sich kleine 
Kommunen in den eher ländlich geprägten Bereichen von OWL i. d. R. mit planerischen Aufgaben 
zu beschäftigen, die sich deutlich von denen unterscheiden, denen größere Städte und kleinere 
Umlandkommunen in den verdichteten Teilen von OWL gegenüberstehen. Dessen ungeachtet stehen 
die ostwestfälisch-lippischen Kommunen gegenwärtig allesamt den übergeordneten Herausforderungen 
der heutigen Zeit, wie etwa dem angestrebten zügigen Ausbau erneuerbarer Energien, dem Klimaschutz 
und dem Klimawandel, dem demographischen Wandel, der Globalisierung, dem digitalen Wandel, den 

gestiegenen Anforderungen an Erreichbarkeit, Mobilität und Verkehr gegenüber. 
Da diese Zukunftsthemen nicht an kommunalen Grenzen Halt machen, sind der Ausbau partner-
schaftlicher Kooperation/Aufgabenteilung und eine verstärkte interkommunale, interregionale und 
Ländergrenzen übergreifende Zusammenarbeit zentrale zukunftsweisende Lösungsstrategien. Ziel sollte es 
sein, dass die Gemeinden in OWL vorausschauend grenzübergreifend zusammenarbeiten, um jeweils best-
mögliche Synergieeffekte in den verschiedenen kommunalen und regionalen Handlungsfeldern zu erzielen.
In den ländlichen Teilräumen gilt es z. B. durch regionale Zusammenarbeit Handlungsspielräume zur 

nachhaltigen Sicherung gesellschaftlicher Teilhabe zu schaffen. In den Teilregionen rund um die größeren 
Städte sind ausgeglichene Verhältnisse anzustreben. Denn insbesondere in Stadt-Umland-Lagen sind 
die Beziehungen zwischen Stadt und Land gekennzeichnet von wechselseitiger Anziehungskraft und 

7 
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12 

vielfältigen Berührungspunkten. Die urbanen Verflechtungsbereiche um die Oberzentren Paderborn 
und Bielefeld versuchen diese Art „Arbeitsteilung“ heute beispielsweise grenzüberschreitend durch 
Kooperation z. B. als Regiopole zu erreichen. Ein wesentlicher Erfolgsfaktor für eine gemeinsame, 
nachhaltige Entwicklung der Region liegt daher in dem weiteren Ausbau und der Verstetigung von 
Kooperationen und Netzwerken innerhalb der kommunalen Familie sowie mit weiteren Akteuren der 
Stadt- und Regionalentwicklung. Elementar ist dabei die Frage, wie es gelingen kann, die unterschiedli-
chen Potentiale der einzelnen Teilräume und der Akteure der Regionalentwicklung so zu nutzen, dass sie 
die nachhaltige Entwicklung der gesamten Region im Sinne eines „guten Raumzustandes“ vorantreiben.

Der Regionalplan OWL fungiert dabei als raumordnerischer Rahmen und hat den Anspruch, Basis für 

künftige Initiativen und Konzepte der Regionalentwicklung zu sein.
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Der Regionalrat des Regierungsbezirks Detmold ist zuständig für die Regionalplanung, die Regional-

entwicklung und insbesondere für Aufgaben der regionalen Infrastrukturpolitik in OWL.  Gemäß § 9 LPlG 
NRW trifft er die sachlichen und verfahrensmäßigen Entscheidungen zur Erarbeitung des Regionalplans 
und beschließt die Aufstellung. 
Der Regionalrat hat in Vorbereitung der Erarbeitung des Entwurfs des Regionalplans OWL im Jahr 2019 

in einem intensiven Prozess – unter fachlicher Einbindung der Regionalplanungsbehörde – Leitlinien für 

die weitere Entwicklung von OWL erarbeitet. Sie sind die tragenden Säulen für die im Regionalplan fest-
gesetzten Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung und bilden somit die mate-

rielle Vorgabe für die Regionalplanungsbehörde bei der Ausgestaltung des Entwurfs des Regionalplans. 

Die Leitlinien sind außerhalb der formalen Festsetzungen der Erfordernisse der Raumordnung ein eigen-

ständiger Arbeitsschritt im Vorfeld der Erarbeitung des Entwurfs des Regionalplans OWL. Der Regionalrat 
hat die Leitlinien in seiner Sitzung am 16. Dezember 2019 beschlossen. Sie können in der Sitzungsvorlage 
RR-21/2019 nachvollzogen werden (https://www.regionalrat-detmold.nrw.de/vorlagen).

Vor dem Hintergrund der im Beteiligungsverfahren eingegangenen Stellungnahmen hat der Regionalrat 

im Jahre 2022 die Leitlinien mit Blick auf die Vorbereitung des Erörterungsverfahrens noch einmal 

überprüft und daraufhin in seiner Sitzung am 20. Juni 2022 den Entscheidungskompass beschlossen 
(Sitzungsvorlage RR-7/2022). In dem Beschluss beauftragt der Regionalrat die Regionalplanungsbehörde 
die Ausgleichsvorschläge auf der Basis des Entscheidungskompasses zu erarbeiten und auf dieser 

Grundlage die Erörterungstermine durchzuführen. 

Mit dem Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergieanlagen an Land 

(Windenergieflächenbedarfsgesetz -  WindBG), der eingeleiteten Änderung des LEP NRW und ergän-

zenden gesetzlichen Vorgaben geht eine grundlegende Veränderung der rechtlichen und planerischen 

Rahmenbedingungen und der Vorgaben für den weiteren Ausbau der Windenergie einher. Vor diesem 
Hintergrund bedarf es einer Änderung und Anpassung der beschlossenen Leitlinien zum Themenbereich 
Wind. In einer Absichtserklärung hat der Regionalrat in seiner Sitzung vom 13. März 2023 zum 
Ausdruck gebracht, dass er eine Umsetzung der im WindBG und im geänderten LEP NRW verankerten 

Teilflächenziele im Rahmen eines sachlichen Teilplans anstrebt (Sitzungsvorlage RR-2/2023).

II. Der Regionalrat des Regierungsbezirks Detmold 

– Leitlinien

13 

14 
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16 
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III. Planerische Aufgaben zum Monitoring und zur 

Evaluierung des Regionalplans OWL

Im Sinne des § 1 ROG ist der Planungsraum und seine Teilräume im Regionalplan OWL zu entwickeln, 
zu ordnen und zu sichern. Dabei sind die unterschiedlichen Anforderungen an den Raum aufeinander 
abzustimmen, die auftretenden Konflikte auszugleichen und Vorsorge für einzelne Nutzungen und 
Funktionen des Raums zu treffen.
Leitvorstellung bei der Erfüllung der Aufgabe ist eine nachhaltige Raumentwicklung in OWL, die die sozialen 
und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang bringt und 
zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhältnissen in 
den Teilräumen führt.

Zur Umsetzung dieser Maxime für den Regionalplan OWL bedarf es eines kontinuierlichen Monitorings 
und der Evaluierung der Auswirkungen der Inhalte und Festlegungen des Regionalplans auf den 
Planungsraum. 

Raumordnungsbericht OWL

Um im Planungsbezirk Detmold die Bearbeitung der Kernaufgaben der Regionalplanung für die Zukunft 
noch effektiver durch den Planungsträger und die Regionalplanungsbehörde zu gewährleisten, bedarf 
es künftig einer kontinuierlichen Raumbeobachtung und bei Bedarf der Nachjustierung der regional-
planerischen Erfordernisse. 

Die Durchführung einer Raumbeobachtung und Bereitstellung der Ergebnisse für regionale, 

kommunale und sonstige Fachplanungsträger im Hinblick auf raumbedeutsame Planungen und 

Maßnahmen ist gemäß § 14 Abs. 2 Nr. 3 ROG eine originäre Aufgabe des Planungsträgers und der 
Regionalplanungsbehörde.  

Gem. § 8 Abs. 4 ROG sind die erheblichen Auswirkungen der Durchführung der Raumordnungspläne auf 
die Umwelt auf Grundlage der in der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 3 ROG genannten 
Maßnahmen zu überwachen, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig 
zu ermitteln und geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.
Gem. §  4 Abs. 4 LPlG NRW obliegt den Regionalplanungsbehörden diese Überwachung und nach 
§  8 Abs. 4 ROG zudem die allgemeine Raumbeobachtung im jeweiligen Planungsgebiet. Sie führen 
in Zusammenarbeit mit den Kommunen insbesondere ein Siedlungsflächenmonitoring durch. Die 
Regionalplanungsbehörden berichten der Landesplanungsbehörde regelmäßig, spätestens nach Ablauf 

von drei Jahren, über den Stand der Regionalplanung, die Verwirklichung der Raumordnungspläne und 

Entwicklungstendenzen.
Die Richtlinie 2001/42/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung 
der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (ABl. EG Nr. L 197 S. 30) und deren Umsetzung 
durch das novellierte ROG vom Juni 2004 erlaubt explizit, bestehende Überwachungsmechanismen zu 
nutzen, um Doppelarbeit bei der Überwachung zu vermeiden. 
Die Regionalplanungsbehörde führt seit Mitte der achtziger Jahre – zusammen mit den Kommunen 
des Bezirks – ein Siedlungsflächenmonitoring durch, das seit 2010 jährlich fortgeschrieben wird. Dieses 
Monitoring ist bei den Kommunen anerkannt, hat sich bewährt und entspricht dem Stand der Technik. 
Es kann für die Zukunft hilfreich sein, das Monitoring um Auswertungskomponenten zu ergänzen, um 
die erhobenen Daten vertieft für die Lösung anstehender regionalplanerischer Fragestellungen nutzen 
zu können. 

Die fortlaufende Beobachtung der Flächenpotenziale und -reserven ver bessert dabei die 

Datengrundlage. Die Erfassung von räumlichen Nut zungsrestriktionen und Entwicklungshemmnissen 
hilft bei der Entwick lung von Mobilisierungsstrategien. 
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Zur Sicherung einer bedarfsgerechten und nachhaltigen Siedlungsentwicklung soll das 
Siedlungsflächenmonitoring an zukünftige Anforderungen angepasst werden. 
Dabei hilft die Weiterentwicklung den Kommunen ihre Innenentwicklung (z. B. durch Baulücken- und 
Brachflächenkataster, die in der Regel auch finanziell gefördert werden können)  konsequent umzu-

setzen, aber auch fiskalische oder wirtschaftsbezogene Aspekte auf aktueller Grundlage zu beurteilen. 
Sie hilft insbesondere auch, eine breitere Wissensbasis bei der Beurteilung von Entscheidungsprozessen 
zu erhalten. Auf der Basis dieser Daten und Analysen können die Auswirkungen und die Effizienz der 
Umsetzung des Regionalplans (Evaluierung) beurteilt und entsprechende Maßnahmen und Korrekturen 

am Regionalplan vorgenommen werden. 

Es gibt keine gesetzlichen Vorgaben im ROG bzw. LPlG NRW zur Überprüfung der Inhalte des Regionalplans 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums. Nach § 18 Abs. 1 LPlG NRW ist der Regionalplan der geänderten 
und neuen Zielen des LEP NRW anzupassen. Diese können allerdings keine grundlegende Neuausrichtung 
der Entwicklung des Planungsbezirks ersetzen. 
Eine kontinuierliche Überprüfung der Entwicklung des Planungsraums und in der Konsequenz eine 
Neuaufstellung des Regionalplans trägt dazu bei, auf aktuelle Entwicklungen gesamträumlich zu 

reagieren und die Anzahl von teilräumlichen Regionalplanänderungen gering zu halten. Deshalb 
soll – über eine Vorgabe des Planungsträgers an die Regionalplanungsbehörde – die Prüfung der 

Notwendigkeit der Anpassung des Regionalplans an veränderte Rahmenbedingungen nach fünf Jahren 

bzw. einer Neuaufstellung des Regionalplans nach etwa zehn Jahren gewährleistet werden. Eine solche 
Vorgehensweise ist Grundlage für eine nachhaltige Raumentwicklung in OWL.

Regionalplanerischer Leitgedanke

 → Zur Verwirklichung der Aufgaben und Leitvorstellungen der Raumordnung für den Planungsraum 

OWL, zum Vollzug des Regionalplans und zur Verwirklichung von sonstigen raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen beauftragt der Regionalrat als Planungsträger die 
Regionalplanungsbehörde mit der Durchführung einer kontinuierlichen – an den raumordneri-
schen Bedürfnissen von OWL ausgerichteten – Raumbeobachtung in den einzelnen Sachgebieten 

der Regionalentwicklung. 

Die Regionalplanungsbehörde hat dem Planungsträger im Rahmen eines regelmäßigen 
Berichtswesens die Ergebnisse der Raumbeobachtung darzulegen.

 → Unabhängig davon wird ca. fünf Jahre nach dessen Rechtskraft die dem Plan zugrunde gelegte und 
die reale Entwicklung durch die Regionalplanungsbehörde analysiert (Raumordnungsbericht OWL).

Der Regionalrat als Planungsträger entscheidet aufgrund der Analyse, ob und in welchem Umfang 
eine Änderung des Regionalplans zwecks Nachsteuerung und Anpassung an die veränderten 
Rahmenbedingungen vorzunehmen ist. 

 → Nach ca. zehn Jahren entscheidet der Regionalrat aufgrund eines erneuten Raumordnungs-
berichts der Regionalplanungsbehörde über die Notwendigkeit der Neuaufstellung des 

Regionalplans. 

Überprüfung des Regionalen Gewerbe- und Industrieflächenkonzeptes OWL
Der LEP NRW gibt in den Erläuterungen zu Ziel 6.3-1 (Flächenangebot) vor, dass im Rahmen der Vorarbeiten 
einer Regionalplanänderung die Regionalplanungsbehörde die regionale Abstimmung dadurch vorbe-

reitet, dass sie – bei Vorhandensein eines regionalen Gewerbe- und Industrieflächenkonzeptes – prüft, 
ob die angeregte Neudarstellung eines GIB in dieses Konzept integriert werden kann. 

Diese Vorgabe enthält die landesplanerische Intention, das Konzept dynamisch auszugestalten. 
Dementsprechend ist das Konzept entsprechend der realen Entwicklung und sich verändernder 

Rahmenbedingungen gemeinsam mit den Kommunen weiterzuentwickeln.
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Die Sicherung geeigneter Standorte für die wirtschaftliche Entwicklung im Regionalplan OWL und in 
den Bauleitplänen über den gesamten Planungszeitraum des Regionalplans OWL, ist von elemen-

tarer Bedeutung. Die raumordnerische Vorgabe der Überprüfung des Konzeptes ist die dynamische 
Umsetzung des LEP NRW Zieles 6.3-1 und dient der Weiterentwicklung und Sicherung einer bedarfs-

gerechten und nachhaltigen Siedlungsentwicklung. Es gilt, die reale und die bei Erarbeitung des 
Regionalplans unterstellte Entwicklung – bezogen auf den Planungshorizont – zu analysieren und 

planerische Konsequenzen aufzuzeigen.

Regionalplanerischer Leitgedanke

 → Das regionale Gewerbe- und Industrieflächenkonzept soll ca. fünf Jahre nach Rechtskraft des 
Regionalplans durch die Regionalplanungsbehörde unter Einbindung der Kommunen und Kreise 

überprüft werden. Bei Bedarf soll eine Nachsteuerung und Anpassung durch Änderungen des 
Regionalplans an veränderte Rahmenbedingungen (Fortschreibung) vorgenommen werden.

Kontinuierliche Überprüfung der regionalplanerischen Festlegungen zur Rohstoffsicherung
Die kontinuierliche Überprüfung der regionalplanerischen Festlegungen zur Rohstoffsicherung ist aus 
zwei zentralen Überlegungen erforderlich.

Der erste Aspekt bezieht sich auf die Berechnung der Versorgungsreichweiten im Bereich der 

Festgesteine.
Modellhaft erprobt der Geologische Dienst NRW (GD) hierzu eine neue Erfassungsmethodik. Dieses 
Verfahren soll mittelfristig auch in OWL zur Anwendung kommen. Mit ersten Daten ist Anfang/Mitte 
der 2020er Jahre zu rechnen. Alternativ hierzu erfolgte für die Regionalplanneuaufstellung durch die 
Regionalplanungsbehörde zur Abschätzung der Versorgungsreichweiten bei den Festgesteinen eine 

Abfrage bei den Unternehmen. Wenn die Daten des GD zum Festgesteinsmonitoring vorliegen, sind 
diese Daten mit den Abschätzungen der Regionalplanungsbehörde abzugleichen, ggf. ergibt sich bei 
deutlichen Abweichungen ein Nachsteuerungsbedarf.

Zweitens erfolgt die Festlegung der Abgrabungsbereiche im Regionalplan erstmalig ohne 

Ausschlusswirkung. Im Zuge der Raumbeobachtung ist zu sondieren, inwieweit sich hierdurch 
ggf. Konfliktlagen ergeben, sodass ergänzende regionalplanerische Regelungen zur Steuerung des 
Abbaugeschehens erforderlich werden.
Der Regionalrat hat die Regionalplanungsbehörde beauftragt, generell eine Raumbeobachtung 

des Planungsraums durchzuführen. Das Monitoring der Rohstoffsicherung ist Teil dieser 
Gesamtbetrachtung. 

Regionalplanerischer Leitgedanke

 → Neben dem Abgrabungsmonitoring des Geologischen Dienstes NRW im Abstand von drei Jahren, 
bedarf es einer kontinuierlichen Raumbeobachtung der Entwicklung der Rohstoffgewinnung 
und Sicherung von Lagerstätten durch die Regionalplanungsbehörde. Bei Bedarf soll eine 
Nachsteuerung und Anpassung durch Änderungen des Regionalplans an veränderte Rahmen-
bedingungen (Fortschreibung) vorgenommen werden.

Aus Sicht der Regionalplanungsbehörde sind regional keine Konfliktlagen zuerkennen, die die Festlegung 
einer Ausschlusswirkung begründen würden.

Die Rohstoffgewinnung steht allerdings in einem überregionalen Kontext. Durch das Monitoring soll 
zeitnah erfasst werden, ob z. B. Unternehmen, die traditionell am Niederrhein ansässig sind, ihre 
Rohstoffgewinnung in den ostwestfälischen Planungsraum verlagern. Dies ist bislang nicht erkennbar.
Nach Niedersachsen bestehen gerade im Wesertal länderübergreifende Verflechtungen. In den nieder-
sächsischen Nachbarkreisen werden zurzeit ebenfalls die Regionalpläne neu aufgestellt. Sofern hier 
Abbauflächen restriktiv ausgewiesen werden, könnte es ggf. zu stärkeren Verlagerungen nach OWL 
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kommen. Dies ist zurzeit allerdings ebenfalls nicht erkennbar, da in Niedersachsen u. a. bedingt durch 
konkrete flächenbezogenen Vorgaben des Landes Abbauflächen in einem großzügigen Umfang plane-

risch gesichert werden.

Schnelle und unverzügliche Umsetzung der Flächenvorgaben für die Windenergie
Der zügige Ausbau der erneuerbaren Energien spielt mit Blick auf die Erreichung der Klimaschutzziele 

eine herausragende Rolle. Darüber hinaus verstärkt sich die Relevanz der erneuerbaren Energien 
auch angesichts der Herstellung einer Energieautarkie und der notwendigen Unabhängigkeit von 

Energieimporten.

Vor dem Hintergrund der Notwendigkeit, zeitnah weitere Flächen für den Ausbau der Wind-

energie zur Verfügung zu stellen, hat der Bundesgesetzgeber im Sommer 2022 durch das 

Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) verbindliche Flächenziele für die Windenergie in Form von 
Flächenbeitragswerten für die einzelnen Bundesländer beschlossen. Die bundesrechtlichen Vorgaben 
legen fest, dass die Flächenbeitragswerte, zumindest teilweise, bis zum Ende des Jahres 2027 zu errei-

chen sind. Andernfalls kommt es zu einer Veränderung der Rechtssystematik und die planerische 
Steuerung der Windenergie, etwa durch kommunale Konzentrationszonenplanungen, verliert ihre 
Berücksichtigungspflicht. 
Das Land NRW wird den entsprechenden landesweiten Flächenbeitragswert anhand von Teilflächenzielen 
auf die einzelnen Regionen aufteilen. Die rechtsverbindliche Festlegung dieser Teilflächenziele erfolgt 
im LEP NRW. Das Verfahren zur Änderung des LEP NRW ist bereits eingeleitet worden. Die Erreichung 
der Teilflächenziele und die konkrete räumliche Flächenverortung ist Aufgabe der Regionalplanung. 
Im Regierungsbezirk Detmold soll dafür ein gesonderter Sachlicher Teilplan erarbeitet werden. Der 
Regionalrat Detmold hat dazu in seiner Sitzung am 13. März 2023 eine entsprechende Absichtserklärung 
gefasst. Der Sachliche Teilplan soll parallel zur Änderung des LEP NRW aufgestellt werden. 
Der Ausbau der erneuerbaren Energien wird während der Aufstellung des Sachlichen Teilplans nicht 
gehemmt. Vielmehr dient das angestrebte Vorgehen und die Priorisierung dieses Planungsprozesses der 
Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien. 

Ziel in OWL ist es, den weiteren Ausbau der Windenergie im Sinne und entsprechend ihrer Bedeutung 

für die Erreichung der Klimaschutzziele zu fördern.  Mit Blick auf die Akzeptanz und die Berücksichtigung 
anderer Raumnutzungen ist ein transparentes und dialogorientiertes Verfahren wichtig. Dabei wird 
angestrebt, das Verfahren zur Aufstellung des Sachlichen Teilplans und damit die Erreichung des 
Flächenbeitragswertes ausdrücklich vor dem im WindBG festgelegten, bundesrechtlich verbindlichen 

Stichtag abzuschließen. 

Regionalplanerischer Leitgedanke

 → Der zügige Ausbau der erneuerbaren Energien hat herausragende Bedeutung für die Erreichung 

der Klimaschutzziele sowie für die angestrebte Unabhängigkeit von Energieimporten. Zur 
Bewältigung dieser Aufgaben strebt die Region Ostwestfalen-Lippe eine schnelle und unver-

zügliche Umsetzung der Flächenvorgaben für die Windenergie im Regionalplan an. Dies 
soll im Rahmen eines transparenten, dialogorientierten Planungsprozesses in einem geson-

derten Verfahren umgesetzt werden. Die Regionalplanungsbehörde und der Regionalrat als 

Planungsträger werden dieses Verfahren mit hoher Priorität bearbeiten und vorantreiben.
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1. Einleitung

1.1 Neuaufstellung des Regionalplans OWL

Planungsanlass

Der Regionalrat hat als Planungsträger in seiner Sitzung am 28. September 2015 die 

Regionalplanungsbehörde mit der Neuaufstellung eines einheitlichen Regionalplans für die gesamte 

Planungsregion Ostwestfalen-Lippe beauftragt.

Beim Regionalplan OWL handelt es sich um eine Neuaufstellung und nicht um eine Fortschreibung der 
beiden rechtskräftigen räumlichen Teilabschnitte Oberbereich Bielefeld (GEP-TA OB BI) und Paderborn-
Höxter (TA PB-HX) und des sachlichen Teilabschnittes Windenergie. 

Die Neuaufstellung basiert auf aktuellen Datengrundlagen, insbesondere der Bevölkerungsvoraus-
berechnung, der Haushaltsmodellberechnung  (IT.NRW 2022) und dem Siedlungsflächenmonitoring, 
zum Stichtag 01. Januar 2021. Der Planungshorizont für den Regionalplan OWL ist das Jahr 2042.

Der Planung liegen insbesondere Fachbeiträge der Kommunen und Kreise sowie der Kammern und 
sonstiger Fachplanungsträger zugrunde (s. Kapitel 1.5). 

Mit der Bekanntmachung der Genehmigung im Gesetz- und Verordnungsblatt (GV. NRW) wird der 
Regional plan OWL wirksam. Die bis dahin geltenden Festlegungen der beiden räumlichen Teilabschnitte 
und des sachlichen Teilabschnittes Windenergie verlieren dann damit ihre Gültigkeit.

Der derzeit gültige Regionalplan für den Regierungsbezirk Detmold gliedert sich in zentralörtlicher 
Ausrichtung auf die beiden Oberzentren in zwei räumliche Teilabschnitte und einen sachlichen 
Teil abschnitt. 
Der Gebietsentwicklungsplan – Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld (GEP-TA OB BI) wurde durch 
Beschluss des Regionalrats vom 28. Juli 2003 aufgestellt und ist seit dem 24. September 2004  rechts-
kräftig. Der Teilabschnitt umfasst räumlich die Stadt Bielefeld und die Kreise Gütersloh, Herford, Lippe 
und Minden-Lübbecke.
Der Regionalplan – Teilabschnitt Paderborn-Höxter (TA PB-HX), der räumlich die Kreise Paderborn und 
Höxter umfasst, wurde durch Beschluss des Regionalrats am 17. September 2007 aufgestellt und zum 

Januar 2008  rechtskräftig. 
Der Gebietsentwicklungsplan für den Regierungsbezirk Detmold Sachlicher Teilabschnitt – Nutzung 
der Windenergie wurde am 30. November 1998 durch den Bezirksplanungsrat aufgestellt und zum 
November 1999  durch die Bekanntmachung im GV. NRW rechtskräftig. 
Die o. g. Teilabschnitte, ihre Änderungen sowie der Sachliche Teilabschnitt Windenergie können auf der 
Internetseite der Bezirksregierung Detmold nachvollzogen werden (www.bezreg-detmold.nrw.de).

Die Planwerke sind inzwischen in die Jahre gekommen. Die gesellschaftliche, planungsrechtliche und 
sonstige fachliche Kulisse hat sich im Laufe der Jahre zudem verändert, sodass eine einheitliche Über-
arbeitung der beiden räumlichen Teilabschnitte als Neuaufstellung notwendig ist.

Die folgenden wesentlichen Aspekte liegen der Neuaufstellung eines einheitlichen Regionalplans für 
ganz OWL zugrunde:

 → Der LEP NRW vom 08. Februar 2017 in der Fassung seiner seit dem 06. August 2019 geltenden 
Änderung schafft neue Vorgaben, die auf der Ebene der Regionalplanung umgesetzt und konkreti-
siert werden müssen.

 → Der Planungshorizont des Regionalplans TA PB-HX ist das Jahr 2020, der für den Regionalplan 
GEP-TA OB BI das Jahr 2015. Die Erarbeitung des Regionalplans für ganz OWL berücksichtigt diese 
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Angaben und knüpft entsprechend zeitlich an diese an. 
 → Innerhalb der vergangenen Jahre wurden bei Bedarf in beiden Regionalplan-Teilabschnitten 

Änderungsverfahren durchgeführt. Die Vielzahl der durchgeführten Verfahren verdeutlicht ebenfalls 
den Bedarf einer Neuaufstellung.

 → Rechtliche Grundlagen, z. B. das Raumordnungsgesetz des Bundes (ROG), der länderübergreifende 
Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz (BRPH), das Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung 
des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land (WindBG), das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG), das Landesplanungsgesetz NRW (LPlG NRW) und die Verordnung zur Durchführung des 
Landesplanungsgesetzes (LPlG DVO) wurden zwischenzeitlich novelliert oder neu geschaffen. 
Ebenso war durch Änderungen unionsrechtlicher Vorschriften und deren Umsetzung in nationales 
Recht beispielsweise für die Neuaufstellung des Regionalplans eine Umweltprüfung durchzuführen.

 → Fachplanungen und deren Grundlagen haben sich – teilweise grundsätzlich – geändert. 
Dies reicht z. B. vom Bundesverkehrswegeplan 2030, den wasserwirtschaftlichen Planungen 
einschließlich der Überschwemmungsgebiete, den Landschaftsplänen, den Naturschutz- und 
Landschaftsschutzgebieten über veränderte naturräumliche Gegebenheiten und angepasste sied-
lungsstrukturelle Überlegungen der Kommunen. Ein zusätzlicher Flächenbedarf resultiert zudem 
aus dem angestrebten beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien.

 → Die sozioökonomischen Rahmenbedingungen wandeln sich insbesondere auch vor dem Hintergrund 

der globalen Veränderungen dynamisch. Darüber hinaus wird der demographische Wandel die 
Planungsregion treffen und zu rückläufigen Einwohnern sowie einer Veränderung der Altersstruktur 
führen. Teile der Planungsregion OWL erfahren einen deutlichen Bevölkerungszuwachs, wohingegen 
andere Bereiche eher von Bevölkerungsrückgang betroffen sind. In den Blick genommen werden 
müssen dabei auch die raumrelevanten Auswirkungen, die sich aus der aktuellen Flüchtlingssituation 
ergeben. Neben der Nachfrage an Flächen für vornehmlich die Wohnsiedlungsentwicklung sind 
auch neue positive Flächenkulissen für die nachhaltige Entwicklung der Wirtschaftsbetriebe in der 
Region auszuweisen. Daher ist eine Überarbeitung des Siedlungsflächenkonzeptes erforderlich.

 → Die teilweise starke Abnahme der im Regionalplan dargestellten Siedlungsflächenreserven in den 
Kommunen macht eine grundlegende Überarbeitung der Siedlungsbereichsfestlegungen erforderlich. 

 → Die freiräumlichen Festlegungen bedürfen einer Anpassung nicht nur an geänderte rechtliche 
und fachliche Vorgaben, sondern insbesondere auch an die sich aus dem Klimawandel und der 
notwendigen Klimaanpassung ergebenden Konsequenzen planerischer Art (z. B. vorsorgender 
Hochwasserschutz, Biotopverbund mit Blick auf klimasensitive Lebensräume und Arten).

 → Die Bedeutung eines zügigen Ausbaus erneuerbarer Energien spielt vor dem Hintergrund des 
Klimaschutzes, der Erreichung der Klimaziele und der Sicherung der Energieversorgung eine heraus-
ragende Rolle. Die damit einhergehenden Veränderungen von gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen wie z. B. im ROG, im WindBG, im BauGB und im LEP NRW 
machen eine Überarbeitung der regionalplanerischen Festlegungen in Bezug auf den angestrebten 
Ausbau der erneuerbaren Energien notwendig. Dies soll sowohl im Regionalplan OWL als auch in 
einem Sachlichen Teilplan Eingang finden.

1.2 Verfahren zur Erarbeitung des Regionalplans OWL
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Vorbereitung der Regionalplanneuaufstellung 

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens des Regionalplans sind zahlreiche Verfahrensschritte durch-
geführt worden. Um den  Aufstellungsprozess abzubilden und das Verfahren transparent nachvollziehbar 
zu machen, wird dieser im Folgenden skizziert:

 → 28. September 2015 – Beauftragung der Regionalplanungsbehörde mit der Neuaufstellung eines 
einheitlichen Regionalplans für die gesamte Planungsregion OWL durch Beschluss des Regionalrats 
(RR-Drucksache RR-21/2015)

 → Erarbeitung von teilräumlichen Wirtschaftsflächenkonzepten durch die Kreise und Kommunen 
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sowie die Stadt Bielefeld

 → Von November 2017 bis November 2018 – erfolgt durch Durchführung von Kommunalgesprächen 
mit allen Kommunen des Regierungsbezirks Detmold; die Gespräche mit den Städten Bielefeld und 
Paderborn erfolgten in mehreren Schritten auch im Jahr 2019. Die Kommunalgespräche dienten 
dem verwaltungsseitigen Austausch über die künftigen planerischen Entwicklungen der Kommunen 
und finden in enger Zusammenarbeit mit den Kreisen statt.

 → Erarbeitung von vertiefenden Fachbeiträgen für die weitere Siedlungsentwicklung durch die Kommunen
 → Im Juni 2019 erfolgt die frühzeitige Unterrichtung gemäß § 9 Abs. 1 ROG der Öffentlichkeit sowie die 

in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen über die Neuaufstellung des Regionalplans OWL für 
den Regierungsbezirk Detmold

 → Im Juni 2019 wird das Beteiligungsverfahren gem. § 8 Abs. 1 ROG zur Festlegung des 
Untersuchungsrahmens der Umweltprüfung einschließlich des erforderlichen Umfangs- und 
Detaillierungsgrads des Umweltberichts (Scoping) durchgeführt

 → Entwicklung eines neuen regionalplanerischen Ansatzes zur Quantifizierung und Verortung der 
Siedlungsflächen im Rahmen der Neuaufstellung des Regionalplans

 → Der Regionalrat beschließt im Juni 2019 zentrale Eckpunkte für die Erarbeitung des Regionalplans OWL
 → Der Regionalrat erarbeitet 2019 – unter fachlicher Einbindung der Regionalplanungsbehörde – 

Leitlinien für die weitere Entwicklung von OWL. Diese werden in der Regionalratssitzung am 16. 
Dezember 2019 beschlossen. Sie bilden die materielle Vorgabe für die Regionalplanungsbehörde bei 
der Ausgestaltung des Entwurfs des Regionalplans OWL. 

 → 2019/2020: Entwurfserstellung des Regionalplans OWL durch die Regionalplanungsbehörde; 
Erarbeitung der Strategischen Umweltprüfung durch die beauftragten Planungsbüros

 → Im Mai 2020 erfolgt eine rechtliche Beratung bei der Entwurfserarbeitung des Regionalplans OWL 
durch eine externe Kanzlei zwecks Schaffung von Rechtssicherheit

 → Der Regionalrat fasst am 5. Oktober 2020 den Erarbeitungsbeschluss zur Neuaufstellung des 
Regionalplans OWL.

 → Die öffentliche Auslegung der Planunterlagen im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zum Entwurf 
des Regionalplans OWL erfolgt vom 1. November 2020 bis zum 31. März 2021. Es gehen ca. 4.000 
Stellungnahmen zum Entwurf des Regionalplans OWL bei der Regionalplanungsbehörde ein.

 → Mit Beschluss vom 20. Juni 2022 verabschiedet der Regionalrat den sogenannten 
Entscheidungskompass, mit dem die dem Regionalplan OWL zugrundeliegenden Leitlinien noch 
einmal bestätigt werden. Dieser nach Themenkomplexen strukturierte Entscheidungskompass 
bildet zudem den Rahmen für die Erarbeitung der Ausgleichs- und Abwägungsvorschläge.

 → Die Regionalplanungsbehörde hat sich im weiteren Verfahren intensiv mit den Detailaspekten der 
eingegangenen Stellungnahmen beschäftigt und diese mit entsprechenden raumordnerischen 
Vorschlägen zum Ausgleich der Meinungen (Ausgleichsvorschläge) im Sinne des § 19 Abs. 3 Satz 2 
LPlG NRW versehen.

 → Der Regionalrat der Bezirksregierung Detmold trifft als regionaler Planungsträger mit Beschluss 
vom 13. Dezember 2021 die Entscheidung, dass anlässlich der Aufstellung oder der Änderung 
des Regionalplans eingegangene Stellungnahmen von öffentlichen Stellen und von Personen des 
Privatrechts nach § 4 ROG, die nicht nach § 9 Abs. 2 Satz 4 ROG ausgeschlossen sind, grundsätzlich 
erörtert werden. 

 → Das Erörterungsverfahren gemäß § 19 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW wird in dem Zeitraum vom 7. September 
2022 bis 11. November 2022 mit den öffentlichen Stellen durchgeführt. 

 → Der Regionalrat Detmold beschließt in seiner Sitzung am 19. Juni 2023 die geänderte Fassung des 
Planentwurfs.

 → Die zweite öffentliche Auslegung der überarbeiteten Planunterlagen im Rahmen des Beteiligungs-
verfahrens zum Entwurf des Regionalplans OWL ist für die zweite Jahreshälfte 2023 geplant.

Durchführung des Aufstellungsverfahrens 

Auf der Grundlage des Erarbeitungsbeschlusses des Regionalrats hat die Regionalplanungsbehörde 
im Rahmen des Aufstellungsverfahrens das fünfmonatige Beteiligungsverfahren gemäß § 9 ROG für 
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1.3 Rechtsgrundlagen und Rechtswirkungen

Zum besseren Verständnis der Inhalte und Regelungen des Regionalplans OWL beleuchtet dieser Abschnitt 
einführend die Rechtsgrundlagen, die dem Regionalplan zu Grunde liegen. Die Regionalplanung ist Teil 
der regionalen Raumordnung und bildet aus überörtlicher Sicht die Grundlage für die nachfolgende 
kommunale Bauleitplanung in Form der Flächennutzungs- und Bebauungspläne, in der sich die raumord-
nungsrechtlichen Vorgaben der Bundes- und Landesebene konkretisieren. Diese kaskadenartige Planung 
erscheint dem Rechtsanwender zuweilen komplex und undurchsichtig, gerade vor dem Hintergrund, 
dass im Raumordnungsrecht die Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern aufgrund der föderalen 
Struktur verteilt sind. Darüber hinaus gerät das bislang eher national geprägte Raumordnungsrecht 
zunehmend in den Fokus und unter den Einfluss des Unionsrechts, wie eine Entscheidung des 
Gerichtshofes der Europäischen Union aus dem Jahr 2018 zur Einzelhandelssteuerung belegt (Rs. 
C-31/16). Perspektivisch ist davon auszugehen, dass zukünftig auch in der Raumordnung unionsrecht-
liche Vorgaben weitergehend Einzug erhalten und damit die Europäisierung dieses Rechtsgebietes 
voranschreiten wird.

die berührten öffentlichen Stellen/Beteiligten und die Öffentlichkeit durchgeführt. Die Auslegung der 
Unterlagen erfolgt bei der Regionalplanungsbehörde, den Kreisen des Planungsraums und der kreis-
freien Stadt Bielefeld sowie elektronisch über das Internet. In dieser Phase waren die Öffentlichkeit und 
die öffentlichen Stellen/Beteiligten aufgerufen, Stellungnahmen (Anregungen, Bedenken und Hinweise) 
zum Regionalplan OWL vorzutragen.

Die Regionalplanungsbehörde hat sich im weiteren Verfahren intensiv mit den Detailaspekten der einge-
gangenen Stellungnahmen beschäftigt und diese mit entsprechenden raumordnerischen Vorschlägen 
zum Ausgleich der Meinungen (Ausgleichsvorschlägen) im Sinne des § 19 Abs. 3 Satz 2 LPlG NRW 
versehen. Gemäß § 19 Abs.3 Satz 1 LPlG NRW wurden die Stellungnahmen der öffentlichen Stellen und 
der Personen des Privatrechts nach § 4 des ROG, die nicht nach § 9 Abs.2 Satz 4 des ROG ausgeschlossen 
sind, mit diesen erörtert. Das Erörterungsverfahren wurde in dem Zeitraum vom 7. September 2022 bis 
11. November 2022 durchgeführt. 

Das Erörterungsverfahren hat sich aus zwei Bausteinen zusammengesetzt. Es fanden in jedem Kreis und in der 
kreisfreien Stadt Bielefeld Erörterungstermine statt, die als Veranstaltung in Präsenz durchgeführt wurden 
(Erörterung in Präsenz). Anhand einer festgelegten Tagesordnung, die sich an den Themenkomplexen 
des Entscheidungskompasses orientierte, erfolgte die mündliche Erörterung. Darüber hinaus bestand 
unabhängig von der Teilnahme an den Erörterungsterminen die Möglichkeit, auf elektronischem Wege 
den Ausgleich der Meinungen zum Ausgleichsvorschlag zu erklären oder, sofern kein Ausgleich der 
Meinungen erklärt wurde, zu den Ausgleichsvorschlägen der Regionalplanungsbehörde innerhalb 
der vorgegebenen Frist Stellung zu nehmen (elektronisches Verfahren). Das Erörterungsverfahren mit 
den beiden oben dargestellten Bausteinen zielte darauf, eine gute Balance aus Mitnahme der Region, 

Transparenz und Wertschätzung der Verfahrensbeteiligten und notwendiger Schnelligkeit im weiteren 
Verfahren zur Neuaufstellung des Regionalplans OWL zu erreichen.

Die Regionalplanungsbehörde hat im Anschluss hieran Abwägungsvorschläge erarbeitet, die inhalt-
lich die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung sowie die 
Rückmeldungen der Beteiligten im Rahmen des Erörterungsverfahrens aufgreifen. Auf der Grundlage 
der abschließenden Entscheidung des Regionalrats als regionalem Planungsträger hierüber wird der 
Regionalplan OWL von der Regionalplanungsbehörde entsprechend angepasst und überarbeitet. Die 
überarbeiteten Planunterlagen sollen zusammen mit allen Anlagen noch einmal für den Zeitraum von 
zwei Monaten öffentlich ausgelegt werden. Es findet eine zweite Auslegung und damit ein weiteres 
Beteiligungsverfahren im Sinne des § 9 ROG statt. 
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Mit den Regelungen des ROG hat der Bundesgesetzgeber zunächst bundeseinheitliche Regelungen 
erlassen, die von den Ländern zu beachten sind. Das ROG vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986) ist zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353) mit Wirkung vom 01. Februar 2023 
geändert worden. Hintergrund der Änderung ist die Zielsetzung der Bundesregierung, die Verwaltungs-, 
Planungs- und Genehmigungsverfahren stark zu beschleunigen, um private wie staatliche Investitionen 
zur Transformation des Landes schnell, effizient und zielsicher umsetzen zu können.
Nach den Regelungen des ROG ist der jeweilige Hoheitsträger verpflichtet, den Raum zu planen. Nach   
§ 1 Abs. 1 und 2 ROG sind der Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seine Teilräume durch 
Raumordnungspläne, durch raumordnerische Zusammenarbeit und durch Abstimmung raumbedeut-
samer Planungen und Maßnahmen zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern. Dabei sind einerseits 

unterschiedliche Anforderungen an den Raum aufeinander abzustimmen und die auf der jeweiligen 
Planungsebene auftretenden Konflikte auszugleichen und andererseits Vorsorge für einzelne Nutzungen 
und Funktionen des Raumes zu treffen. Die gesetzgeberische Leitvorstellung bei der Erfüllung der Aufgabe 
ist eine nachhaltige Raumentwicklung, die den Einklang der sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an 
den Raum mit seinen ökologischen Funktionen sucht und zu einer dauerhaften, großräumig ausgewo-
genen Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen führt. Dies erfolgt auf der 
Ebene der Länder und in den verschiedenen Regionen durch gesonderte Planungen.

Raumordnung in Nordrhein-Westfalen
Das Recht der Raumordnung in Nordrhein-Westfalen wird maßgeblich durch die Vorschriften des LPlG 
NRW und der LPlG DVO1 bestimmt. Nach § 13 Abs. 1 ROG sind in den Ländern ein Raumordnungsplan 
für das jeweilige Landesgebiet (landesweiter Raumordnungsplan) und Raumordnungspläne für die 
Teilräume der Länder (Regionalpläne) aufzustellen. In Nordrhein-Westfalen gilt nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 
ROG i. V. m. § 2 Abs. 1, 17 Abs. 1 LPIG NRW  der LEP NRW als landesweiter Raumordnungsplan. 
Dieser wird nach § 17 Abs. 2 LPlG NRW in Form einer Landesrechtsverordnung unter Beteiligung des 
Landtages erlassen. Der LEP NRW vom 12. Januar 2017 ist durch Beschluss der Landesregierung und 
des Landtages novelliert worden und am 06. August 2019 in der neuen Fassung in Kraft getreten. 
Der LEP NRW enthält die landesbedeutsamen Ziele und Grundsätze der Raumordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen.

1 Hinweis zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des Landesplanungsgesetzes (LPlG DVO NRW): 
Der Planentwurf sowie dessen Anlagen wurden auf Grundlage der LPlG DVO NRW in der Fassung vom 01. Januar 
2016 bis 31. Januar 2021 mit den jeweiligen Anlagen (Planzeichenverzeichnis) erarbeitet. Für das fortschreitende 
Aufstellungsverfahren des Regionalplans OWL gilt die bis 31. Januar 2021 geltende Fassung der LPlG DVO NRW.

Rechtsgrundlagen

In diesem Abschnitt werden die im GG angelegten Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und 
Ländern in der Raumordnung dargestellt und Grundlagen der Regionalplanung in Nordrhein-Westfalen 
kompakt und bündig erläutert.

Gesetzgebungskompetenz

Die Raumordnung unterliegt der konkurrierenden Gesetzgebung nach Art. 72, 74 Abs. 1 Nr. 31 GG. Das 
bedeutet, dass grundsätzlich die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung haben, solange und soweit der 
Bund nicht von seiner Gesetzgebungszuständigkeit Gebrauch gemacht hat. Es ist somit grundsätzlich 
Sache der Länder, diese Fachmaterie zu regeln. Soweit der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz 
Gebrauch macht, steht den Ländern aber nach Art. 72 Abs. 3 Nr. 4 GG eine Abweichungskompetenz 
zu. Mit dem Erlass des ROG hat der Bund von seiner Gesetzesbefugnis Gebrauch gemacht und im 
Bereich der Raumordnung eine bundesgesetzliche Regelung erlassen. Die landesrechtlichen Vorgaben 
ergänzen somit die bundesrechtlichen Regelungen. Für den Rechtsanwender sind also unterschiedliche 
Rechtsquellen maßgeblich.

Raumordnungsgesetz
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Regionalplanung

Nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 ROG i. V. m. § 2 Abs. 3 LPlG NRW ist der Regionalplan OWL der Raumordnungsplan 
für den Regierungsbezirk Detmold. Nach den Regelungen des ROG sind die Regionalpläne aus dem 
Raumordnungsplan für das Landesgebiet zu entwickeln. Unbeschadet der Regelungen des ROG sind 
Regionalpläne den geänderten und neuen Zielen der Raumordnung im LEP NRW anzupassen. Die 
Flächennutzungspläne und die Ergebnisse der von Gemeinden beschlossenen sonstigen städte baulichen 
Planungen sind entsprechend § 1 Abs. 3 ROG in der Abwägung nach § 7 Abs. 2 ROG zu berück sichtigen. 
Damit wird dem in der Raumordnung geltende Gegenstromprinzip Rechnung getragen.
Darüber hinaus weisen zahlreiche fachgesetzliche Vorschriften der Regionalplanung eine besondere 
Rolle zu.

Nach § 18 Abs. 2 LPlG NRW erfüllt der Regionalplan die Funktionen eines Landschaftsrahmenplanes und 
eines forstlichen Rahmenplanes gemäß Naturschutz- und Forstrecht. Er stellt regionale Erfordernisse 
und Maßnahmen zur Verwirklichung des Naturschutzes, der Landschaftspflege und zur Förderung der 
Biodiversität (Landschaftsrahmenplan) sowie zur Sicherung des Waldes (forstlicher Rahmenplan) dar. 
Um dieser Funktion gerecht zu werden, bündelt der Regionalplan als überörtliche Gesamtplanung 
einzelne Aspekte der Fachplanung. 
So ist zum Beispiel von der Landesforstverwaltung ein Fachbeitrag erarbeitet worden, der die Grundlage 
für forstliche Regelungen im Regionalplan darstellt. Der forstliche Fachbeitrag ist darüber hinaus 
vorbehalt lich der Darstellungen des Regionalplans Richtlinie für die Forstbehörden bei ihrer Beratungs-, 
Förderungs- und Bewirtschaftungstätigkeit. Er ist die Grundlage für Stellungnahmen zu anderen 
Fachplanungen sowie für ihre Beteiligung an Planungen und Maßnahmen von Trägern öffentlicher 
Vorhaben (§§ 8 ff. LFoG NRW).

Auch für die Funktion des Regionalplans als Landschaftsrahmenplan dient ein Fachbeitrag als Basis. 
Dieser wurde vom LANUV erar beitet. Er liefert Basisinformationen zur Beurteilung des aktuellen 
Natur- und Landschaftszustandes und gibt Hinweise auf die Auswirkungen der Raumnutzung auf 
Natur und Landschaft. Er schildert mögliche hieraus resultierende Konflikte und spricht Empfehlungen 
zur Entwicklung und zum Schutz von Natur und Landschaft aus. Die regionalen Erfordernisse und 
Maßnahmen zur Verwirklichung des Naturschutzes und der Landschaftspflege erhalten dann – nach 
Abwägung mit anderen Belangen – Einzug in den Regionalplan.

Der Länderübergreifende Raumordnungsplan  ist am 1. September 2021 in Kraft getreten. Er ergänzt 
die Regelungen des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen und des Regionalplans Detmold im 
Bereich „Hochwasserschutz“. Nicht nur das Format „Bundesraumordnungsplan“ ist neu, sondern auch 
die Ausgestaltung mancher Regelungen im BRPH. So werden beispielsweise Ziele der Raumordnung 
eingeführt, die ausschließlich die Prüfung der Risiken von Hochwassern oder der Klimaanpassung nach 
Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren Daten vorsehen. Die Prüfung der vorgeschriebenen 
Sachverhalte genügt also unabhängig vom Ergebnis der Prüfung bereits dem Ziel der Raumordnung.

Die Raumbedeutsamkeit eines Vorhabens oder einer Maßnahme ist nicht zwangsläufig mit einer 
Flächengröße von mehr als 10 ha im Sinne des § 35 Abs. 2 LPlG DVO gleichzusetzen. Denn raumbedeut-
same Planungen und Maßnahmen sind gem. § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG Planungen, Vorhaben und sonstige 
Maßnahmen, durch die Raum in Anspruch genommen oder die räumliche Entwicklung oder Funktion 
eines Gebietes beeinflusst wird, einschließlich des Einsatzes der hierfür vorgesehenen öffentlichen 
Finanzmittel. In diesem Sinne können z. B. auch Planungen, die kleiner als 10 ha sind, raumbedeutsam 
sein. Dies unterliegt einer jeweils zu treffenden Einzelfallentscheidung. 
Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass über Planungen unterhalb der regionalplanerischen 
Darstellungsschwelle (10 ha) im Rahmen der Anpassung der Bauleitplanung nach § 34 LPlG NRW 
befunden wird. Wenn die Grundzüge der Planung berührt werden, bedarf es einer Änderung des 
Regionalplans.
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Regionalplanung und kommunale Bauleitplanung

Der Regionalplan OWL bildet zusammen mit dem LEP NRW die Grundlage für die nach § 1 Abs. 4 BauGB 
erforderliche und nach § 34 LPlG NRW zu überprüfende Anpassung der Bauleitpläne der Gemeinden 
des Planungsraums an die Ziele der Raumordnung. 
Zur Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung hat die Gemeinde bei Beginn 
ihrer Arbeiten zur Aufstellung oder Änderung eines Bauleitplanes unter Vorlage der erforderlichen 
Planunterlagen bei der Regionalplanungsbehörde anzufragen, welche Ziele für den Planungsbereich 
bestehen (§ 34 Abs. 1 LPlG NRW). Ist die Regionalplanungsbehörde bei der Aufstellung eines 
Flächennutzungsplanes beteiligt worden, so bedarf es bei der Aufstellung eines daraus entwickelten 
Bebauungsplanes ihrer erneuten Beteiligung nur, wenn und soweit die Regionalplanungsbehörde den 

Flächennutzungsplan nach Anhörung der Gemeinde im Benehmen mit dem Regionalrat für unangepasst 
erklärt hat (§ 34 Abs. 6 LPlG NRW).
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1.4 Inhalte des Regionalplans

Aufgabe des Regionalplans in seiner Eigenschaft als Raumordnungsplan ist die Ordnung, Sicherung und 
Entwicklung des Raums. Hierzu halten das ROG und das LPlG NRW einschließlich der LPlG DVO unter-
schiedliche Instrumentarien bereit. Diese Instrumentarien werden hier kurz erläutert.

Die Festlegungen des Regionalplans OWL konkretisieren die entsprechenden Erfordernisse der 
Raumordnung, die sich aus den Grundsätzen des ROG sowie aus den Zielen und Grundsätzen des LEP 
NRW insbesondere in den Kapiteln 2 bis 6 ergeben. Die dort formulierten Ziele gelten unmittelbar 
und sind von den Fachplanungsträgern und den nachfolgenden Planungsebenen – insbesondere den 
Kommunen – zu beachten. Die Grundsätze sind in die Abwägung einzustellen.
Darüber hinaus berücksichtigen die Festlegungen des Regionalplans die einschlägigen fachgesetzli-
chen Vorgaben für die räumliche Planung, insbesondere des BImSchG und des BNatSchG sowie die 
Empfehlungen der Ministerkonferenz für Raumordnung.

Nach § 13 Abs. 5 ROG sollen Raumordnungspläne Festlegungen zur Raumstruktur enthalten. Die 
Vorschrift konkretisiert mögliche Inhalte in beispielhafter Aufzählung. Danach können Festlegungen 
zur anzu strebenden Siedlungsstruktur, zur anzustrebenden Freiraumstruktur und zu den zu sichernden 
Standorten und Trassen für Infrastruktur Gegenstand der Raumordnungspläne sein. Der Regionalplan 
OWL greift diese Struktur auf und ordnet seine Festlegungen im Wesentlichen den Sachthemen Siedlung, 
Freiraum und Infrastruktur zu. Zusätzlich nimmt der Regionalplan OWL das Sachthema Energie, insbe-
sondere unter den Aspekten Photovoltaik, Windenergie und Fracking mit auf.

Zeichnerische Festlegungen

Bei den zeichnerischen Festlegungen des Regionalplans OWL handelt es sich – in Verbindung mit seinen 
textlichen Festlegungen – um Ziele oder Grundsätze der Raumordnung im Sinne des ROG. 

Nach der Legaldefinition des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG sind Ziele der Raumordnung verbindliche Vorgaben 
in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Raumordnung 
abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur 
Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums. 

Ein raumordnerisches Ziel zeichnet sich im Vergleich zu einem raumordnerischen Grundsatz dadurch 
aus, dass es bestimmt oder bestimmbar, abschließend abgewogen und textlich oder zeichnerisch fest-
gelegt ist. Es handelt sich um eine planerische Letztentscheidung, die Normqualität aufweist. Die Ziele 
der Raumordnung sind zu beachten und entfalten nach § 4 Abs. 1 ROG unmittelbar Bindungswirkungen 
für die nachfolgenden öffentlichen Planungsstellen. Sie können aber auch mittelbar für Private – auf 
Zulassungsebene über die Raumordnungsklausel bei bauplanungsrechtlichen Außenbereichsvorhaben 
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nach § 35 Abs. 3 Satz 2 und § 3 BauGB  – Bedeutung erlangen und einem Vorhaben bauplanungsrecht-
lich entgegenstehen.

Hingegen handelt es sich bei Grundsätzen der Raumordnung nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG um Aussagen 
zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder 
Ermessensentscheidungen, die durch Gesetz oder als Festlegungen in einem Raumordnungsplan aufge-
stellt werden können. Es handelt sich folglich um Erfordernisse der Raumordnung, die auf der nach-
folgenden Planungsebene, also im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung, durch Abwägungs- und 
Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen sind. Auch die Festlegung von Gebietskategorien kann 
zu einem Ziel oder einem Grundsatz der Raumordnung führen. Von regionalplanerischen Festlegungen 
unberührt,  bleiben rechtmäßig ausgeübte oder bestandskräftig genehmigte Nutzungen.
Das ROG unterscheidet verschiedene Gebietskategorien, die für die Raumordnung und damit auch für 
die Regionalplanung verbindlich sind, wenn sie in Raumordnungsplänen festgelegt werden.

Gebietskategorien

Gerade bei der Festlegung von Gebietskategorien ist zu prüfen, ob diese die Eigenschaft eines Ziels oder 
eines Grundsatzes aufweist. Grundsätzlich können in Regionalplänen die folgenden Gebietskategorien 
gemäß § 7 Abs. 3 ROG festgelegt werden:

 → Vorranggebiete – Gebiete, die für bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorge-
sehen sind und andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem Gebiet ausschließen, soweit diese 
mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar sind

 → Vorbehaltsgebiete – Gebiete, in denen bestimmten raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen 
bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen besonderes Gewicht beizu-
messen ist (Vorbehaltsgebiete), sowie

 → Eignungsgebiete – Gebiete, in denen bestimmten raumbedeutsamen Maßnahmen oder Nutzungen, 
die städtebaulich nach § 35 des BauGB zu beurteilen sind, andere raumbedeutsame Belange nicht 
entgegenstehen, wobei diese Maßnahmen oder Nutzungen an anderer Stelle im Planungsraum 

ausgeschlossen sind

 → Bei Vorranggebieten kann festgelegt werden, dass sie zugleich die Wirkung von 

Eignungsgebieten haben. 

Vorrang- und Eignungsgebiete sind zeichnerisch festgelegte Ziele der Raumordnung, da sie 
die Raumnutzung und -funktionen auf der Ebene der Regionalplanung abschließend festlegen. 
Vorbehaltsgebiete hingegen sind als Grundsätze der Raumordnung zu qualifizieren.

Gebietskategorien im Regionalplan OWL

Vorranggebiete im Regionalplan OWL sind beispielsweise die Allgemeinen Siedlungsbereiche (ASB) 
und die Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) im Siedlungsraum. Im Freiraum sind 
Vorranggebiete z. B. die Bereiche für den Schutz der Natur (BSN) oder die Waldbereiche.

Der Regionalplan bestimmt entsprechend der Vorgabe des § 7 Abs. 3 Ziffer 1 ROG die in den jeweiligen 
Vorranggebieten vorgesehenen, vorrangigen Nutzungen und Funktionen. Er legt sie ergänzend zu den 
zeichnerischen Festlegungen textlich gemäß § 7 Abs. 3 Ziffer 1 ROG und auf der Grundlage der Anlage 3 
zur LPlG DVO entsprechend den planerischen Erfordernissen im Planungsraum als abschließend abge-
wogene Planungsentscheidung fest.

Die Festlegung von Vorranggebieten bewirkt, dass dort raumbedeutsame Nutzungen und Funktionen nur 
geplant werden dürfen, wenn sie mit den in den Vorranggebieten vorgesehenen Nutzungen und Funktionen 
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vereinbar sind. Im bauplanungsrechtlichen Außenbereich bewirken Vorranggebiete aufgrund § 35 Abs. 3 
Satz 2 BauGB, dass raumbedeutsame Vorhaben, die mit den festgelegten Vorrangnutzungen oder -funk-
tionen nicht vereinbar sind, nicht zugelassen werden können. Vorranggebiete entfalten – anders als 
Eignungsgebiete – außerhalb der zeichnerisch festgelegten Fläche keine Rechtswirkungen. 

Vorbehaltsgebiete hingegen stellen zeichnerisch dargestellte Grundsätze der Raumordnung dar. 
Vorbehaltsgebiete im Regionalplan OWL sind beispielsweise Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche 
und landwirtschaftliche Kernräume im Freiraum. 

Der Regionalplan OWL bestimmt die raumbedeutsamen Nutzungen und Funktionen, denen diese 
Gebiete vorbehalten sein sollen. Auch die Festlegung von Vorbehaltsnutzungen und  -funktionen erfolgt 
ergänzend zu den zeichnerischen Festlegungen textlich gemäß § 7 Abs. 3 ROG und auf der Grundlage 
der Anlage 3 zur LPlG DVO entsprechend den planerischen Erfordernissen im Planungsraum als regional-
planerische Planungsentscheidung. 

Die Festlegung von Vorbehaltsgebieten bewirkt, dass den Vorbehaltsnutzungen und  -funktionen bei 
der Abwägung mit anderen, konkurrierenden Nutzungen und Funktionen ein besonderes Gewicht 
beizumessen ist. Auch Vorbehaltsgebiete entfalten ihre rechtlichen Wirkungen nur innerhalb der 
entsprechend festgelegten Flächen. Vorbehaltsgebiete bewirken keinen strikten Ausschluss von 
konkurrierenden Nutzungen und Funktionen; sofern in der bauleitplanerischen oder fachplane-
rischen Abwägung anderen konkurrierenden Nutzungen oder Funktionen zutreffend ein höheres 
Gewicht beigemessen wird, können diese anstelle der Vorbehaltsnutzungen und -funktionen 
geplant werden. 

Vorrang- und Vorbehaltsgebieten ist gemeinsam, dass sie nur raumbedeutsame Nutzungen und 
Funktionen betreffen und nur insoweit rechtliche Wirkungen haben. Nutzungen und Funktionen, die 
nicht raumbedeutsam sind, bleiben von den Festlegungen dieser Gebiete unberührt. 

Eignungsgebiete im Sinne des § 7 Abs. 3 Ziffer 3 ROG werden im Regionalplan OWL nicht festgelegt.

Weitere Vorgaben für die Festlegungen in Regionalplänen ergeben sich insbesondere aus 
§ 35 LPlG DVO und der Anlage 3 der LPlG DVO. Demnach können in Regionalplänen einzelne 
Planzeichen verwendet werden, die in der Planzeichendefinition textliche Erläuterung erfahren.                                                                                                      
Die zeichnerischen Festlegungen müssen im Maßstab 1:50.000 erfolgen und nach Gegenstand, Form 
und Inhalt den Vorgaben der Anlage 3 zur LPlG DVO entsprechen.
Zeichnerische Ziele der Raumordnung im Regionalplan müssen, um ihre Rechtswirkungen entfalten 
zu können, unter Berücksichtigung einer räumlichen Zuordnung im Maßstab von 1:50.000 so hinrei-
chend konkret sein, dass sie auf eine regionalplanerische Einzelentscheidung unmittelbar anwendbar 
sind. Der anzuwendende Darstellungsmaßstab von 1:50.000 bestimmt die generelle Regelungstiefe. Die 
Genauigkeit der Darstellungen bestimmt sich an diesem Maßstab. Hieraus folgt, dass der Regionalplan bei 
seinen zeichnerischen Festlegungen eine allgemeine Größenordnung und eine bestimmbare Lage angibt, 
diese nicht aber grundstücksbezogen fixiert. Die zeichnerischen Festlegungen des Regionalplans haben 
dort ihre Begrenzung, wo sie nachfolgende Planungen unzulässig einengen; für die Detaillierungsgrenze 
ihrer Festlegung bildet der o. g. Maßstab die Messlinie. 
Die Umsetzung einer Planung vollzieht sich daher aufgrund der zeichnerischen Festlegungen in 
Verbindung mit den jeweiligen Gegebenheiten vor Ort (z. B. räumliche Zäsuren) und der Wechselwirkung 
zu anderen im Umfeld vorhandenen Funktionen (z. B. Überschwemmungsgebiete, Biotope oder vorhan-
dene Nutzungen). 

Die Regionalplanungsbehörde hat nach § 35 Abs. 4 LPlG DVO die Möglichkeit, für bestimmte Festlegungen 
aus den angegebenen Planzeichen der Anlage 3 sinngemäß weitere Planzeichen zu entwickeln. Hiervon 
hat die Regionalplanungsbehörde Detmold im vorliegenden Regionalplan Gebrauch gemacht. Die entwi-
ckelten Planzeichen sind der Legende des Kartenteils zu entnehmen.
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Textliche Festlegungen

Die textlichen Festlegungen gemäß § 35 Abs. 6 LPlG DVO
 → konkretisieren – soweit neben den zeichnerischen Festlegungen erforderlich – selbständig und 

ergänzend die Grundsätze und Ziele des LEP NRW für den Planungsraum,
 → können die zeichnerischen Festlegungen hinsichtlich raumbedeutsamer Funktionen und Nutzungen 

konkretisieren und differenzieren,
 → sollen sachliche, räumliche und zeitliche Beziehungen und Abhängigkeiten der Festlegungen unter-

einander und bei der Umsetzung in nachfolgende Planungs- und Genehmigungsverfahren und 
-entscheidungen aufzeigen.

Sie sind entweder als Ziele oder Grundsätze der Raumordnung formuliert. Wegen der besonderen 
Bedeutung hinsichtlich ihrer oben beschriebenen unterschiedlichen Bindungswirkung sind sie ausdrück-
lich als Ziele oder Grundsätze bezeichnet.

Begründung

Gemäß § 7 Abs. 5 ROG ist den Raumordnungsplänen eine Begründung beizufügen. Die Begründung 
ist nicht materiell-rechtlicher Inhalt des Regionalplans, hat aber vor dem Hintergrund der 
Öffentlichkeitsbeteiligung besondere Bedeutung. Denn das Ergebnis der Planung soll für die Öffentlichkeit 
nachvollziehbar sein und rechtsstaatlichen Anforderungen genügen, indem die Gründe für die Planung 
dargelegt werden. Letztlich dient die Begründung der Rechtfertigung der Planungsergebnisse und der 
sie tragenden Abwägungsentscheidung. Zugleich dient sie aber auch der Information der Öffentlichkeit 
über die Motive und Beweggründe für die Planung. Aus der Begründung lassen sich die Erwägungen für 
die Festlegungen des Regionalplans OWL in Form von Zielen und Grundsätzen ableiten.

Der Regionalplan OWL setzt die Vorgaben des ROG daher in der nachfolgend dargelegten Systematik um:
Zunächst werden in den einzelnen Sachkapiteln, Kapitel 3  - 9, die übergeordneten planerischen Vorgaben 
insbesondere des LEP NRW und des ROG dargestellt. Daraus werden Konkretisierungsbedarfe für die 
Ebene der Regionalplanung abgeleitet. Vor jeder Festlegung wird in diesem Sinne neben der Darlegung 
der entsprechenden Vorgaben des LEP NRW jedes Ziel bzw. jeder Grundsatz begründet. Die Begründung 
zu den einzelnen planerischen Festlegungen – der Ziele und Grundsätze – ist diesen jeweils vorangestellt.
Neben den textlichen Festlegungen stehen die zeichnerischen Festlegungen. Diese sind im Kartenteil 
des Regionalplans OWL festgelegt. Die konkrete Abgrenzung und jeweilige Zuordnung der zeichneri-
schen Ziele und Grundsätze (Vorrang- und Vorbehaltsgebiete) begründet sich durch einen mehrstufigen 
und fachübergreifenden Planungsprozess. Die Begründung der zeichnerischen Festlegungen findet sich 
ebenfalls in den einzelnen Sachkapiteln.

Erläuterung im Regionalplan

Nach § 12 Abs. 1 LPlG NRW bestehen Raumordnungspläne ergänzend zum ROG aus textlichen und/
oder zeichnerischen Festlegungen mit zugeordneten Erläuterungen. Die LPlG DVO konkretisiert die 
möglichen Inhalte der Erläuterungen. In § 35 Abs. 7 LPlG DVO ist die Funktion der Erläuterungen zum 
Regionalplan geregelt. 

Die Erläuterungen sollen Folgendes thematisieren:
 → die zeichnerischen und textlichen Ziele und Grundsätze,
 → die Regionalbedeutsamkeit zeichnerischer Darstellungen unterhalb der 10-ha-Darstellungsschwelle,
 → Hinweise für die regionalplanerische Beurteilung von raumbedeutsamen Fachplanungen und 

Projekten,
 → siedlungsbereichsbezogene regionale Entwicklungsspielräume in ihrer Größenordnung und Qualität 

aufzeigen und begründen und ihre Mobilisierungschancen beschreiben. 

Der Regionalplan setzt dies um, indem er nach den jeweiligen Festlegungen als Ziel oder Grundsatz diese 
erläutert. Die Erläuterungen haben vor allem den Zweck – auch in Form von Erläuterungskarten –, die 
Anwendung der jeweiligen Festlegung auf der nachfolgenden Planungsebene zu erleichtern. Sie dienen 

als Auslegungshilfen und geben weitere Hinweise zu den formulierten Zielen und Grundsätzen.
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1.5 Berücksichtigung von Fachbeiträgen
Nach § 12 Abs. 2 LPlG sind vorliegende Fachbeiträge und Konzepte (z. B. Klimaschutzkonzepte) 
bei der Erarbeitung von Raumordnungsplänen zu berücksichtigen. Als fachliche Arbeitsgrundlage 
für die Regionalplanung und die regionalplanerische Gesamtabwägung im Verfahren zur 
Regionalplanneuaufstellung dienten sogenannte Fachbeiträge. Diese sind eigenständige, in sich abge-
schlossene fachliche Beiträge von Landesbehörden, Landesstellen, Kammern etc. zu ihren jeweiligen 
Themenbereichen. 

Im Einzelnen werden folgende Fachbeiträge berücksichtigt:
 → Gewerbe- und Industrieflächenkonzepte der Stadt Bielefeld (2016) und der Kreise im Auftrag der 

Kommunen (2017/18/19)
 → Fachbeiträge zur Siedlungsentwicklung der Kommunen und der Kreise im Auftrag der Kommunen 

(2018/19)
 → IHK Ostwestfalen zu Bielefeld, IHK Lippe zu Detmold, Handwerkskammer Ostwestfalen-Lippe zu 

Bielefeld (Hrsg.) (2017): Flächen für die Zukunft - Fachbeitrag der Wirtschaft zum Regionalplan OWL 
2035. Bielefeld.

 → Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (2018): Fachbeitrag des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege für die Planungsregion des Regierungsbezirks Detmold. 
Recklinghausen.

 → Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen (2018): Forstlicher Fachbeitrag für den 
Regionalplan der Bezirksregierung Detmold. Münster.

 → Geologischer Dienst Nordrhein-Westfalen (2017): Die Karte der schutzwürdigen Böden von NRW 
1:50.000 – Bodenschutz-Fachbeitrag für die räumliche Planung. Krefeld. 

 → Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen (2018): Landwirtschaftlicher Fachbeitrag zum 
Regionalplan Detmold. Brakel.

 → Landschaftsverband Westfalen-Lippe (2017): Kulturlandschaftlicher Fachbeitrag zur Regionalplanung 
– Regierungsbezirk Detmold. Münster.

 → Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (2018): Fachbeitrag 
Klima für die Planungsregion Detmold. Recklinghausen.

Sämtliche Fachbeiträge können auf der Internetseite der Bezirksregierung eingesehen werden.
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1.6 Erneuerbare Energien in der Regionalplanung 

Die Erreichung der Klimaziele, die Energiewende und der damit zusammenhängende zügige Ausbau der 
erneuerbaren Energien stellt eine der zentralen gesellschaftlichen Zukunftsaufgaben für die kommenden 
Jahre und Jahrzehnte dar. Dies wird auch in den Zielfestlegungen des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) 
deutlich, auf welche in Kapitel 9 näher eingegangen wird. 
Die Energiewende ist dabei von herausragender Bedeutung für die Erreichung der Klimaziele. Sie ist 
auch erforderlich, um die Abhängigkeit von Energieimporten zu verringern. Der § 2 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG 2023) räumt den erneuerbaren Energien eine besondere Bedeutung im Rahmen 
der Schutzgüterabwägung ein, da diese, bis die Stromerzeugung in der Bundesrepublik nahezu treibh-
ausgasneutral ist, im überragenden öffentlichen Interesse liegen und der öffentlichen Sicherheit dienen. 

Angesichts der besonderen Bedeutung dieser Thematik hat es daher in den vergangenen Monaten zahl-
reiche rechtliche Änderungen sowohl auf der europarechtlichen als auch der nationalen Ebene gegeben. 
Alle Änderungen haben zum Ziel, den Ausbau der erneuerbaren Energien deutlich zu beschleunigen. 
Europarechtlich wird den Mitgliedstaaten durch die EU-Notfallverordnung (Verordnung EU 2022/2577) 
eine Beschleunigung der Zulassungsverfahren für erneuerbare Energien ermöglicht. Es gibt zudem euro-
parechtliche Bestrebungen die Zulassungsverfahren dauerhaft zu vereinfachen und Erleichterungen in 
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Bezug auf den Natur- und Artenschutz für die erneuerbaren Energien einzuführen. 
Durch das Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen (kurz: 
Wind-an-Land-Gesetz) sollen durch bundesrechtliche Vorgaben mehr Flächen für die Windenergie 
zur Verfügung gestellt werden. Darüber hinaus wurde auf Bundesebene eine bauplanungsrechtliche 
Privilegierung von Freiflächensolaranlagen entlang von Autobahnen und bestimmten Schienenwegen 
eingeführt. 

Die Bedeutung des Klimaschutzes und die Notwendigkeit des Ausbaus der erneuerbaren Energien wird 
auch auf Landesebene sichtbar. Das Klimaschutzgesetz des Landes gibt spezifische Klimaschutzziele für 
Nordrhein-Westfalen vor. Neben den aktuellen Rechtsänderungen auf EU- und Bundesebene strebt die 
Landesregierung in NRW zudem eine Änderung des Landesentwicklungsplanes an, um auch auf raumord-
nerischer Ebene den Ausbau der erneuerbaren Energien zu unterstützen. Die LEP-Änderung ist dabei auch 
vor dem Hintergrund der bundesrechtlich verbindlichen Flächenvorgaben notwendig. In NRW erfolgt die 
Umsetzung der entsprechenden Flächenvorgaben durch Ausweisung sogenannter Windenergiegebiete in 
den Regionalplänen. Im LEP sollen daher zukünftig entsprechende Teilflächenziele für die Planungsregionen 
festgelegt werden. Im Vorfeld wurde dafür bereits der Erlass zur Auslegung und Umsetzung von 
Festlegungen des LEP NRW im Rahmen eines beschleunigten Ausbaus der erneuerbaren Energien (Wind- 
und Solarenergie) (LEP-Erlass Erneuerbare Energien) vom 28. Dezember 2022 veröffentlicht.  
Für den Regionalplan OWL ergibt sich aufgrund der zuvor gemacht Ausführungen und dem in § 2 
Abs. 2 Nr. 6 ROG festgeschriebenen Grundsatz der Raumordnung, die Notwendigkeit, den räumli-
chen Erfordernissen des Klimaschutzes Rechnung zu tragen. Dabei wird in § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG der 
Raumordnung zudem der Grundsatz zugeschrieben, die räumlichen Voraussetzungen für den Ausbau 
der erneuerbaren Energien zu schaffen. Eine grundlegende regionalplanerische Auseinandersetzung mit 
dem Themenfeld der erneuerbaren Energien ist aufgrund der rechtlichen Vorgaben, aber auch aufgrund 
der mit dem angestrebten Ausbau einhergehenden erheblichen Inanspruchnahme von Raum und mögli-
chen Nutzungskonflikten für die Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes zwingend notwendig. 

Angesichts der hohen Dynamik des Themas und den damit einhergehenden Anpassungen der 
Rechtsgrundlagen strebt die Region OWL eine schnelle Umsetzung der notwendigen regionalplanerischen 
Festlegungen an. Die Region OWL ist sich des notwendigen Beitrags zur Erreichung der Klimaschutzziele 
bewusst und stellt sich daher den raumordnerischen Herausforderungen, welche mit dem Ausbau 
der erneuerbaren Energien einhergehen. Im Rahmen der Erarbeitung des Regionalplans OWL kann 
jedoch noch nicht abschließend zu sämtlichen Fragestellungen eine regionalplanerische Steuerung bzw. 
Auseinandersetzung erfolgen. Dies hängt auch mit dem Verfahren zur Änderung des LEP NRW zusammen, 
welches im Mai 2024 abgeschlossen werden soll. Insbesondere die Ausweisung der zuvor genannten 
Windenergiegebiete im Regionalplan setzt zudem einen umfangreichen Planungsprozess voraus. 

In Bezug auf die Entwicklung der Kommunen im Regierungsbezirk enthält der Regionalplan OWL 
notwendige Festlegungen, welche für die Arbeit der kommunalen Planungsträger von immenser 
Wichtigkeit sind (siehe Kapitel 1.1). Infolgedessen erfolgt die zeichnerische und textliche Festlegung von 
Windenergiegebieten sowie die Auseinandersetzung mit weiteren Festlegungen für den Bereich erneu-
erbare Energien in einem gesonderten Sachlichen Teilplan. 
Der Regionalrat hat in seiner Sitzung am 13. März 2023 eine Absichtserklärung zur Aufstellung des besagten 
Sachlichen Teilplans beschlossen, welche zudem die hohe Priorität des Themas verdeutlicht. Am 19. Juni 
2023 hat der Regionalrat den entsprechenden Arbeitsauftrag gefasst, sodass die Regionalplanungsbehörde 
offiziell damit beauftragt wurde, mit den Vorarbeiten zur Erstellung des Sachlichen Teilplans zu beginnen. 
Die Festlegungen des Regionalplans OWL werden dabei in die Erarbeitung für den Sachlichen Teilplan 
einbezogen, sodass eine Synchronisation der beiden Planwerke ermöglicht wird. 

Um den Ausbau der erneuerbaren Energien und in diesem Zusammenhang insbesondere den Ausbau 
der Windenergie bis zur Rechtskraft des Sachlichen Teilplans weiterhin regionalplanerisch zu unter-
stützen, enthält der Regionalplan textliche Festlegungen, welche einen regionalplanerischen Rahmen 
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für den notwendigen Ausbau bilden. Diese Festlegungen sind in den folgenden Fachkapiteln enthalten, 
wobei eine abschließende zusammenführende Betrachtung im Kapitel 9 erfolgt. Das Kapitel 9 enthält 
zudem eine vertiefende Einführung in die Thematik und erläutert rechtliche Hintergründe.
Des Weiteren wird in Kapitel 2.2.8 ein Überblick über den Ausbaustand der erneuerbaren Energien in OWL 
gegeben. Der Regionalplan OWL verfolgt somit einen gesamthaften Ansatz. Die Relevanz des Ausbaus 
der erneuerbaren Energien wird berücksichtigt. Es erfolgt eine für den weiteren Ausbau notwendige 
regionalplanerische Rahmensetzung. Regelungsinhalten, welchen es zum Zeitpunkt der Erarbeitung des 
Regionalplans OWL noch an hinreichenden Informationen, etwa aufgrund einer noch nicht abschließend 
absehbaren Rechtsentwicklung fehlt, bleiben demnach dem Sachlichen Teilplan vorbehalten. 

1.7 Umweltauswirkungen in der Regionalplanung

Umweltprüfung

Die Erforderlichkeit einer Umweltprüfung in der Regionalplanung geht auf die gemeinschaftliche 
Richtlinie über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (Plan-UP-
Richtlinie 2001/42/EG) zurück. Die europarechtlichen Vorgaben sind durch den Bundesgesetzgeber 
in verschiedene Gesetze in nationales Recht umgesetzt worden. Für die Regionalplanung sind die 
Vorschriften des ROG maßgeblich.
Nach § 8 Abs. 1 ROG ist bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen von der für den Raumordnungsplan 
zuständigen Stelle eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen 
Auswirkungen des Raumordnungsplans auf
1. Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt,
2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,
3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie
4. die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern

zu ermitteln und in einem Umweltbericht frühzeitig zu beschreiben und zu bewerten sind. Der 
Umweltbericht enthält die Angaben nach der Anlage 1 zum ROG. 

Mit Durchführung ist gleichzeitig der Untersuchungsrahmen der Umweltprüfung einschließlich 
des erforderlichen Umfangs und Detaillierungsgrades des Umweltberichtes festzulegen (Scoping). 
Die öffentlichen Stellen, deren umwelt- und gesundheitsbezogener Aufgabenbereich von den 
Umweltauswirkungen des Raumordnungsplans berührt werden kann, sind hierbei zu beteiligen. Die 
Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein aner-
kannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Raumordnungsplans in ange-
messener Weise verlangt werden kann.

Der für den Regionalplan OWL erstellte Umweltbericht ist diesem als selbstständiges Dokument beige-
fügt; er ist Grundlage der Planerarbeitung und -aufstellung. Der Umweltbericht wird im Rahmen der 
Beteiligung nach § 9 ROG ausgelegt. In diesem Zuge erfolgt eine Beteiligung von betroffenen öffent-
lichen Stellen/Beteiligten, z. B. Umweltbehörden, und der Öffentlichkeit. Nach Abschluss der Behörden- 
und Öffentlichkeitsbeteiligung sind Inhalte des Umweltberichtes durch den Regionalrat als Planungsträger 
zu prüfen. Die Ergebnisse der Umweltprüfung sowie die Stellungnahmen im Beteiligungsverfahren sind 
entsprechend der Anforderungen der §§ 7 Abs. 2, 8 und 9 ROG in der planerischen Abwägung entspre-
chend ihrem objektiven Gewicht zu berücksichtigen. Wenn den Ergebnissen der Umweltprüfung andere, 
ebenso gewichtige oder gewichtigere Belange gegenüberstehen, können die Umweltbelange ganz oder teil-
weise zurückgestellt werden. Eine Zurückstellung der Umweltbelange ist dagegen nicht möglich, wenn das 
objektive Gewicht aus einer strikt zu beachtenden Gesetzesnorm resultiert. 

Sofern im Verfahren nach § 9 ROG Stellungnahmen eingehen, die eine Änderung der zeichnerischen 
oder textlichen Festlegungen des Regionalplans OWL erforderlich machen, ist zu prüfen, inwieweit diese 
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erstmalig oder stärkere Umweltauswirkungen entfalten. In diesem Fall ist eine Änderung oder Ergänzung 
der Umweltprüfung notwendig.

Im Rahmen der Umweltprüfung des Regionalplans OWL wurde die Gesamtheit der Planfestlegungen 
betrachtet. Dementsprechend wurden sowohl die textlichen Festlegungen in Form der Ziele und 
Grundsätze als auch die zeichnerischen Festlegungen daraufhin geprüft, ob bzw. inwieweit erhebliche 
Umweltauswirkungen auftreten können.
In diesem Zusammenhang ist insbesondere die schwerpunktmäßige Prüfung in gestuften 
Planungsprozessen, die sog. „Abschichtung“ zu erwähnen. Stufen in diesem Sinne sind z. B. die 
Regionalplanung, die darauf fußende vorbereitende Bauleitplanung (FNP) und die wiederum aus 
dem FNP entwickelte verbindliche Bauleitplanung (Bebauungspläne). Bei mehrstufigen Planungs- und 
Zulassungsprozessen ist bei der Festlegung des Untersuchungsrahmens zu bestimmen, auf welcher 
der Stufen des Prozesses bestimmte Umweltauswirkungen schwerpunktmäßig zu prüfen sind. Dadurch 
werden Mehrfachprüfungen vermieden. Demnach werden insbesondere die Umweltauswirkungen von 
Planinhalten geprüft, über die abschließend entschieden wird, da diese Umweltauswirkungen auf der 
nachfolgenden Planungsebene nicht mehr berücksichtigt werden können (z. B. Gesamtplanauswirkungen). 
Konflikte bestimmter Planfestlegungen mit Natura 2000-Gebieten sind im Rahmen der Umweltprüfung 
durch die Prüfung geeigneter räumlicher Alternativen im Vorfeld zu verhindern.

Zusammenfassende Erklärung

Der Abschluss des Planaufstellungsverfahrens endet i. d. R. mit der Annahme des Plans durch den 
Planungsträger. Im Rahmen der Bekanntmachung ist u. a. eine zusammenfassende Erklärung der wesent-
lichen Entscheidungsgründe im Abwägungsverfahren zur Ansicht auszulegen. Zur Erläuterung des 
Stellenwertes der Umweltbelange in der Entscheidung ist ein Vergleich mit anderen Belangen erforder-
lich. Dies ist besonders dann von Bedeutung, wenn die Entscheidung unter begründeter Zurückstellung 
von Umweltbelangen erfolgt ist.  Nach § 10 Abs. 3 ROG dient die zusammenfassende Erklärung einer allge-
meinen Kurzinformation nach Abschluss des Verfahrens über die Art und Weise, wie die Umweltbelange 
und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Raumordnungsplan berück-
sichtigt wurden. Sie gibt Aufschluss darüber, aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den 
geprüften, in Betracht kommenden Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. Die zusammenfassende 
Erklärung ist wie der Umweltbericht dem Regionalplan beigefügt. Sie ist nicht gleichzusetzen mit der 
Planbegründung. Die zusammenfassende Erklärung im Sinne der Plan-UP-Richtlinie enthält lediglich 
einzelne Aspekte der Planbegründung und dient in erster Linie allgemeinen Informationszwecken. Es kann 
aber inhaltliche Überschneidungen geben. Mit der zusammen fassenden Erklärung soll die Öffentlichkeit 
in zusammenfassender und verständlicher Weise über die Umweltauswirkungen informiert werden.

Monitoring

Entstehen durch die Aufstellung des Plans erhebliche Umweltauswirkungen, sind diese durch den 
Planungsträger zu überwachen. Unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen sollen dabei früh-
zeitig ermittelt werden, um bei Bedarf entsprechende Abhilfemaßnahmen ergreifen zu können. 
§ 8 Abs. 4 Satz 1 ROG verpflichtet daher die zuständigen Stellen zu Überwachungsmaßnahmen von 
erheblichen Umweltauswirkungen, die sich aus der Durchführung des Regionalplans ergeben. Die 
Überwachungsmaßnahmen werden in der Praxis als Monitoring bezeichnet. Das nach § 8 Abs. 4 ROG 
verpflichtende Monitoring setzt die Richtlinienanforderungen der Plan-UP-Richtlinie 2001/42/EG um. Es 
handelt sich insoweit um ein nachsorgendes Instrument des Umweltschutzes.
Das Monitoring wird durch die Umweltprüfung und die im Umweltbericht prognostizierten Umweltfolgen 
vorbereitet. Denn Grundlage und Gegenstand des Monitorings sind die Angaben im Umweltbericht.
Das Monitoring kann sich die Vorarbeit im Umweltbericht und die fachbehördlichen  Informationen  
zunutze machen. Denn dabei soll festgestellt werden, ob die Umweltauswirkungen des Raumordnungs-
plans, so wie sie prognostiziert worden sind, eingetreten sind. Ergeben sich Abweichungen, müssen 
diese ermittelt und bewertet werden. Es handelt sich daher beim Monitoring um die systematische und 
ständige Beobachtung der Umweltfolgen bei der Durchführung des Plans.
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Regierungsbezirk Detmold

Regierungsbezirk 
Köln

Regierungsbezirk

 
Arnsberg

Regionalverband Ruhr

 

Regierungsbezirk
Düsseldorf

Niedersachsen

Nieder-
sachsen

Nieder-
lande

Nieder-
lande

Hessen

Rheinland-Pfalz

Belgien

Paderborn

Bielefeld

Köln

Düsseldorf
Wuppertal

Siegen

Hagen

Dortmund

Münster

Kreis
Minden-Lübbecke

Kreis
Herford

Kreis
Gütersloh

Kreis
Lippe

Kreis
HöxterKreis

Bochum
Essen

Duisburg

Krefeld

Mönchen-
gladbach 

Bonn
Aachen

2.  Beschreibung des Planungsraums

2.1 Räumliche Lage

Mit mehr als zwei Millionen Einwohnern und einer Fläche von 6.500 Quadratkilometern liegt 

Ostwestfalen-Lippe (OWL) „ganz oben“ in Nordrhein-Westfalen. OWL besteht aus der kreisfreien 
Stadt Bielefeld und den Kreisen Herford, Gütersloh, Paderborn, Höxter, Minden-Lübbecke und Lippe. 
Die Region ist deckungsgleich mit dem Regierungsbezirk Detmold und grenzt an die Nachbarländer 
Niedersachen und Hessen. Eingebettet zwischen Teutoburger Wald und Wiehengebirge begrenzt im 
Süden das westhessische Bergland und im Osten das Weserbergland die Region. Als einer von fünf 
Regierungsbezirken und einem Regionalverband in NRW ist in OWL die Bezirksregierung Detmold als 
Regionalplanungsbehörde für die Raumordnung zuständig.
OWL weist diverse, teils sehr unterschiedliche Landschaftsräume auf und bietet facettenreiche 
Erholungsräume und Kulturangebote für die „Einheimischen“ ebenso wie für die Besucher der Region. 
Wirtschaftlich ist OWL u. a. Heimat vieler mittelständischer Unternehmen vor allem aus den Bereichen 
Maschinenbau, Lebensmittelindustrie, Kunststoffindustrie, IT-Industrie, Automatisierungstechnik und 
Möbelindustrie, von denen nicht wenige bundesweit und/oder international einen hohen Stellenwert 
haben. Jeder der sechs Kreise und die kreisfreie Stadt Bielefeld hat ein ganz eigenes Profil und gibt 
durch seine einzigartige Handschrift OWL sein facettenreiches Gesicht.

Oberzentren in NRW 

Regierungsbezirk
Münster
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Der Kreis Minden-Lübbecke 
bildet den nördlichen Abschluss 
von OWL. Aufgrund vieler erhal-
tener Windmühlen wird er 
auch „Mühlenkreis“ genannt. 
Minden ist Kreisstadt des 
Kreises. Landschaftlich ist der 
Kreis vornehmlich agrarisch 
und von seiner Lage westlich 

wie auch östlich der Weser geprägt. Im Süden liegt 
das Wiehengebirge – „Deutschlands nördlichstes 
Mittelgebirge“. Etwa vier Fünftel des Kreisgebietes 
liegen in der Norddeutschen Tiefebene. Bekannte 

Bauwerke sind z. B. das Wasserstraßenkreuz Minden 
und das Kaiser-Wilhelm-Denkmal in Porta Westfalica. 
Wirtschaftlich dominieren Unternehmen des 
Maschinen- und Anlagenbaus, der Elektrotechnik 
und der chemischen Industrie. Doch auch Tourismus 
und Gesundheitsdienstleistungen spielen eine 
hervorgehobene Rolle. 

Kreis Minden-Lübbecke

Kennzahlen

Fläche in km2

Gemeinden

Einwohner

Einwohner pro km2

Sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte (Arbeitsort) 

1152,4

11

311.214

134.414

270

Gr
oß

e A
ue

Wiehengebirge

Wiehengebirge

Mittellandkanal

A30
A2

WeserEspelkampEspelkamp

HilleHille

HüllhorstHüllhorst

LübbeckeLübbecke MindenMinden

PetershagenPetershagen

Porta Porta 
WestfalicaWestfalica

Preußisch Preußisch 
OldendorfOldendorf

StemwedeStemwede

RahdenRahden

Bad Bad 
OeynhausenOeynhausen

Stemweder Stemweder 
BergeBerge

Strukturdaten Kreis Minden-Lübbecke @ 
IT.NRW, Landesdatenbank, Stand 29.03.2023
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Hille
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Rahden

Minden

Lübbecke
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Petershagen

Porta Westfalica Bad Oeynhausen

Hüllhorst

Stemwede

E
N
T
W
U
R
F



38

B
e

sch
re

ib
u

n
g

 d
e

s P
la

n
u

n
g

sra
u

m
s

Entwurf 2023

OWL

 Regionalplan 
Für den Planungsraum 

Ostwestfalen-Lippe.

Der Kreis Herford liegt – einge-
bettet zwischen Wiehengebirge, 
Teutoburger Wald, dem Wesertal 
sowie den Lipper Bergen – 
größtenteils im Ravensberger 
Hügelland im Nordwesten von 
OWL. Er gehört zu einem der am 
dichtesten besiedelten (Land-)
Kreisen Deutschlands; Kreisstadt

 und Namensgeberin ist Herford. Vorherrschender 
Wirtschaftsstrang war im 19.  Jh. zuerst 
die Leineweber-Industrie, gefolgt von der 
Zigarrenindustrie (bis in die 1960er Jahre). Heute 
ist der Kreis Herford eines der Zentren der europäi-
schen (Küchen-)Möbelindustrie und beheimatet eine 
Vielzahl bedeutender Modeunternehmen. Im Bereich 
von Kunst und Kultur sind z. B. das zeitgenössische 
Kunstmuseum MARTa, das Herforder Münster und 
der Park Aqua Magica in Löhne zu nennen. 

Kreis Herford

Kennzahlen

Fläche in km2

Gemeinden

Einwohner

Einwohner pro km2

450,4

9

250.635

96.537

556

Weser

Aa

W
erre

Werre

A30

A2

Else

Stuckenberg

Wiehengebirge
Wiehengebirge

Sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte (Arbeitsort) 

Strukturdaten Kreis Herford @ IT.NRW, 
Landesdatenbank, Stand 29.03.2023
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Röding-Röding-
hausenhausen

BündeBünde

Kirch-Kirch-
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LöhneLöhne

VlothoVlotho

HerfordHerford

EngerEnger

SpengeSpenge

Hidden-Hidden-
hausenhausen
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Rödinghausen Bünde Kirchlengern

Löhne Spenge Enger

Hiddenhausen Vlotho

Herford
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Der Kreis Gütersloh liegt im 
Westen von OWL und weist 
innerhalb der Region die höchste 
Bevölkerungszahl auf; seine 
namensgebende Kreisstadt ist 
Gütersloh. Das Kreisgebiet liegt 
in der westfälischen Bucht, 
reicht über den Teutoburger 
Wald und beherbergt u. a. 

die Emsquellen. Es herrschen sandige Böden vor – 
bekannt ist in diesem Zusammenhang die Landschaft 
der Senne. Auch wenn vier Fünftel der Kreisfläche 
land- und forstwirtschaftlich genutzt sind, so ist der 
Kreis Gütersloh vor allem für seine Wirtschaftsstärke 
bekannt. Neben zahlreichen mittelständischen 
Betrieben sind viele weltbekannte Unternehmen, 
z. B. aus dem Bereich der Ernährungswirtschaft, 
Logistik, Medien oder dem Maschinenbau, im 
Kreisgebiet zuhause. Touristisch bekannt sind z. B. 
der Botanische Garten in Gütersloh oder die insge-
samt drei Klosteranlagen im Kreisgebiet.

Kreis Gütersloh

Kennzahlen

Fläche in km2

Gemeinden

Einwohner

Einwohner pro km2

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte (Arbeitsort) 

969,21

13

366.104

186.888

377

Strukturdaten Kreis Gütersloh @ IT.NRW, 
Landesdatenbank, Stand 29.03.2023

Ems

A2

Östlicher Östlicher 
Teutoburger Teutoburger 

WaldWald

Senne Senne 
TeilbereichTeilbereich

A33

A33
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VersmoldVersmold

HarsewinkelHarsewinkel

Borgholz-Borgholz-
hausenhausen WertherWerther

HalleHalle

SteinhagenSteinhagen

GüterslohGüterslohHerzebrock-Herzebrock-
ClarholzClarholz

VerlVerl

RietbergRietberg

Langen-Langen-
bergberg

Rheda-Rheda-
WiedenbrückWiedenbrück

Schloß Holte-Schloß Holte-
StukenbrockStukenbrock
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Die kreisfreie Stadt Bielefeld 
ist eines der zwei Oberzentren 
und zugleich die größte Stadt 
in OWL. Bielefeld liegt zwischen 
Weser und Ems, eingebettet in 
die Ravensberger Mulde, die 
Westfälische Bucht und den 
Teutoburger Wald. Wahrzeichen 
der Stadt und gleichzeitig 

bekanntestes Baudenkmal ist die Sparrenburg. Zu 
weiteren touristischen Zielen der Stadt zählen z. B. 
die Kunsthalle und das Stadttheater. Bielefeld hat 
sich zu einem der modernsten Hochschulstandorte 
Deutschlands entwickelt. Die Universität, Fachhoch- 
und Hochschulen bieten zahlreiche und vielfältige 
Forschungs- und Studienbedingungen. Ursprünglich 
ein Zentrum der Leinenweberei, sind heute welt-
weit bekannte Unternehmen aus der Nahrungs- 
und Genussmittelindustrie, der Druck- und 
Bekleidungsindustrie sowie der Bauwirtschaft und 
des Maschinenbaus in Bielefeld ansässig.

Bielefeld

Kennzahlen

Fläche in km2

Gemeinde

Einwohner

Einwohner pro km2

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte (Arbeitsort) 

258,83

1

334.002

167.019

1290

Strukturdaten Stadt Bielefeld @ IT.NRW, 
Landesdatenbank, Stand 29.03.2023
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Der Kreis Paderborn liegt im 
Südwesten von OWL und ist 
Heimatkreis des Oberzentrums 
und der Kreis- sowie 
Universitätsstadt  Paderborn. 
Das Kreisgebiet weist sehr kont-
rastreiche Landschaften auf, wie 
z. B. die Senne, den Teutoburger 
Wald, und zahlreiche Flussläufe 

und Gewässer, wie die Pader, die Lippe und die Alme. 
Bekannte Bauwerke und Ausflugsziele sind neben 
dem Heinz-Nixdorf-Museum, die Wewelsburg, das 
Kloster Dalheim sowie der Paderborner Dom. Durch 
den Flughafen Paderborn/Lippstadt verfügt der 
Kreis zudem über eine Anbindung an den internati-
onalen Flugverkehr. Wirtschaftlich gehen traditions-
reiche Unternehmen und moderne Arbeitsplätze in 
der High-Tech-Branche Hand in Hand. 

Kreis Paderborn

Kennzahlen

Fläche in km2

Gemeinden

Einwohner

Einwohner pro km2

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte (Arbeitsort) 

1246,8

10

309.380

125.945

247

Strukturdaten Kreis Paderborn @ IT.NRW, 
Landesdatenbank, Stand 29.03.2023
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Der Kreis Höxter liegt im 
äußersten Südosten von 
OWL, eingebettet zwischen 
Weserbergland, Eggegebirge 
und Teutoburger Wald. Der Kreis 
Höxter grenzt zudem direkt 
an die zwei Nachbarländer 
Niedersachen und Hessen an, 
die Kreisstadt ist Höxter. Das 

Kreisgebiet weist die niedrigste Bevölkerungsdichte 
der Kreise in OWL auf. Neben abwechslungsrei-
chen Landschaften ist im „Kulturland“ Kreis Höxter 
auch das heutige UNESCO-Weltkulturerbe Corvey 
mit seinem ehemaligen Benediktinerkloster behei-
matet. Weitere bekannte Ausflugsziele sind z. B. der 
Weser-Skywalk in Beverungen und die zahlreichen 
Burgen, Schlösser, Gärten und Parks. Wirtschaftlich 
ist der Kreis vor allem durch mittelständische 
Familienunternehmen geprägt. 

Kreis Höxter

Kennzahlen

Fläche in km2

Gemeinden

Einwohner

Einwohner pro km2

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte (Arbeitsort) 

1201,42

10

139.994

46.046

117

Strukturdaten Kreis Höxter @ IT.NRW, 
Landesdatenbank, Stand 29.03.2023
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Der Kreis Lippe, das „Land des 
Hermanns“, liegt im Osten von 
OWL und ist der zweitbevölke-
rungsstärkste Kreis der Region.
Kreisstadt ist Detmold. Land-
schaftlich ist der Kreis geprägt 
vom Lipper Bergland, dem 
Teutoburger Wald und dem 
Eggegebirge mit seinen Wäldern, 

Bergen und Tälern sowie die Heidelandschaft 
Senne und zahlreiche Heilquellen. Zu den bekann-
testen Sehenswürdigkeiten des Kreises zählen die 
Externsteine und das Hermannsdenkmal. Beliebte 
Ausflugsziele sind darüber hinaus z. B. die Schlösser 
in Detmold und Lemgo oder das Freilichtmuseum 
Detmold. Internationalen Ruf haben die Detmolder 
Musikhochschule, die Technische Hochschule 
OWL und das Landestheater. Die wichtigsten 
Industriebranchen sind die Elektrotechnik, die 
Möbelherstellung, die Holzbe- und -verarbeitung, 
der Maschinenbau sowie die Kunststoffindustrie. 
Eine Mischung aus kleinen und mittelständischen 
sowie wenigen größeren Unternehmen prägt die 
Wirtschaftsregion. Viele Unternehmen vor Ort sind 
in Familienhand.

Kreis Lippe

Kennzahlen

Fläche in km2

Gemeinden

Einwohner

Einwohner pro km2

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte (Arbeitsort) 

1246,22

16

346.151

118.685

278

Strukturdaten Kreis Lippe @ IT.NRW, 
Landesdatenbank, Stand 29.03.2023
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2.2 Beschreibung des Planungsraums

Der Planungsraum des Regionalplans OWL umfasst den Gesamtbereich der Region Ostwestfalen-Lippe 
(OWL). Diese ist gebietsidentisch mit dem Regierungsbezirk Detmold und befindet sich am östlichen 
Rand Nordrhein-Westfalens (NRW).
OWL ist eine heterogene und vielfältige Region mit unterschiedlichen Teilräumen und ausgestattet mit 
sehr individuellen teilregionalen Profilen. Die Besonderheiten der einzelnen Teilräume gilt es bei der 
zukünftigen Regionalplanung und Regionalentwicklung zu berücksichtigen. 

Die folgenden Ausführungen sollen in diesem Sinne einen Überblick geben über die räumlichen 
Besonderheiten der Region aus siedlungsstruktureller, freiräumlicher und bandinfrastruktureller Sicht 
und im Hinblick auf die Bevölkerungsentwicklung. Ferner wird auf die alternative Energieerzeugung 
durch Windkraft und Photovoltaik in der Region eingegangen.

2.2.1 Bevölkerung

Bevölkerungsentwicklung der letzten beiden Jahrzehnte

Der Planungsraum OWL hatte zu Beginn des Jahres 2023 etwa 2.057.500 Einwohnerinnen und 
Einwohner. Bei einer Flächengröße von 6.525,3 km² ergibt dies eine Einwohnerdichte von ca. 315 
Einwohnerinnen und Einwohnern je km². Im Vergleich mit den übrigen Regierungsbezirken in NRW hat 
der Regierungsbezirk Detmold die kleinste Einwohnerzahl und die geringste Einwohnerdichte.

Betrachtet man die Entwicklung der Bevölkerungszahl OWLs in den letzten beiden Jahrzehnten, dann 
stellt man einen wellenförmigen Verlauf fest: Vom Ende der 90er Jahre des vorigen Jahrhunderts 
bis 2004 stieg die Bevölkerungszahl auf ca. 2.072.000 an, um dann bis 2011 um etwa 45.000 auf ca. 
2.027.000 zu sinken. Seitdem wächst die Zahl der in OWL lebenden Einwohner wieder deutlich an. Die 
Bevölkerungszahl verändert sich zum einen durch die natürliche Entwicklung, d. h. durch Geburten und 
Sterbefälle, zum anderen durch Zuzüge und Fortzüge, d. h. durch Wanderungen über die Grenzen OWLs. 
Seit dem Beginn der 2000er Jahre ist die natürliche Bevölkerungsentwicklung, d. h. der Saldo von Geburten 
und Sterbefällen, in OWL negativ. Der Sterbefallüberschuss wurde und wird allerdings durch z. T. erheb-
liche Wanderungsgewinne, insbesondere in den Jahren 2015 und 2022, ausgeglichen bzw. übertroffen; 
lediglich in der zweiten Hälfte des vorherigen Jahrzehnts war auch der Wanderungssaldo negativ. Im 
Ergebnis führt dies dazu, dass sich die Bevölkerungszahl in OWL oberhalb der 2-Millionengrenze hält, 
allerdings bei einem leichten Einbruch in der zweiten Hälfte des vorletzten Jahrzehnts. 
Die Bevölkerungsstatistik erlaubt u. a. eine Differenzierung der Entwicklung nach den Merkmalen deut-
sche Staatsangehörigkeit/ausländische Staatsangehörigkeit. Die Analyse der letzten beiden Jahrzehnte 
zeigt, dass der deutsche Bevölkerungsanteil aufgrund des Geburtendefizits und des Wanderungsverlusts 
(seit 2005) stetig sinkt, während die Zahl der ausländischen Einwohner im Planungsraum aufgrund des 
Geburtenüberschusses und des Wanderungsgewinns deutlich ansteigt. Die in den letzten Jahren zu 
verzeichnende steigende Bevölkerungszahl geht also auf die Zuwanderung sowie den Geburtenüberschuss 
des ausländischen Teils der Bevölkerung zurück.
In den Kreisen und in der Stadt Bielefeld ist die Bevölkerungsentwicklung sowohl in den letzten beiden 
Jahrzehnten, insbesondere aber auch im Zeitraum ab 2015, recht unterschiedlich verlaufen. In allen 
Kreisen wie auch in Bielefeld war in 2015 ein starker Anstieg der Bevölkerungszahlen, ausgelöst durch die 
Zuwanderung von Schutzsuchenden, zu verzeichnen. Während in den Kreisen Gütersloh und Paderborn 
die Bevölkerung bis Ende 2021 weiter – allerdings mit einer geringeren Steigerungsrate – anwuchs, 
verharrte sie in den Kreisen Herford und Minden-Lübbecke in etwa auf dem Niveau von 2016, vergleichbar 
mit den Indexreihen von NRW und OWL insgesamt. Im Kreis Lippe ging sie geringfügig zurück. Im Kreis 
Höxter sank die Zahl der Einwohner bis Ende 2021 dagegen deutlich. Im Laufe des Jahres 2022 stieg die 
Bevölkerung in allen Kreisen und der Stadt Bielefeld wanderungsbedingt deutlich an (vgl. Abbildung 1). 
Allen Kreisen wie auch der Stadt Bielefeld gemeinsam ist, dass die Bevölkerungsentwicklung von einem 
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Rückgang der deutschen Bevölkerung aufgrund von Abwanderung und Geburtendefizit (Ausnahme Kreis 
Paderborn) und durch die Wanderungsgewinne sowie den Geburtenüberschuss der ausländischen 
Bevölkerung geprägt ist.

Die Analyse der Bevölkerungsveränderungen auf der Ebene der Kommunen zeigt, dass die Kommunen 
im Kreis Gütersloh sowie im Umland der beiden Oberzentren Bielefeld und Paderborn prozentual die 
größten Bevölkerungszuwächse in der Zeit zwischen Anfang 2015 und Ende 2018 aufwiesen.

Die Abbildung 2 zeigt diese Bevölkerungsveränderungen von Januar 2015 bis Dezember 2020. Die 

größten prozentualen Bevölkerungszuwächse waren demnach in den Kommunen Bad Lippspringe, 
Augustdorf, Gütersloh, Langenberg und Harsewinkel zu verzeichnen. Die Kommunen mit den größten 
Bevölkerungsverlusten liegen am östlichen Rand der Region OWL. Dabei ist allerdings zu beachten, dass 
bei einigen Kommunen die Bevölkerungsverluste in Teilen auf die Schließung von Aufnahmeeinrichtungen 
für Schutzsuchende zurückzuführen sind (Borgentreich).

Abbildung 1Bevölkerungsentwicklung von 2015 - 2022
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Abbildung 2Veränderung der Bevölkerungszahl von 2015 - 2020
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Voraussichtliche Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung in den kommenden beiden Jahrzehnten

Die Anzahl der im Planungsraum und den Teilregionen lebenden Menschen und deren voraussicht-
liche Entwicklung ist für eine Vielzahl von planerischen Entscheidungen eine ausschlaggebende 
Größe. In der Regionalplanung werden Daten zur voraussichtlichen Entwicklung der Bevölkerungszahl 
in erster Linie im Rahmen der Ermittlung des Bedarfs an Siedlungsflächen für Wohnungsbau und 
Wohnfolgenutzungen benötigt.

Die RegionalplanungsbehördeDetmold greift auf die durch den Landesbetrieb Information und Technik 
Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) im Auftrag der Landesregierung bereitgestellten und in der Landesdatenbank 
NRW öffentlich verfügbaren Ergebnisse der Vorausberechnung für die Wohnbevölkerung in OWL, in den 
Kreisen und der kreisfreien Stadt Bielefeld sowie in den kreisangehörigen Städten und Gemeinden für den 
Zeitraum von 2021 bis 2042 zurück. Die vorgenannte Bevölkerungsvorausberechnung wurde von IT.NRW 
im Jahr 2022 veröffentlicht. Die weiterhin regionalplanungsrelevante Vorausberechnung der Anzahl der 
Privathaushalte (Haushaltsmodellrechnung) ist eine aus der Vorausberechnung der Bevölkerungszahlen 
abgeleitete Anschlussrechnung und 2022 ebenso auf der Internetseite von IT.NRW veröffentlicht. 
Beide Berechnungen stellen die aktuell verfügbaren Daten für die gesamte Region dar. Sie sind keine 
exakten Vorhersagen, sondern sog. Wenn-Dann-Prognosen. Sie dienen der Regionalplanungsbehörde 
als Grundlage zur Ermittlung der Siedlungsflächenbedarfe für die Städte und Gemeinden in OWL bis zum 
Jahr 2042 (vgl. Anlage 1).

Die Bevölkerungsvorausberechnung basiert – wie die vorangegangenen Vorausberechnungen von IT.NRW 
– auf der sog. Kohorten-Komponenten-Methode. Ausgangsbasis der Bevölkerungsvorausberechnung 
sind die Bevölkerungszahlen zum 01. Januar 2021, dies entspricht der Fortschreibung des 
Bevölkerungsstands zum Stichtag 31. Dezember 2020. Somit stellt 2021 das Basisdatenjahr für die 
Bevölkerungsvorausberechnung sowie für die Haushaltsmodellrechnung bis 2042 dar. 
Die Wanderungsgewinne der Region aufgrund von Flüchtlingsbewegungen seit dem Jahr 2022 sind in 
den vorliegenden Vorausberechnungen unberücksichtigt. In der Methodenbeschreibung betont IT.NRW, 
dass die Modellrechnung keine präzise eintreffenden Entwicklungen für die Zukunft abbilden, sondern 
ausschließlich eine Orientierung für die Einordnung des zukünftigen Verlaufs der Bevölkerungszahl und 
-struktur leisten kann. Darüber hinaus sind bei einzelnen Gemeinden die Ergebnisse mit Blick auf die 
dort existierenden spezifischen Gegebenheiten, wie z. B. Aufnahmeeinrichtungen für Schutzsuchende, 
zu interpretieren. 

Ergebnisse der Bevölkerungsvorausberechnung durch IT.NRW

Die Bevölkerung in der  Region OWL wird laut Vorausberechnung von 2021 bis 2042 um 1,86 %  auf ca. 
2.016.000 Einwohner sinken. Die gleiche Tendenz gilt auch für die vorausberechneten Bevölkerungszahlen 
für das Land NRW.
In den Kreisen und der kreisfreien Stadt Bielefeld wird die Bevölkerungsentwicklung nach der Voraus-
berechnung sehr unterschiedlich ausgeprägt sein. Während die Bevölkerungszahl in den Kreisen Paderborn 
und Gütersloh sowie in der Stadt Bielefeld bis 2042 leicht anwachsen wird, ist für die übrigen Kreise ein 
Schrumpfen der Bevölkerungszahl zwischen  - 3,1 % (Kreis Herford) und  - 10 % (Kreis Höxter) zu erwarten.

Allen Kreisen wie auch der Stadt Bielefeld ist gemeinsam, dass es bis 2042 voraussichtlich zu erhebli-
chen Veränderungen der Altersstruktur kommen wird. Die Anzahl der Menschen im Alter von 65+ wird 
voraussichtlich bereits ab 2021 bis Mitte der 30er Jahre ansteigen, danach bis 2042 die Altersgruppe 
75+, während die Anteile der Personen im Erwerbsalter, d. h. zwischen 19 und 64 zum Teil deutlich 
sinken werden.

Mit Ausnahme der Stadt Bielefeld wird in allen Kreisen die Zahl der Kinder und Jugendlichen sinken, 
besonders deutlich im Kreis Höxter. Diese Ausprägung des demografischen Wandels, die Alterung der 
Bevölkerung, ist allerdings nicht auf die Region OWL beschränkt, sondern in ähnlicher Größenordnung 
auch in den meisten anderen Teilen des Landes NRW zu verzeichnen.
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Abbildung 3Veränderung der Bevölkerungszahl von 2021 - 2042
– Vorausberechnung –
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Danach ist insbesondere in den Kommunen am östlichen und nördlichen Rand von OWL mit z. T. erheb-
lichen Bevölkerungsverlusten in den Jahrzehnten bis 2042 zu rechnen. Das Bevölkerungswachstum wird 
sich voraussichtlich auf die beiden Oberzentren der Region, Bielefeld und Paderborn, sowie auf einzelne 
Umlandgemeinden dieser Zentren und große Teile des Kreises Gütersloh beschränken. 

Auch für die kreisangehörigen Kommunen in OWL ist festzuhalten, dass bis 2042 durchweg die Anteile der 
Senioren deutlich anwachsen, während die Anteile der erwerbstätigen sowie der Kinder und Jugendlichen 
sinken. Bei einer differenzierten Analyse insbesondere der Altersgruppe der Kinder und Jugendlichen 
über den gesamten Zeitraum kann man feststellen, dass in vielen Kommunen insbesondere in den 20er 
Jahren die Anzahl der Kindergartenkinder und in der Folge der Grundschüler und Jugendlichen ansteigen 
werden, um allerdings zum Ende des Betrachtungszeitraums wieder zurückzugehen.

Voraussichtliche Entwicklung der Anzahl der Haushalte

Aufbauend auf den Ergebnissen der Bevölkerungsvorausberechnung und den Ergebnissen des 
Mikrozensus hat IT.NRW für das Land NRW, die Kreise und kreisfreien Städte errechnet, wie sich die 
Anzahl der Privathaushalte in den kommenden Jahrzehnten voraussichtlich entwickeln wird. Für die 
Ebene der Kreise und kreisfreien Städte liegen die Ergebnisse von 2021 bis zum Jahr 2042 vor. Nach 
den Vorgaben der Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 des LEP NRW sind diese Daten bei der Ermittlung des 
Wohnbauflächenbedarfs für die Erarbeitung der Regionalpläne zur Berechnung des Neubedarfs an 
Wohnungen zugrunde zu legen.

Als Privathaushalt gelten in der vorliegenden Modellrechnung zusammenwohnende und wirt-
schaftende Personengemeinschaften sowie allein wirtschaftende Einzelpersonen. Personen in 
Gemeinschaftsunterkünften wie z. B. Pflege- und Wohnheimen, Kasernen oder Flüchtlingsheimen 
zählen nicht als Privathaushalte. Für die Berechnungen werden sowohl Personen am Haupt- als auch 
Nebenwohnsitz einbezogen.

Nach dieser Berechnung wird sich die Anzahl der Haushalte in OWL von etwa 973.500 in 2021 mit 
leichten Schwankungen bis auf etwa 977.400 in 2042 erhöhen. Von 2043 bis 2050 wird ein Rückgang auf 
rund 968.100 Haushalte prognostiziert. Betrachtet man die Ergebnisse der Vorausberechnung auf der 
Ebene der OWL-Kreise und der Stadt Bielefeld stellt man fest, dass die Haushaltszahlen in den Kreisen 
Höxter, Lippe, Herford und Minden-Lübbecke bis 2042 kontinuierlich absinken, jedoch in den Kreisen 
Paderborn und Gütersloh sowie in Bielefeld kontinuierlich zunehmen werden.
Die Anzahl der Haushalte mit drei und mehr Personen wird sich in OWL bis 2042 entsprechend der 
bisherigen Entwicklung und dem in NRW vorausberechneten Trend weiter verringern, während die 
Anzahl der Ein- und Zwei-Personenhaushalte konstant bleibt oder ansteigen wird. Dabei wird bis 
2030 voraussichtlich die Anzahl der Zwei-Personen-Haushalte stärker steigen, danach die Anzahl der 
Ein-Personen-Haushalte.
Die folgende Karte stellt die Veränderung der Haushaltszahlen in OWL bis 2042 dar.
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Die nachfolgende kartografische Darstellung (Abbildung 3) zeigt die Ergebnisse der Bevölkerungsvoraus-
berechnung für die Region OWL. Dargestellt wird die vorausberechnete Veränderung der Bevölkerungszahl 
im Zeitraum von 2021 bis 2042 in Prozent.
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Konsequenzen für die weitere Entwicklung des Planungsraumes 

Aus den Veränderungen der Bevölkerungszahl und der Anzahl der Privathaushalte sowie der 
Veränderung der Altersstruktur ergeben sich für die gesellschaftlichen Akteure zahleiche Aufgaben. Für 
die räumliche Planung stehen dabei die Sicherung der Daseinsvorsorge, die sich ändernden Ansprüche 
an Wohnorte und Wohnformen sowie die auch aus der Änderung der Erwerbsbevölkerung resultie-
renden Standortanforderungen der Dienstleistungs-, Produktions- und Handwerksbetriebe im Fokus. 
Der Beitrag der Regionalplanung zur Bewältigung dieser vielfältigen Aufgaben besteht in erster Linie 
darin, auf der überörtlichen Ebene die räumlichen Voraussetzungen für eine an den demografischen 
Wandel angepasste Raumentwicklung zu schaffen. 

Der LEP NRW enthält zum Thema „Demografischen Wandel gestalten“ zahlreiche Festlegungen zur 
Entwicklung der regionalen Vielfalt und Identität, zur Stärkung der zentralen Orte und der Innenstädte 
und zur Gewährleistung von Mobilität und Erreichbarkeit. Auf der Ebene der Regionalplanung in 
der Planungsregion OWL werden diese Vorgaben, soweit erforderlich, konkretisiert oder ergänzt. 
Hierzu gehören insbesondere eine auf leistungsfähige und gut erreichbare Zentren ausgerich-
tete Siedlungsentwicklung, der Schutz von natürlichen Lebensgrundlagen sowie Sicherung und die 
Weiterentwicklung regionalbedeutsamer Verkehrstrassen. Aus Sicht der Regionalplanung ist es beson-
ders wichtig, dass insbesondere die wachsenden Mittelzentren und die beiden Oberzentren in OWL 
vor dem Hintergrund der aktuell hohen Nachfrage nach Bauland in die Lage versetzt werden, rasch 
und flexibel ausreichend Bauflächen zur Verfügung stellen zu können; dies kann dazu beitragen, 
zentrale Orte zu stärken und damit weitere Stadt-Umland-Wanderungen und daraus resultierende 
Verkehrsbelastungen zu begrenzen.

2.2.2 Siedlungsstruktur

Die Region weist gemäß der zeichnerischen Festlegung des LEP NRW eine in großen Teilen vornehm-
lich ländliche Raumstruktur auf, die jedoch durch bestimmte Siedlungscluster, vor allem entlang der 
Hauptverkehrsachsen, durchbrochen wird. Letztgenannte prägen die Siedlungsstruktur in OWL 
maßgeblich. 
Die Siedlungsräume entlang der Bundesautobahnen A 2 und A 30 sowie der Hauptbahnstrecke (Hannover-
Dortmund-Köln) sind die am stärksten urbanisierten Gebiete der Region. Dieses Städteband erstreckt sich 
von Südwest bis Nordost von Rheda-Wiedenbrück über Gütersloh, Bielefeld und Herford bis Minden. 

Das zwischen Hamm und Gütersloh durch Freiraumbereiche noch deutlich gegliederte Städteband zeigt 
mit zunehmender Bevölkerungsdichte Siedlungsverflechtungen mit nahezu durchgängiger Bebauung 
von Rheda-Wiedenbrück über Gütersloh, Bielefeld, Herford bis Minden. Einhergehend mit der zuneh-
menden Bevölkerungsdichte erreicht auch die Siedlungsdichte im Oberzentrum Bielefeld ihre höchsten 
Werte innerhalb der Region OWL. 
Die Siedlungsverflechtungen nördlich und westlich der Stadt Bielefeld, im Kreis Herford und im Bereich 
der Stadt Minden weisen eine Dichte auf, die die Abgrenzung klarer Raumfunktionen erschwert und 
besondere Planungsanstrengungen, insbesondere im Hinblick auf eine weitere Verhinderung der 
Zersiedelung des Raumes in der Regional- und Bauleitplanung erfordert. Dieser nördliche Teilbereich 
der Region ist siedlungsstrukturell stark heterogen geprägt; denn neben den verstädterten Bereichen 
werden weite Teile durch ihre naturräumliche Situation, z. B. den Teutoburger Wald, bestimmt (siehe 
auch Ausführungen im Kapitel III Freiraum und Umwelt).

Der südliche Teilbereich der Region außerhalb des o. g. Siedlungsbandes wird im Wesentlichen durch 
weitestgehend ländliche Siedlungsstrukturen geprägt. Freiraum und Siedlungsraum sind hier, in den 
Kreisgebieten Paderborn, Höxter und Lippe, klar gegliedert. Der Siedlungsraum ist dementsprechend 
wenig zersiedelt und zeichnet sich eher durch zusammenhängende dörfliche bis mittelstädtische 
Strukturen aus. 
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Rund um das Oberzentrum Paderborn besteht jedoch ein siedlungsräumliches Verdichtungsgebiet. 
Dieses zeigt eine deutlich höhere Bevölkerungs- und Besiedlungsdichte als der sonst eher ländlich 
geprägte Süden der Region. Hier finden sich in Ansätzen auch bandartige Siedlungsformen. In den 
nordwestlichen Teilen des Kreises Paderborn ist die Siedlungsstruktur durch zahlreiche Streusiedlungen 
bestimmt.

Die vielfältigen Verflechtungen der Oberzentren Paderborn und Bielefeld in ihr Umland sind insofern 
an der Siedlungsstruktur ablesbar. Maßgeblich die Siedlungsstruktur der Region beeinflussend, ist die 
charakteristische, auf zahlreichen Mittel- und Grundzentren fußende, zentralörtliche Struktur in OWL.

2.2.3 Zentrale Orte und Polyzentralität

Nach dem Ziel 2-1 des LEP NRW ist die Ausrichtung der räumlichen Entwicklung im Landesgebiet und 
damit auch in der Planungsregion OWL auf das System Zentraler Orte die wesentliche Grundlage für die 
räumliche Struktur der Region.

Der LEP NRW legt in seiner zeichnerischen Darstellung sowie in seinem Anhang das dreistufige System der 
Zentralen Orte fest und ordnet die 70 ostwestfälischen Kommunen als Ober-, Mittel- oder Grundzentrum 
einem der drei Zentrentypen zu. Mit den Städten Paderborn und Bielefeld verfügt die Region über 
2 Oberzentren, über 29 Mittelzentren und über 39 Grundzentren. Weitergehende Festlegungen 
zur zentralörtlichen Gliederung, etwa eine Funktionsbestimmung der jeweiligen Zentrentypen oder 
eine Abgrenzung der den jeweiligen Zentren zuzuordnenden Versorgungsbereiche, trifft der LEP 
NRW nicht. Die Zuordnung der Kommunen zu einem bestimmten Zentrentyp stammt noch aus dem 
Landesentwicklungsplan I/II aus dem Jahre 1979 und wurde unverändert in den LEP NRW übernommen. 

Die beiden Oberzentren haben für die Region und ihr jeweiliges Umland herausragende Bedeutung als 
Wohn- und Wirtschaftsstandorte sowie als Zentren für Bildung, Gesundheitsvorsorge und Versorgung 
der Bevölkerung und fungieren damit als Schwerpunkte der Daseinsvorsorge in der Region. Das 
Oberzentrum Bielefeld deckt hinsichtlich seiner oberzentralen Versorgungsfunktionen im Wesentlichen 
die Kreise Gütersloh, Herford, Lippe und Minden-Lübbecke, das Oberzentrum Paderborn die Kreise 
Paderborn und Höxter ab. Zur Intensivierung und zum Ausbau der Stadt-Umland-Beziehungen haben 
beide Oberzentren zusammen mit benachbarten Gemeinden jeweils eine Initiative im Rahmen der 
Entwicklung von Regiopolen begonnen und auf diese Weise der interkommunalen Zusammenarbeit in 
der Region neue Impulse gegeben. Die Oberzentren Bielefeld und Paderborn sind die Wachstumspole 
der Region OWL im Hinblick auf Bevölkerung, Beschäftigung, Bildung und Wirtschaft.

Die 29 Mittelzentren in der Region sind die Kreisstädte der OWL-Kreise (ausgenommen Paderborn) 
sowie weitere kreisangehörige Kommunen, die aufgrund der historischen Entwicklung und der 
Raumstruktur der jeweiligen Kreise mittelzentrale Funktionen über ihr Gemeindegebiet hinaus-
gehend erfüllen. Einige Mittelzentren erfüllen für ihr Umland die Funktion einer „Ankerstadt“. Diese 
verfügen als stabile Mittelstädte über ein ausdifferenziertes Angebot an Wohn-, Arbeits-, Bildungs- 
und Versorgungsstandorten und über eine differenzierte Verkehrsanbindung und tragen so dazu bei, 
Abwanderung aus der Region zu vermindern. 
Die 39 Grundzentren in OWL, die sich auf die Region bezogen eher in Randlage befinden, stellen für 
ihr Gemeindegebiet ein i. d. R. ausreichendes Angebot an Einrichtungen der Grundversorgung an 
Arbeitsplätzen, Bildungseinrichtungen und Handelsstrukturen bereit. Sie sind aber fast ausnahmslos 
Gemeinden mit einem hohen Auspendlerüberschuss und Schülern, die Bildungsangebote benachbarter 
Kommunen wahrnehmen.

Die Landesregierung beabsichtigt, während der Laufzeit des aktuellen LEP NRW die zentralörtliche 
Bedeutung der Städte und Gemeinden zu überprüfen. Dies gilt insbesondere mit Blick auf den Fortbestand 
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von Mittelzentren, die etwa durch den demografischen Wandel mit Tragfähigkeitsproblemen von 
Daseinsvorsorgeeinrichtungen konfrontiert sind. Ob hierzu auch Mittelzentren in OWL gehören werden, 
lässt sich derzeit noch nicht verlässlich einschätzen.

Innerhalb der Planungsregion OWL existieren zwei gewachsene oberzentrale Verflechtungsräume mit 
den Kernstädten Bielefeld und Paderborn. Als Oberzentren haben beide Städte eine hervorgehobene 
Bedeutung für die Versorgung und Entwicklung ihres Umfeldes, von dem sie ihrerseits profitieren. Die 
besondere oberzentrale Bedeutung resultiert aus der räumlichen Distanz zu den Metropolregionen an 
Rhein und Ruhr sowie der Metropolregion Hannover. Beiden Städten kommt daher im Planungsraum 
die Aufgabe zu, Schlüsselfunktionen zu übernehmen, die in den Metropolregionen durch die jeweiligen 
Metropolen geleistet werden. Dazu zählen spezialisierte Dienstleistungs- und Infrastrukturangebote, 
die in zumutbarer Entfernung eine hochwertige Versorgung der Bürgerinnen und Bürger im 
Verflechtungsraum sicherstellen. 

Mit dieser Rollenzuschreibung entsprechen Bielefeld und Paderborn der Raumkategorie der „Regiopole“, 
die als Ergänzung zu den Metropolen in den Leitbildern und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung 
in Deutschland verankert ist: „Auch außerhalb von Metropolregionen leisten Städte und ländliche 
Teilräume mit hoher Wirtschafts- und Innovationskraft schon heute einen erheblichen Beitrag zum 
gesamtwirtschaftlichen Wachstum und übernehmen wichtige Entwicklungs- und Versorgungsfunktionen 
für ihre Verflechtungsbereiche. Im Rahmen einer Raumentwicklungsstrategie sollen diese Wirtschafts-, 
Innovations- und Technologiestandorte gestärkt werden“ (41. MKRO vom 09. März 2016). Auch in der 
Landesplanung einiger Bundesländer ist der Begriff und /oder das Konzept mittlerweile fest verankert 
(z. B. Mecklenburg-Vorpommern oder Bayern, hier mit dem Begriff „Regionalzentren“).

Die Erscheinungsbilder der Regiopolen bzw. Regiopolregionen gestalten sich in Bielefeld und Paderborn 
sowohl räumlich als auch organisatorisch unterschiedlich aus (siehe Abbildung 5).

Die Regiopolregion Bielefeld kennzeichnet, dass ihr Verdichtungsbereich über das Oberzentrum hinaus-
reicht und insbesondere die urbanisierten Siedlungsräume entlang der überregionalen Verkehrsachsen 
umfasst. Dies bezieht sich insbesondere auf die Standorte entlang der Bundesautobahnen sowie 
der Bahntrasse Köln/Bonn-Berlin. Hervorzuheben ist die „Perlenkette“ an der A  2 mit den großen 
Mittelzentren Gütersloh, Herford und Bad Salzuflen. Dieser Teilraum von OWL ist vergleichsweise dicht 
besiedelt. Hier befinden sich acht Hochschulen und zahlreiche Einrichtungen der Daseinsvorsorge 
sowie namenhafte Wirtschaftsunternehmen. Die organisierte Regiopolregion umfasst gegenwärtig die 
Kommunen dieses engeren Verflechtungsbereichs.  

Die Regiopolregion Paderborn entspricht dem klassischen Bild einer Regiopolregion mit der Stadt 
Paderborn als urbanem Zentrum in einem ländlich-kleinstädtisch geprägten Umland. Die Regiopolregion 
Paderborn entstand im Rahmen des Landeswettbewerbs StadtUmland.NRW und umfasst alle Städte 
und Gemeinden der Kreise Paderborn und Höxter sowie weitere Kommunen aus den angrenzenden 
Kreisen. 2018 wurde der Verein „Regiopolregion Paderborn e.V.“ mit 30 Kommunen und zahlreichen regi-
onalen Akteuren gegründet und verfügt mittlerweile über eine aus Umlagen finanzierte Geschäftsstelle. 
In der Regiopolregion leben rund 720.000 Menschen. Von besonderer Bedeutung sind unter anderem 
die Universität Paderborn sowie der Flughafen Paderborn-Lippstadt und eine Vielzahl überregional und 
global bedeutender mittelständischer Unternehmen.

Die Regiopolregionen ergänzen als Zusammenschlüsse bestehende regionale Körperschaften und 

2.2.4 Regiopolregionen
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Kooperationen um funktionale und kulturelle Verflechtungen und damit einer am Alltagsleben der 
Menschen orientierte Ebene, die unabhängig von administrativen Grenzen und starren Zuständigkeiten 
agieren kann.

 

Die urbanen Kernbereiche beider Regiopolregionen, namentlich die Oberzentren Bielefeld und Paderborn, 
spielen eine wesentliche Rolle für die Versorgung und teilweise die Daseinsvorsorge in ihrem Umfeld 
und verfügen als dynamische Wachstumsräume über erhebliche Entwicklungspotenziale für die Region. 
Hier sind zugleich steigende Bevölkerungszahlen, eine gesteigerte Nachfrage nach Siedlungsflächen und 
ein zunehmendes Verkehrsaufkommen zu erwarten. 
Die ländlich geprägten Bereiche verfügen häufig über Flächenpotenziale, Wirtschaftskraft sowie zivil-
gesellschaftliche Strukturen mit identitätsstiftenden Qualitäten. Gerade in diesen Regionen kommt 
dem Zugang zu den (Arbeits-) Märkten und Dienstleistungen der Oberzentren für die Lebensqualität 
und Daseinsvorsorge der Bevölkerung eine besondere Bedeutung zu. Denn in unterschiedlicher 
Ausprägung sind im ländlichen Raum aber auch Ausstattungsdefizite bei Versorgungsstrukturen sowie 
Bevölkerungsverluste absehbar. Zugleich reduzieren sich bei Bevölkerungsverlusten im Umland auch der 
Einzugsbereich und das Kaufkraft- und Arbeitskräftepotenzial der Oberzentren. 

Die Stützung und nachhaltige Weiterentwicklung der Stadt-Land-Beziehungen innerhalb der 
Regiopolregionen Bielefeld und Paderborn sowie die Förderung der Leistungsfähigkeit ihrer urbanen 
Kernbereiche sind Schlüsselerfordernisse zur Versorgung und Entwicklung des Planungsraumes. 
Über diesen strategischen Pfad sind maßgebliche Impulse für die Entwicklung und überregionale 
Wahrnehmung der Gesamtregion anzustreben. 

Der Fokus der Regionalentwicklung ist dabei auf die Sicherung, Stärkung und interkommunale Nutzung 
der oberzentralen bzw. regiopolen Funktionen zu legen. Dies umfasst u. a. die Förderung der

 → Verknüpfungsfunktion: Ausbau der inneren und äußeren Erreichbarkeit mittels einer nachhaltigen, 
stadt- und regionalverträglichen Mobilität, die dem starken Verflechtungsgrad Rechnung trägt

 → Innovations- und Wettbewerbsfunktion: Stärken der Innovationskraft, Kreativität und Produktivität 
von Bildungs- und Wissenschaftseinrichtungen, Wirtschaftsunternehmen und Zivilgesellschaft als 
Basis für Wertschöpfung und Wohlstand

 → Symbolfunktion: Entwickeln der ländlich-urbanen Lebensqualität als Grundlage überregionaler 
Attraktivität und Ausstrahlung sowie als Ankerpunkt für regionale Identifikation

 → Versorgungsfunktion: Absichern der Daseinsvorsorge sowie der Angebote von Handel, 
Dienstleistungen und Verwaltung 

Die Förderung der Regiopolfunktionen und deren gemeindeübergreifende Nutzung ist in Abstimmung 
der Kooperationspartner in den Regiopolregionen sowie innerhalb der Gesamtregion Ostwestfalen-Lippe 
und darüber hinaus zu organisieren. Dazu kann eine konkrete Unterstützung der Vernetzungsaktivitäten 
und der Projektentwicklung und -umsetzung in den Regiopolregionen beitragen. 

Regionalplanerischer Leitgedanke

 → Zentrales Entwicklungserfordernis der Regiopolregionen Bielefeld und Paderborn ist es, die regi-

onale Kooperation und funktionale Arbeitsteilung sowie ihre Profilierung als metropolenferne 
mittelstands geprägte Wachstumsregionen zu stärken und weiter auszubauen.

Als prägendes Element der Raumstruktur und des Städtesystems in Ostwestfalen-Lippe haben die beiden 
Regiopolen Bielefeld und Paderborn und ihre Verflechtungsräume (Regiopolregionen) eine besondere 
Bedeutung für die Regionalentwicklung. In und um die beiden Städte besteht ein Umfeld für die synerge-
tische Entwicklung und Ansiedlung von hochrangigen Dienstleistungs- und Infrastrukturangeboten sowie 
– durch die erhebliche Distanz zu den Metropolen an Rhein und Ruhr, ebenso wie zur Metropolregion 
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Hannover – auch die Übernahme metropolitaner Funktionen, die ansonsten in OWL nicht verfügbar sind.
Damit stellen sie zum einen einen wesentlichen Baustein dar, um den Anspruch Nordrhein-Westfalens 
in seiner Gesamtheit als Metropolraum gesehen zu werden, zu unterstreichen. Sie leisten zum anderen 
einen wichtigen Beitrag zur Gewährleistung gleichwertiger Lebensverhältnisse in ländlicheren Teilen 
der Region, indem sie oberzentrale und metropolitane Angebote und Einrichtungen für diese verfügbar 
machen.

Die Regiopolregionen Bielefeld und Paderborn sind lokale Initiativen mit dem Ziel die Kooperation, 
Arbeitsteilung und Synergieeffekte im Verflechtungsbereich auszubauen. Bei ihren künftigen 
Vernetzungsaktivitäten sowie der Projektentwicklung und -umsetzung in raumplanerisch relevanten 
Themenfeldern (u. a. Mobilitäts- und Siedlungsentwicklung) sollen sie vonseiten der Regionalentwicklung 
intensiv unterstützt werden.
Auf diesem Wege werden u. a. die nachhaltige Siedlungs- und Freiraumentwicklung, die Mobilität und 
die Entwicklung als Hochschul- und Wirtschaftsregion durch die Regiopolregionen gefördert.
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Abbildung 5

Regiopolregion Bielefeld

Regiopolregion Paderborn

beiden Regiopolregionen zugehörig
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2.2.5 Freiraum

Der Planungsraum OWL weist in weiten Teilen sehr vielfältige Landschaftsräume und hohe Potentiale an 
Lebensräumen für gefährdete Tier- und Pflanzenarten und ihre Lebensgemeinschaften sowie anderer 
Freiraumfunktionen auf.
Jedoch haben die Ausdehnung der Siedlungsflächen und die Intensivierung der Landnutzungen in den 
letzten Jahrzehnten landesweit zu deutlichen Veränderungen der Eigenart und Vielfalt der Landschaft 
und entsprechend zu einem erheblichen Rückgang der in der historischen Kulturlandschaft noch vorhan-
denen Vielfalt an Tier- und Pflanzenarten geführt. Auch andere natürliche Potentiale wie z. B. die natür-
liche Grundwasserbeschaffenheit, die Fruchtbarkeit der Böden und die Luftreinheit sind insbesondere 
in den Ballungsräumen deutlichen Veränderungen unterworfen.

Naturräumliche Gliederung

Der Planungsraum hat Anteil an vier Großlandschaften in NRW. Dies sind das Westfälische Tiefland im 
Norden, das Weserbergland im Osten und die Westfälische Bucht im Westen. Im Süden hat die Region 
mit dem Kreis Paderborn noch einen geringen Anteil am Sauer- und Siegerland. 

Diese Großlandschaften werden durch ein Mosaik von 25 naturräumlichen Haupteinheiten gegliedert:
Das Westfälische Tiefland im Norden der Region gliedert sich in die Diepholzer Moorniederung, die 
Rahden-Diepenauer Geest, die Loccumer Geest sowie die Mittelweser. 
Das Weserbergland, die flächenmäßig größte Großlandschaft in OWL, gliedert sich von Nord nach Süd in 
das Lübbecker Lössland, das Östliche Wiehengebirge, das Kalenberger Bergland, das Rinteln-Hamelner 
Weserland, das Ravensberger Hügelland, das Lipper- sowie Pyrmonter Bergland, der Osnabrücker 
und Bielefelder Osning, die Egge, das Oberwälder Land, das Wesertal, die Paderborner Hochfläche, 
die Warburger Börde sowie die Ostwaldecker Randsenken im Süden. Ganz im Osten bilden mit sehr 
geringem Flächenanteil die naturräumlichen Haupteinheiten die Westhessische Senke sowie der Solling, 
Bramwald und Reinhardswald einen kleinen Anteil am Weserbergland. 
Die Westfälische Bucht wird durch die naturräumlichen Haupteinheiten Ostmünsterland, Kernmünsterland 
sowie die Hellwegbörden gegliedert. 
Mit dem Nordsauerländer Oberland hat die Region noch einen Anteil am Sauer- und Siegerland.
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ASB – Allgemeiner Siedlungsbereich

Abbildung 6Naturschutzgebiete und Landschaftsschutzgebiete
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Erläuterung Im Sinne einer kompakten Siedlungsentwicklung sollen neue Bauflächen und 
Baugebiete grundsätzlich unmittelbar an vorhandene Siedlungsstrukturen anbinden. 
Im Vollzug der bedarfsgerechten Siedlungsentwicklung auf der Ebene der gemeind-

lichen Bauleitplanung kann es aber aus städtebaulichen Gründen erforderlich 
sein, von einem unmittelbaren Anschluss neuer Siedlungsflächen an bestehenden 
Bau- oder Verkehrsflächen abzusehen. Denkbar sind zum Beispiel naturräumliche 
Belange (z. B. Biotope, Überschwemmungsgebiete, Topographie), Immissionsschutz 
(z. B. Nähe zu emittierenden Betrieben oder Verkehrsanlagen), Klimaschutz und 

andere vorrangige Raumfunktionen, z. B. raumbedeutsame Straßen, Abgrabungen 
oder Waldbereiche, entgegenstehen.

3.3.3 Ergänzende Festlegungen

Die Vorgaben aus den Kapiteln 6.1 und 6.2 LEP NRW zielen darauf ab, die Umsetzung 
von ASB durch die kommunale Bauleitplanung nachhaltig, umweltverträglich und 
orientiert am Leitbild der „europäischen Stadt“ auszurichten. Der Regionalplan OWL 
stellt mit seiner Neukonzeption der Siedlungsflächendarstellungen ein auswahlfähiges 
Flächenangebot für künftige Siedlungsentwicklungen sicher. Damit geht bei einer 
Vielzahl der Kommunen eine Siedlungsbereichsabgrenzung einher, die über die nach 
dem bisherigen Konzept mögliche Flächenkulisse hinausgeht. Deshalb ist es erforder-
lich, weitergehende Vorgaben zur räumlichen Umsetzung von Flächenkontingenten 
(vgl. Kapitel 6) innerhalb der ASB zu treffen, um ausufernde, bandartige oder nicht 
zusammenhängende Siedlungsentwicklungen (Streusiedlungen) zu vermeiden. 

Der Grundsatz ist als Vorgabe für die bauleitplanerische Abwägungsentscheidung 
erforderlich, um im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung und zur Begrenzung 
von Eingriffen in Natur und Landschaft die Inanspruchnahme von ASB nach dem 
Prinzip der schrittweisen Entwicklung der Siedlungstätigkeit von innen nach außen 
sicherzustellen. 
Die Entwicklung der Siedlungstätigkeit von innen nach außen ist regionalplanerisch 
erforderlich, um eine Zersiedlung der siedlungsnahen Freiflächen durch isolierte, vom 
übrigen Siedlungsraum getrennte Bauflächen sowie bandartige Siedlungsformen zu 
vermeiden und das Leitbild der kompakten Siedlungsentwicklung (Grundsatz 6.1 
des LEP NRW) zu verwirklichen. Es soll darüber hinaus erreicht werden, dass 
Erschließungsanlagen, insbesondere Straßen und leitungsgebundene Ver- und 
Entsorgungsanlagen, möglichst kurzwegig an vorhandene Infrastruktur ange-

schlossen werden können. Dieses leistet einen Beitrag zur „Stadt der kurzen Wege“, 
zur Verminderung von Eingriffen in Natur und Landschaft und zur flächensparenden 
Siedlungsentwicklung.

Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regional-
plans OWL:

Kompakte Siedlungsentwicklung
Im Rahmen der bauleitplanerischen Umsetzung von bisher unbebauten Freiflächen 
innerhalb von Allgemeinen Siedlungsbereichen sollen neue Siedlungsflächen 
möglichst unmittelbar an vorhandene, im Flächennutzungsplan für bauliche oder 
verkehrliche Nutzungen dargestellte Flächen angeschlossen werden. 

Grundsatz

S 2 

Kompakte Siedlungsentwicklung
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Erläuterung Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung ist – neben der Festsetzung der 
Bauweise – eines der wesentlichen und effektivsten Instrumente der Raumplanung, 
eine hohe Baudichte und damit innerhalb der Baugebiete eine möglichst flächen-

sparende siedlungsräumliche Entwicklung zu erreichen. Die Festsetzung der 
Bebauungsdichte gehört zum Kernbestandteil der Bauleitplanung und kann sinnvoll 
nur auf der örtlichen Ebene auf der Grundlage eines städtebaulichen Konzepts und 
unter Abwägung aller auf dieser Planungsebene abwägungserheblichen öffentlichen 
und privaten Belange erfolgen.
Deshalb ist es nicht möglich, für alle denkbaren Bauleitplanungen bereits auf der 
Ebene der Regionalplanung bestimmte Dichtewerte verbindlich vorzugeben. Mit 

Das Ziel 6.1-1 Satz 1 LEP NRW (Flächensparende und bedarfsgerechte Siedlungs–
entwicklung) verpflichtet die Träger der räumlichen Planung, die Siedlungsentwicklung 
u. a. flächensparend auszugestalten. Die Vorgaben in 6.1-3 bis 6.1-9 des LEP NRW 
zielen ebenso und weitergehend auf eine flächensparende Siedlungsentwicklung 
ab. Der Grundsatz der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 3 des ROG gibt 
als Abwägungsdirektive für nachfolgende Planungsebenen vor, die erstmalige 
Inanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke zu verringern.
In Ergänzung und Konkretisierung dieser Vorgaben gibt der Regionalplan OWL den 
Kommunen bei der Aufstellung von Bauleitplänen für bauliche Nutzungen innerhalb 
von ASB vor, grundsätzlich bei der Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung 
die Orientierungswerte in § 17 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) umzusetzen, 
soweit dies mit den städtebaulichen Belangen vereinbar ist. Die Festlegung ist aus 
überörtlicher Sicht erforderlich, um in der Planungsregion für die bedarfsgerechte 
Siedlungsentwicklung durch eine möglichst hohe Bebauungsdichte eine möglichst 
geringe zusätzliche Flächeninanspruchnahme zu erreichen.

Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regional-
plans OWL:

Flächensparende Realisierung der ASB

Flächensparende Siedlungsentwicklung
Als Beitrag zur Sicherstellung einer flächensparenden Siedlungsentwicklung 
soll bei der bauleitplanerischen Umsetzung der Allgemeinen Siedlungsbereiche 

eine möglichst hohe Bebauungsdichte angestrebt werden. Hierzu sollen sich die 

Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung an den in der jeweils gültigen 
BauNVO genannten Orientierungswerten ausgerichtet werden soweit dies mit den 
städtebaulichen Belangen vereinbar ist.

Grundsatz

S 3 

-anpassung oder die Belange der Baukultur und des Denkmalschutzes. Mangelnde 
Grundstücksverfügbarkeiten sind i. d. R. nicht geeignet, von einem unmittelbaren 
Anschluss abzusehen.

Die einem unmittelbaren Anschluss entgegenstehenden Gesichtspunkte sind im 
Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung entsprechend ihrem Gewicht zu bewerten 
und bei der Entscheidung über die Berücksichtigung des Grundsatzes einzubeziehen. 
Dies gilt auch für Eigentümerinteressen, die einem unmittelbaren Anschluss neuer 
Siedlungsflächen entgegenstehen. Soweit sich diese Eigentümerinteressen im 
Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung durchsetzen, soll geprüft werden, ob die 
betroffenen Flächen mit einer anderen, nicht baulichen Nutzungsfestsetzung (z. B. 
Grünflächen) versehen werden können.
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3.4 Standorte für die Wirtschaft
3.4.1 Regionales Gewerbe- und Industrieflächenkonzept OWL

Der LEP NRW gibt in Ziel 6.3-1 (Flächenangebot) vor, dass für emittierende Gewerbe- 
und Industriebetriebe in den Regionalplänen auf der Basis regionaler Abstimmungen 
(regionale Gewerbe- und Industrieflächenkonzepte) und in Bauleitplänen ein geeig-

netes Flächenangebot zu sichern ist. 
Intention ist es dabei, geeignete Standorte für die weitere wirtschaftliche Entwicklung des 
Landes und seiner einzelnen Landesteile, zu gewährleisten. Insbesondere gilt dies für die 
Flächenvorsorge für Gewerbe-, Industrie- sowie öffentliche Betriebe und Einrichtungen, 
die Emissionen erzeugen und entsprechende Abstandserfordernisse auslösen. 

Nutzungsstrukturen, die durch eine Mischung von Wohnen, Infrastruktur, 
Dienstleistungen, siedlungsinternen Grün- und Freiflächen sowie wohnverträglichem 
Gewerbe geprägt sind, i. d. R. ASB fest. Innerhalb dieser ASB können sich auch einzelne 
Standorte mit Industriebetrieben oder Teilen von Industriebetrieben befinden, die 
keine regionalplanerisch bedeutsame Größenordnung erreichen und insoweit keine 
regionalplanerische Darstellung als GIB erfordern.

Diese Standorte werden durch den Regionalplan nicht mit dem Ziel der Beendigung 
bzw. Verlagerung der gewerblich/industriellen Nutzung überplant, denn die dort 
vorhandenen betrieblichen Anlagen und Einrichtungen genießen im Rahmen der 
bau- und immissionsschutzrechtlichen Regelungen Bestandsschutz. Planerisches Ziel 
und Planungsauftrag der Landesplanung ist es allerdings, die Verträglichkeit der emit-
tierenden Nutzungen mit den benachbarten immissionsempfindlichen Nutzungen 
wie Wohnen, Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen herzustellen (vgl. Ziffer 1.a) 
der Anlage 3 zur LPlG DVO). 

Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regional-
plans OWL:

Standortsicherung von Betrieben innerhalb von ASB
Vorhandene Standorte von emittierenden Betrieben, Anlagen und Einrichtungen 
innerhalb der Allgemeinen Siedlungsbereiche sollen möglichst verträglich mit 

benachbarten immissionsempfindlichen Nutzungen gesichert werden.

Grundsatz

S 4 
Erläuterung An diesen Standorten kann es – insbesondere bei beabsichtigten betrieblichen 

Umstrukturierungen oder Erweiterungen – erforderlich sein, die betreffenden 
Nutzungen bauleitplanerisch mit dem Ziel der Konfliktbewältigung zu überplanen. 
Solange ein verträgliches Nebeneinander von gewerblichen Nutzungen mit benach-

barten immissionsempfindlichen Nutzungen gesichert werden kann, ist eine 
Betriebsverlagerung aus Sicht der Regionalplanung nicht erforderlich. 

Für die bauleitplanerische Umsetzung des Grundsatzes stehen im Städtebaurecht 
unterschiedliche Planungsinstrumente, insbesondere die Zonierung von Baugebieten, 
die Festlegung von Vorkehrungen zum Immissionsschutz sowie die sogenannte 
„Fremdkörperfestsetzung“ gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO, zur Verfügung. Vergleichbare 
Instrumente bestehen für die Ebene der Regionalplanung nicht. Insoweit muss die 
planerische Konfliktbewältigung auf der Ebene der gemeindlichen Bauleitplanung 
erfolgen.
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3.4.2 Festlegung der Wirtschaftsstandorte

Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG ist im Planungsraum des jeweiligen Raumordnungsplans 
eine Wirtschaftsstruktur zu verwirklichen, die langfristig wettbewerbsfähig und 
räumlich ausgewogen ist, über eine wirtschaftsnahe Infrastruktur verfügt sowie ein 
ausreichen des und vielfältiges Angebot an Arbeits- und Ausbildungsplätzen vorhält. 
Dieser Grundsatz ist – wie auch die übrigen in § 2 Abs. 2 ROG enthaltenen Grundsätze  
– an alle nachfolgenden Planungsträger gerichtet, mit dem Auftrag, diese durch 
Festlegungen in Raumordnungsplänen zu konkretisieren. 

Die Intention des LEP NRW ist es, eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung zu ermög-

lichen. Sie ist eine Voraussetzung für den Wohlstand in allen Teilen des Landes NRW. 

Wegen der stark industriellen Ausstattung der Holzmindener Gewerbebetriebe 
ist bei einer interkommunalen Kooperation an dem Standort zudem auf eine 
industrielle Ausnutzbarkeit hinzuwirken. 

Gewerbe- und Industriestandorte mit lokaler Bedeutung > 10 ha

In allen Teilbereichen des Planungsraums sind Gemeinden vorhanden, die durch 
einen starken Besatz von emittierenden Gewerbe- und Industriebetrieben gekenn-

zeichnet sind. 

Oftmals sind dabei Cluster von Branchen (z. B. Küchenindustrie) entstanden. Diese 
brauchen einerseits Erweiterungsflächen, um im nationalen und internationalen 
Wettbewerb bestehen zu können. Andererseits siedeln sich häufig Zulieferer rund 
um große Produzenten an. In der Folge gilt es, auch der Logistik ein entsprechendes 
Flächenangebot zu machen.

Für die Ansiedlung und Erweiterung solcher Betriebe kommen nur Standorte 
in Betracht, die im Regionalplan als GIB und i. d. R. in den Bauleitplänen als 
Industriegebiete gemäß § 9 BauNVO oder Gewerbegebiete nach § 8 BauNVO gesi-
chert sind.

Des Weiteren ist bei der Ausgestaltung des regionalen Gewerbe- und 
Industrieflächenkonzeptes OWL zu berücksichtigen, dass in vielen Kommunen rechts-

kräftige Bauleitpläne in den bisher dargestellten GIB des Regionalplans in seinen beiden 
räumlichen Teilabschnitten vorhanden sind. Insoweit sind in nicht unerheb lichem 
Umfang Flächenreserven für störende Gewerbe-/Industrie- und Dienstleistungs-
betriebe – oft in einem kleinteiligeren Maßstab – im Regionalplan vorhanden. Das 
Konzept stellt die GIB-Standorte mit Reserven > 10 ha dar, wobei diese Reserven auch 
aus benachbarten Teilflächen bestehen können.

Es steht den Standortkommunen frei, diese Flächen auch interkommunal (teilräu-

mlich) mit angrenzenden Nachbargemeinden zu planen und zu realisieren, um die 
Schwerpunktbildung im gewerblich/industriellen Bereich zu sichern und bestimmte 
Standprofile für die Wirtschaft zu entwickeln. 

Zweckgebundene GIB 

Im Planungsraum sind in einer größeren Anzahl GIB-Standorte vorhanden bzw. 
geplant, die mit unterschiedlichen Zweckbindungen versehen sind und vielfältige 
Funktionen und Aufgaben erfüllen (siehe Kapitel 4.1).
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Innovative Industrie und industrielle Dienstleistung, Handel und Handwerk bilden das 
Rückgrat der nordrhein-westfälischen Wirtschaftskraft. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass insbesondere die ostwestfälisch-lippische Wirtschaft 
zum weitaus größten Teil aus kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) besteht. 
Diese vielfach inhabergeführten Familienbetriebe fühlen sich in besonderem Maße 
an ihren jeweiligen Standort gebunden. Daher ist ein am Bedarf der Wirtschaft orien-

tiertes Flächenangebot unter Berücksichtigung der teilräumlichen Gegebenheiten in 
NRW ein Ziel der Landesregierung.

Um die Position des Landes als Wirtschaftsstandort zu festigen und auszubauen, 
zielt der LEP NRW auf ein bedarfsgerechtes Angebot an Flächen für Gewerbe und 
Industrie ab. Aus Sicht der Regionalplanung geht es dabei nicht in erster Linie um 
die Flächenausstattung einzelner Gemeinden, sondern um die Standortqualität der 
gesamten Region. Diese Herausforderung können die Gemeinden insbesondere 
durch eine intensivere Kooperation bewältigen, die darauf abzielt, die Position ihrer 
Region im Wettbewerb zu verbessern. 
Im Regionalplan OWL wird diese Intention mit den im LEP NRW vorgegebenen 
Instrumenten und planerischen Ansätzen – wie dem Flächentausch, der standort-
angemessenen Nutzung von Brachflächen und der konkreten Flächenmobilisierung, 
der Kooperationen zwischen Kommunen und durch die Anwendung Monitoring-
gestützter Verfahren als Basis zur Ermittlung von Flächenbedarfen – umgesetzt. 

Dabei berücksichtigt der Regionalplan OWL insbesondere auch die Anregungen und 
Hinweise der ostwestfälisch-lippischen Industrie- und Handelskammern und der 
Handwerkskammer OWL im Fachbeitrag der Wirtschaft sowie der Gewerbe- und 
Industrieflächenkonzepte der Kreise und der kreisfreien Stadt Bielefeld. 

Aus Sicht der Regionalplanung ist im LEP NRW eine konsequente und starke Trennung 
von Wirtschaftsflächen aufgrund ihrer Emissionsintensität und deren Auswirkungen 
auf benachbarte Nutzungen angelegt. Danach soll für emittierende Gewerbe- und 
Industriebetriebe ein geeignetes Flächenangebot – i. d. R. im GIB – durch Regional- 
und Bauleitplanung vorgehalten werden. Nichtstörende Gewerbebetriebe sind 
hierbei eher Bestandteil des ASB.

Es ist zunehmend schwieriger, geeignete Wirtschaftsflächen verfügbar zu machen 
(Flächenknappheit, Preissteigerungen). Deshalb ist es künftig erforderlich, im 
Rahmen der kommunalen Umsetzung durch Vollzug der Vorgaben des Regionalplans 
eine konsequente Steuerung der Zuordnung von Unternehmen auf GIB und ASB 
vorzunehmen. Nur durch ein nachhaltiges Flächenmanagement kann auch lang-

fristig der Wirtschaft eine Entwicklungsperspektive gegeben werden. Daher ist es 
geboten, dass die Kommunen bereit sind, in interkommunaler Zusammenarbeit an 
geeigneten Standorten – auch außerhalb ihres Gemeindegebietes – insbesondere 
Industrieflächen zu entwickeln. Der Regionalplan geht auf diese Anforderungen ein 
und setzt sie für OWL durch gewerblich/industrielle Standortfestlegungen und ergän-

zende Ziele und Grundsätze um.

3.4.3 Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB)

Der Regionalplan OWL sichert auf der Grundlage des regionalen Gewerbe- und 
Industrieflächenkonzepts (vgl. Kapitel 4.1) entsprechend Ziel 6.3-1 des LEP NRW 
(Flächenangebot) auf der regionalen Ebene ein geeignetes Flächenangebot für 
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Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen
(1) Die Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen werden als 

Vorranggebiete festgelegt. In ihnen sind folgende raumbedeutsame Nutzungen 

vorgesehen:

ï Flächen für die Unterbringung von emittierenden Industrie- und Gewerbe-
betrieben und emittierenden öffentlichen Betrieben und Einrichtungen 
sowie jeweils zuzuordnenden Anlagen (Flächen für Versorgungs- und 

Serviceeinrichtungen, Grün- und Erholungsflächen, Abstandsflächen).

Ziel

S 5 

die Ansiedlung, Verlagerung oder Erweiterung von emittierenden Gewerbe- und 
Industriebetrieben.  Nach der diesem Regionalplan zugrundeliegenden Konzeption 
der bedarfsgerechten Festlegung von Siedlungsbereichen stellt der Regionalplan 
OWL zeichnerisch ein ausreichendes und – wo dies aus planerischen Gesichtspunkten 
möglich ist – auswahlfähiges Flächenangebot an GIB für die bauleitplanerische 
Entwicklung von künftigen Standorten industrieller Nutzungen dar. Gleichzeitig 
wird die mögliche Inanspruchnahme neuer Freiflächen für industrielle Nutzungen 
hinsichtlich ihres räumlichen Umfangs durch textlich festgelegte Flächenkontingente 
begrenzt. 

Die GIB sind gem. den Vorgaben der Planzeichendefinition als Vorranggebiete 
festzulegen. Die Festlegung als Vorranggebiete und damit als zielförmige, von 
den Planadressaten (Bauleitplanung, Fachplanung) strikt zu beachtende planeri-
sche Vorgabe ist erforderlich, um die ausgewiesenen Flächen von raumbedeut-
samen konkurrierenden Nutzungen und Funktionen freizuhalten und damit die 
Entwicklungspotentiale dieser Flächen als geeignetes Flächenangebot für Gewerbe- 
und Industriebetriebe zu sichern.  

Die als GIB festgelegten Flächen sind von raumbedeutsamen Nutzungen freizuhalten, 
sofern sie mit der vorrangigen gewerblich-industriellen Nutzung nicht vereinbar sind 
(gebietsinterner Ausschluss). Die ergänzend zu den zeichnerischen Ausweisungen 
textlich festgelegten Vorrangnutzungen entsprechen zunächst den Inhalten der 
Anlage 3 zur LPlG DVO und der Vorgabe in Ziel 6.3-1 des LEP NRW (Flächenangebot); 
der Regionalplan macht sich die in Ziffer 1.c) der Planzeichendefinition angegebenen 
Nutzungen als Vorrangnutzungen in den festgelegten GIB zu eigen, weil sie dort aus 
regionalplanerischer Sicht siedlungsräumlich, verkehrlich und umweltverträglich 
sinnvoll angesiedelt werden können.

Ausnahmsweise sollen in GIB auch Flächen für nicht emittierende gewerbliche 
Nutzungen geplant werden können. Denn der Zusatz „insbesondere“ in der Anlage 
3 zur LPlG DVO bewirkt, dass der dort genannte Nutzungskatalog nicht abschließend 
ist und jedenfalls in nachrangiger Größenordnung auch weitere Nutzungen in GIB 
geplant werden können. Dies ist allerdings in zweifacher Hinsicht beschränkt: Zum 
einen soll der Flächenanteil für diese Nutzungen nur ein untergeordnetes Ausmaß 
aufweisen, zum anderen sollen diese ausnahmsweisen Nutzungen nur dann geplant 
werden dürfen, wenn sie aus Gründen des Immissionsschutzes zu benachbarten 
immissionsempfindlichen Nutzungen (z. B. Wohnen, Erholung) erforderlich sind.

Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regional-
plans OWL:
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Erläuterung Nach den Vorgaben der LPlG DVO (Planzeichendefinition Nr. 1.c)) sind GIB mit der 
Rechtswirkung von Vorranggebieten im Sinne des § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG festzulegen. 
Mit der Festlegung als Vorranggebiet entsteht die in § 7 Abs. 3 Nr.1 ROG beschriebene 
Ausschlusswirkung für nicht mit den oben festgelegten Vorrangnutzungen zu verein-

barenden konkurrierenden Nutzungen. Diese Ausschlusswirkung gilt nur innerhalb 
der festgelegten GIB. Außerhalb der GIB entfaltet die Festlegung als Vorranggebiet 
keinerlei rechtliche Wirkungen.

3.4.4 Ergänzende Festlegungen

Die Realisierung der räumlichen Entwicklungsbedingungen für die Wirtschaft in OWL 
gehört zu den wesentlichen regionalbedeutsamen Aufgaben im Planungsraum. Der 
Wirtschaftsstandort OWL ist in seiner räumlichen Struktur so weiterzuentwickeln, 
dass er den wachsenden Anforderungen aus der Konkurrenzsituation im Europa 
der Regionen gerecht werden kann. Der gewerblich/industrielle Sektor ist eine der 
tragenden und wirtschaftlich bedeutenden Säulen des Planungsgebietes. Seine 
standortbildende Kraft ist ein prägender Faktor der Siedlungsstruktur. 

Die Flächen für die Wirtschaft werden im Regionalplan OWL als GIB und ASB darge-

stellt. In den Flächennutzungsplänen dargestellte gewerblich/industrielle Bauflächen 
für die Wirtschaft unter 10 ha sind i. d. R. im Regionalplan nicht zeichnerisch festge-

legt. Sie können auch den nicht dargestellten Wohnplätzen/Ortsteilen zugeordnet 
sein und dienen vorrangig der Unterbringung kleinerer, ortsteilbezogener Betriebe.

Ziel ist es, innerhalb von OWL ein Netz von geeigneten gewerblich/industriellen 
Standorten vorzuhalten, das für die Wirtschaft ein mengenmäßig ausreichendes 
Angebot an Flächen für emittierende und nicht störende Nutzungen schafft. Damit 
soll für alle Bevölkerungsteile in zumutbarer Entfernung zum Wohnort ein ausrei-
chend differenziertes Angebot an Arbeitsplätzen gewährleistet werden.

Dabei sind die zeichnerisch festgelegten GIB die regionalplanerisch relevanten 
Standortbereiche für die Erweiterung, die Neuansiedlung oder zu verlagernde – insbe-

sondere emittierende – Industrie- und Gewerbebetriebe und emittierende öffentliche 
Betrieben und Einrichtungen sowie diesen jeweils zuzuordnenden Anlagen. Sie haben 
zusammen mit den kleineren, im Regionalplan nicht dargestellten gewerb lichen 
Bauflächen der FNP die Funktion, alle gewerblichen/industriellen Betriebe aufzu-

nehmen, die wohnungsunverträglich sind und für die weder aufgrund besonderer 
Rohstoffvorkommen noch fachgesetzlicher Privilegierung eine Bindung an Standorte 
außerhalb des GIB begründet werden kann.

In den Oberzentren Bielefeld und Paderborn und den großen Mittelzentren Detmold, 
Gütersloh, Herford und Minden besteht – aufgrund deren zentralörtlichen Einstufung 

(2) Ausnahmsweise können geplant werden:

1. Gewerbliche Nutzungen mit geringerem Störungspotential, soweit aus städte-
baulichen Gründen, insbesondere aus Gründen des Immissionsschutzes zu 

benachbarten vorhandenen oder geplanten Nutzungen, eine Ausweisung für 

industrielle Nutzungen nicht möglich ist

2. Einzelhandelsnutzungen, die Betrieben des produzierenden Gewerbes zu 

geordnet und diesen deutlich untergeordnet sind und deren Warenangebot 

ausschließlich Produkte dieses Betriebs umfasst (Annexhandel)
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Bauleitplanerische Umsetzung von Reserveflächen durch gewerbliche 
und industrielle Nutzungen
(1) Die bauleitplanerische Umsetzung der Reserven der Gewerbe- und 

Industrieansiedlungsbereiche soll bedarfsgerecht und flächensparend entspre-

chend der voraussehbaren Bedürfnisse der Wirtschaft erfolgen.

(2) Dabei sollen die festgelegten Reserveflächen der Gewerbe- und 
Industrieansiedlungsbereiche und der Allgemeinen Siedlungsbereiche sowie die 

Reserven der gewerblichen/industriellen Bauflächen der Flächennutzungspläne – 
soweit bis 2040 vorhersehbar – den planerischen Rahmen für die Neuansiedlung, 
die Erweiterung und die Verlagerung von Gewerbe- und Industriebetrieben in der 

Bauleitplanung darstellen.

(3) Vor der bauleitplanerischen Umsetzung von Reserveflächen für Siedlungszwecke 
sollen die Gemeinden im Dialog mit der Wirtschaft prüfen, ob von den Firmen 
vorgehaltene ungenutzte betriebsgebundene Gewerbe- und Industrieflächen für 
eine anderweitige gewerblich/industrielle Entwicklung zur Verfügung gestellt 
werden können.

Grundsatz

S 6 

Erläuterung Die Gemeinde weist den Bedarf und die Notwendigkeit für eine Inanspruchnahme 
und Übernahme von Reserven des Regionalplans in den Flächennutzungsplan im 
Rahmen des landesplanerischen Anpassungsverfahrens nach. Für den gemeinde-

bezogenen rechnerischen Bedarf an Bruttobauland in ha für Wirtschaftsflächen im 
Planungszeitraum des Regionalplans wird auf Anlage 1 verwiesen (s. Ziel S 11).

Weicht die reale Bevölkerungs- und damit die Erwerbspersonenentwicklung bzw. die 
Wirtschaftsentwicklung negativ von der im Rahmen der Aufstellung des Regionalplans 
quantitativ zu Grunde gelegten prognostizierten Entwicklung ab, so sind die FNPs 
entsprechend anzupassen.  

Bei schon jetzt vorhandenen Reserveflächenüberhängen im FNP können 
Flächenerweiterungen nur dann im Einklang mit dem Regionalplan erfolgen, wenn – 
zum Abbau der Überhänge – größere, freiraumadäquate bisherige Bauflächenreserven 
in Freiraum umgewidmet werden.

Falls durch unerwartet stark steigenden Bedarf die Reserveflächen aufgebraucht 
sind, ist im Rahmen von Regionalplanänderungsverfahren eine Flächenaufstockung 
zu prüfen. Ca. fünf Jahre nach Rechtskraft des Regionalplans soll die reale und die 
bei Erarbeitung des Regionalplans unterstellte Siedlungsentwicklung, bezogen auf 
den Planungszeitpunkt, analysiert und ggf. – in Abstimmung mit dem Planungsträger 
– eine Nachsteuerung und Anpassung durch Änderungen des Regionalplans an die 
veränderten Rahmenbedingungen vorgenommen werden.  

Auch vor dem Hintergrund der Vorgaben aus Ziel 6.1-1 LEP NRW (Flächensparende 
und bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung), die Siedlungsentwicklung flächenspa-

rend und bedarfsgerecht vorzunehmen, sollen Gemeinden und Wirtschaft prüfen, ob 
bisher betriebsgebundene Flächen für eine Nutzung durch andere Unternehmen zur 
Verfügung gestellt werden können.
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Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regional-
plans OWL:
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4.5 Kompensationsmaßnahmen
Die Inanspruchnahme von land- und forstwirtschaftlichen Flächen für natur-
schutzrechtlich erforderliche Kompensationsmaßnahmen und auch für Neu- und 
Ersatzaufforstungen stehen zunehmend in einem Konkurrenzverhältnis zueinander. 
Durch diese Maßnahmen werden der Land- und Forstwirtschaft Flächen komplett 
entzogen oder in der Bewirtschaftung erheblich eingeschränkt. Probleme ergeben 
sich insbesondere dann, wenn besonders ertragreiche Standorte in Anspruch 

genommen werden oder der Flächenzuschnitt der Bewirtschaftungseinheiten negativ 
verändert wird.

Auch aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist diese Konfliktlage 
mit Problemen belastet. Denn die Verfügbarkeit der Flächen für die Durchführung 
von Kompensationsmaßnahmen hat in den letzten Jahren deutlich abgenommen. 
In der Folge werden von dem Eingriffsverursacher vielfach Flächen ausgewählt, 
die eher eine suboptimale Eignung aufweisen. Außerdem führt dies dazu, dass 
Kompensationsmaßnahmen nicht in der Nähe des Ortes des Eingriffs, sondern im 
größeren räumlichen Abstand, teilweise in anderen Kommunen, realisiert werden. 

Dies ist rechtlich zulässig, fachlich aber im Sinne einer nah am Eingriffsort gelegenen 
Kompensation oft nicht zielführend. 

Bei der Bewertung der Auswirkungen, die sich durch Kompensationsmaßnahmen 
auf die Land- und Forstwirtschaft ergeben können, sind nicht nur die jeweiligen 
Maßnahmen zu betrachten. Gerade bei einer Vielzahl von Eingriffen ergeben sich 
durch die Summation der einzelnen Maßnahmen erhebliche Flächenbedarfe. 

In § 15 Abs. 3 BNatSchG ist festgelegt, dass bei der Inanspruchnahme von land- 

oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht zu nehmen ist. Insbesondere sind für die 

landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Böden nur im unbedingt notwen-

digem Umfang in Anspruch zu nehmen. Es ist vorrangig zu prüfen, ob der Ausgleich 

oder Ersatz auch durch Maßnahmen zur Entsiegelung, zur Wiedervernetzung von 
Lebensräumen oder durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen, die der dauer-
haften Aufwertung des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes dienen, erbracht 
werden kann. Es soll vermieden werden, dass Flächen aus der Nutzung genommen 

werden. 

Das BNatSchG legt in § 15 Abs. 2 explizit fest, dass bei der Festsetzung von Art und 
Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen die Landschaftsplanung zu berück-

sichtigen ist. 

Der Landschaftsplan ist das geeignete Planwerk, um konzeptionell und unter 
Einbindung der Land- und Forstwirtschaft Regelungen zu treffen, die sowohl mit den 
Belangen der Land- und Forstwirtschaft vereinbar sind, als auch aus naturschutz-
fachlicher Sicht zu effektiven Naturschutzmaßnahmen führen. Die Steuerungswirkung 
kann darin bestehen, dass bestimmte Maßnahmen konkret im Plan festgelegt werden. 
Zudem können andere Maßnahmen nach Art und Lage ausgeschlossen werden.

Das LNatSchG regelt, als Ergänzung zu § 15 BNatSchG, dass bei der Festsetzung 

von Art und Lage der Kompensationsmaßnahmen der Fachbeitrag Naturschutz und 
Landschaftspflege zu berücksichtigen ist, sofern kein Landschaftsplan vorliegt (§ 31 
LNatSchG). Das Gesetz weist daraufhin, dass Kompensationsmaßnahmen multifunk-

tional angelegt werden (z. B. Biotopverbund, Bodenschutz, Klimaschutz).  
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Bereiche für den Schutz der Natur
(1) Die Bereiche für den Schutz der Natur werden als Vorranggebiete festgelegt.
In ihnen sind folgende raumbedeutsame Nutzungen und Funktionen vorgesehen: 
ï Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche, Waldbereiche und Ober-

flächengewässer, in denen die natürlichen Gegebenheiten durch besondere 
Maßnahmen gesichert oder entwickelt werden sollen (insbesondere Schutz, 
Pflege und Entwicklung wertvoller Biotope; Aufbau eines landesweiten 
Biotopverbundes) 

ï festgesetzte Naturschutzgebiete und Freiraumbereiche, die künftig in ihren 
wesentlichen Teilen entsprechend geschützt werden sollen

(2) Eine Inanspruchnahme von Bereichen zum Schutz der Natur durch andere entge-

genstehende raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen darf ausnahmsweise 
erfolgen, wenn die angestrebten Nutzungen und Funktionen nicht an anderer 
Stelle realisierbar sind, die Bedeutung des betroffenen Gebietes dies zulässt und 
der Eingriff auf das unbedingt erforderliche Maß beschränkt wird.

(3) Umfasst der Bereich zum Schutz der Natur Natura-2000 Gebiete, darf eine raum-

bedeutsame Planung oder Maßnahme, die zu erheblichen Beeinträchtigungen 
des Natura-2000 Gebietes in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck 
maßgeblichen Bestandteilen führen kann, nur zugelassen oder durchgeführt 
werden, soweit es

Ziel

F 11

Bei der Festlegung der GSN im LEP NRW lag der Fachbeitrag Naturschutz als Grundlage 
nicht vor. Die Festlegungen der GSN im LEP NRW basieren im Planungsraum im 
Prinzip auf der bisherigen Festlegung der BSN im bestehenden Regionalplan für den 
Regierungsbezirk Detmold in den räumlichen Teilabschnitten GEP-TA OB BI und im 
TA PB-HX. 

Da sich die Neufestlegung der BSN an der aktuellen naturschutzfachlichen Bewertung 

im Fachbeitrag orientiert, ergeben sich in der Konkretisierung der im LEP NRW fest-
legten GSN durch die BSN stellenweise Abweichungen. Bei den Festlegungen von 

Ausnahmeregelungen zur Inanspruchnahme von BSN im Regionalplan orientieren 
sich diese an den Ausnahmetatbeständen des Ziels 7.2-3 LEP NRW (Vermeidung 
von Beeinträchtigungen). Diese Festlegungen sind geboten, da nicht ausge-

schlossen werden kann, dass innerhalb der BSN das Erfordernis der Realisierung 

konkurrierender Nutzungen besteht (z. B. erforderliche Straßenplanungen oder 
Betriebserweiterungen).
 

Eine Inanspruchnahme von BSN kommt daher nur ausnahmsweise unter den im Ziel 

festgelegten restriktiven Voraussetzungen und nur für untergeordnete Teilgebiete in 
Betracht, d. h. wenn

 → ein nachgewiesener Bedarf dafür vorliegt,

 → für den mit der Planung oder die Maßnahme verfolgten Zweck außerhalb der BSN 
keine zumutbaren Alternativen bestehen,

 → die raumordnerischen und ökologischen Funktionen des betroffenen Gebietes 
dies zulassen und

 → die Beeinträchtigung des Gebietes auf das unbedingt erforderliche Maß 
beschränkt wird.

Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regional-
plans OWL durch drei Festlegungen:

1161 

1162 

1163 

1164 

1165 

1166 

1167 

1168 

1169 

1170 

1171 

1172 

1173 
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Erläuterung Das Bundesprogramm ÑBlaues Band Deutschlandì zielt auf die bundesweite 

Wiederherstellung ökologisch funktionsfähiger Flusslandschaften ab, bei der natur-
nahe Bundeswasserstraßen und deren Auen einen wichtigen Bestandteil eines 
Biotopverbundes von nationaler Bedeutung bilden und damit wesentlich zum Erhalt 
wasser- und auengebundener Arten und ihrer Lebensräume beitragen. 

Die Flussaue der Weser soll als Zentrum der biologischen Vielfalt und als Achse des 
Biotopverbundes naturnah entwickelt werden. Die Einheit aus Fluss und Aue ist 

als Bestandteil des Naturhaushaltes weiter zu entwickeln. Hierzu sollen gem. des 

Bundesprogrammes „Blaues Band Deutschland“ nicht mehr benötigte Infrastrukturen 
der Bundeswasserstraße soweit möglich und sinnvoll zurückgebaut und mit weiteren 

Renaturierungsmaßnahmen verknüpft werden. Für den Biotopverbund soll eine 
ökologische Durchgängigkeit  der Weser und die Vernetzung von Fluss, Ufer und Aue 
erreicht werden. 

Hinsichtlich der Sicherung der Mittel- und Oberweser als Binnenwasserstraße wird 
auf Grundsatz V 17  in Kapitel 5.5.5. verwiesen. 

1218 

1219 

1220 

1221 

1222 

1223 

1224 

Naturnahe Gestaltung der Weser
(1) Der Weser mit ihrer Aue soll im Rahmen des Biotopverbundes an 
Bundeswasserstraßen als Bestandteil des länderübergreifenden Biotopverbundes 
im Rahmen des Blauen Bandes zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung 
von Lebensräumen wasser- und auengebundener Arten, unter Sicherung der 
Funktion als Binnenwasserstraße , Raum verschafft  werden.

(2) Die Weser und die Weseraue sollen in ihrer Funktion für den Biotopverbund, 
die Naherholung, den Tourismus und das Landschaftsbild erhalten, entwickelt und 
wiederhergestellt werden.

Grundsatz

F 14

Die Umsetzung der europarechtlichen Verpflichtungen ist eine wichtige Säule des 
Bundesprogramms. Zentrales Ziel ist der Aufbau eines Biotopverbunds von natio-

naler Bedeutung. Fluss, Ufer und Aue werden wieder ganzheitlich betrachtet. Dies 

ist für die Erhaltung der biologischen Vielfalt von existenzieller Bedeutung. Wegen 
der linienhaften Struktur eignen sich Fließgewässer mit ihren Auen besonders für 
biotop verbindende Maßnahmen. Die Gewässer in Deutschland und deren Auen 
sind wichtige Verbundstrukturen in der Landschaft und wesentlicher Bestandteil der 
wassergebundenen Lebensräume.

Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regional-
plans OWL:
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Schutz und Entwicklung der Senne
Der zeichnerisch festgelegte Bereich für den Schutz der Natur, der das Gebiet des 
derzeitigen Truppenübungsplatzes Senne und des Standortübungsplatzes Stapel 
überlagert, ist in seiner Einzigartigkeit und naturräumlichen Funktionsvielfalt zu 
erhalten und zu entwickeln.

Ziel

F 15

4.6.3 Schutz und Entwicklung der Senne mit angrenzendem Teutoburger Wald 
und nördlichem Eggegebirge

Die Sennelandschaft ist einer der bedeutendsten, zusammenhängenden 
Biotopkomplexe und das größte zusammenhängende und weitgehend unzerschnit-
tene Binnendünen- und Heide-Moorgebiet in NRW. Zusammen mit dem angren-

zenden Teutoburger Wald/Eggegebirge zählt die Senne zu den durch das Bundesamt 
für Naturschutz ausgewiesenen ÑHotspots der biologischen Vielfaltì. Dabei handelt 

es sich deutschlandweit um insgesamt 30 Regionen, die eine besonders hohe Dichte 

und Vielfalt charakteristischer Arten, Populationen und Lebensräume aufweisen. 
Aufgrund der langjährigen militärischen Nutzung auf dem Truppenübungsplatz Senne 
und dem Standortübungsplatz Stapel, die insbesondere eine intensive landwirtschaft-

liche Nutzung ausgeschlossen hat, hat sich die Senne in diesen Bereichen als ein 

Lebensraum mit nationaler Bedeutung für den Biotop- und Artenschutz ent wickelt. 
Der Truppenübungsplatz Senne befindet sich südlich der Ortschaft Augustdorf. Er 
umfasst eine Fläche von rund 11.600 ha. Der Standortübungsplatz Stapel nördlich 

von Augustdorf hat  eine Größe von ca. 520 ha. 

Insbesondere für Arten der extensiv genutzten Offenlandschaft beherbergt der 
Landschaftsraum wertvolle Habitatstrukturen. In weiten Teilen ist die für die Senne 
typische Heidelandschaft, die mit Heiden, Magerrasen, Mooren, naturnahen 
Fließgewässern und Wäldern ausgestattet ist, noch ungestört.

Der angrenzende Teutoburger Wald sowie das nördliche Eggegebirge weisen einen 
besonders hohen Laubwaldanteil auf. Prägend ist Hainsimsen-Buchenwald auf den 
eher sauren Böden des nördlichen Eggegebirges und der Waldmeister-Buchenwald 
auf den kalkhaltigen Böden des Teutoburger Waldes. Die hohe geologische Vielfalt 
und die unterschiedlichen Bodentypen bedingen dabei eine besonders vielfältige 
Ausprägung der Wälder. 

Die Senne sowie auch große Teile des angrenzenden Teutoburger Waldes und des 
nördlichen Eggegebirges sind als Natura 2000-Gebiet (FFH und Vogelschutzgebiet) 
anerkannt und – außerhalb der Truppenübungsplätze – bereits zu großen Teilen als 
Naturschutzgebiet gesichert. Um diese Landschaft zu erhalten und zu entwickeln, 
sollen der Truppenübungsplatz Senne und der Standortübungsplatz Stapel nach 
Aufgabe der jeweiligen militärischen Nutzung in geeigneter Form erhalten und entwi-

ckelt werden. 

Durch die Festlegung des Landschaftsraumes als BSN sowie die nachfolgende textliche 
Festlegung als Ziel erfolgt eine umfängliche Sicherung der Senne und der angrenzenden 

Bereiche. Hierdurch werden für eine nachfolgende Unterschutzstellung die verschie-

densten Optionen (Nationalpark, Naturschutzgebiet, Teil einer Biosphärenregion) 
offengehalten.

Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regional-
plans OWL:

1225 

1226 

1227 

1228 

1229 

1230 

1231 

1232 
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1233 

1234 

1235 

1236 

1237 

1238 

1239 

1240 

1241 

Erläuterung Aufgrund der herausragenden naturschutzfachlichen Wertigkeit dieses Bereiches 
besteht ein großes Interesse des Naturschutzes und der Landschaftspflege, die über-
wiegend durch kulturhistorische Nutzungsformen geprägte Landschaftsstruktur der 
Senne durch aktive Landschaftspflegemaßnahmen zu erhalten, soweit hierdurch die 
bestimmungsgemäße Nutzung durch die Streitkräfte nicht beeinträchtigt wird. 
Während der militärischen Nutzung ist daher eine Fortführung der bisherigen inten-

siven naturschutzfachlichen Betreuung anzustreben. Grundsätzlich gilt auch nach den 

Bestimmungen des BNatSchG, dass auf den bestehenden Übungsplätzen die militä-

rischen Belange bei einer Überlagerung mit einer Darstellung als BSN Vorrang vor 

den Belangen des Natur- und Landschaftsschutzes haben. Soweit die militärischen 
Interessen nicht entgegenstehen, sind die ökologisch besonders wertvollen Teile 
dieser militärischen Übungsplätze bei einer Überlagerung mit einer Darstellung als 

BSN entsprechend den Zielen des Naturschutzes zu pflegen und zu entwickeln.

Der Truppenübungsplatz Senne bildet für eine nachfolgende Unterschutzstellung 
den Kernbereich. Der Standortübungsplatz Stapel, räumlich angrenzende 

Naturschutzgebiete wie das Naturschutzgebiet (NSG) „Moosheide“ sowie die 
angrenzenden Teilgebiete des Teutoburger Waldes und des nördlichen Eggegebirges 
weisen ebenfalls eine hohe naturschutzfachliche Bedeutung auf und ergeben 

in ihrer Gesamtheit einen großräumigen Landschaftsraum mit herausragender 
Bedeutung für den Naturschutz und die Landschaftspflege. Bei einer zukünftigen 
nach folgenden Unterschutzstellung des Gebietes des Truppenübungsplatzes Senne 
ist zu prüfen, ob diese angrenzenden naturschutzfachlich wertvollen Flächen mit 

einbezogen werden sollen .

4.6.4 Naturparke sichern und entwickeln

Der LEP NRW führt in den Erläuterungen zu Grundsatz 7.1-8 (Landschaftsorientierte 
und naturverträgliche Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen) aus, dass die Träger 
der Naturparke eine besondere Verantwortung im Bereich der landschafts orientierten 
Erholung tragen.

Naturparke sind nach den Regelungen des BNatSchG großräumige, einheitlich zu 

entwickelnde und zu pflegende Gebiete, die überwiegend als Landschaftsschutz- 
oder Naturschutzgebiete ausgewiesen sind. 

Naturparke waren ursprünglich auf die Erholungsnutzung fokussiert, die Ziele und 

Aufgaben von Naturparken sind zwischenzeitlich jedoch deutlich erweitert worden. 

Sie sind besonders dazu geeignet, eine nachhaltige Regionalentwicklung zu fördern. 
Denn sie dienen dem Schutz und Erhalt der Kulturlandschaften mit ihrer Biotop- und 
Artenvielfalt, der Erholung und dem natur- und umweltverträglichen Tourismus sowie 
einer dauerhaft natur- und umweltverträglichen Landnutzung.
Die Anerkennung eines Gebietes als Naturpark ist im Gegensatz zu anderen 

Großschutzgebieten  nicht mit Nutzungseinschränkungen verbunden. Naturparke 

umfassen dabei unbesiedelte und besiedelte Bereiche.

Im Planungsraum liegen der Naturpark Teutoburger Wald/Eggegebirge, Ausläufer des 
Natur- und Geoparks TERRA.vita sowie südliche Teilbereiche des Naturparks Dümmer. 

Der Naturpark Teutoburger Wald/Eggegebirge ist mit einer Gesamtfläche von ca. 
270.000 ha einer der größten Naturparke Deutschlands. Der Naturpark umfasste 

ursprünglich das Eggegebirge und südliche Teile des Teutoburger Waldes, er ist allerdings 
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1257 

1258 

1259 

1260 

1261 

1262 

1264 

1265 

1263 

Bereiche für den Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung für 
die Vogelarten des Offenlandes
(1) Die Bereiche für den Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung für 
Vogelarten des Offenlandes werden als Vorranggebiete festgelegt. 

(2) In ihnen sind folgende raumbedeutsame Funktionen vorgesehen:
ï Brut-, Rast- und Überwinterungsraum der für das Vogelschutzgebiet Hellweg-

börde (DE-4415-401) charakteristischen  Vogelarten

ï Brut-, Rast- und Überwinterungsraum der für das Vogelschutzgebiet Weseraue 
(DE-3519-401) charakteristischen Vogelarten

(3) Eine Inanspruchnahme von Bereichen für den Schutz der Landschaft mit beson-

derer Bedeutung für Vogelarten des Offenlandes durch andere entgegenstehende 
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen darf ausnahmsweise erfolgen, wenn 
die angestrebten Nutzungen und Funktionen nicht an anderer Stelle realisierbar 
sind, die Bedeutung des betroffenen Gebietes für den Schutz der Landschaft mit 
besonderer Bedeutung für Vogelarten des Offenlandes des Vogelschutzgebietes 

Hellwegbörde und des Vogelschutzgebiet Weseraue dies  zulässt und der Eingriff 
auf das unbedingt erforderliche Maß beschränkt wird.

Ziel

F 17

Raumordnungsplänen, um so eine gebietsübergreifende kohärente regionalplaneri-

sche Sicherung des Vogelschutzgebietes zu erzielen. 

Auf Anregung des Kreises Minden-Lübbecke als untere Naturschutzbehörde sind im 
Beteiligungsverfahren drei weitere Flächen als BSLV festgelegt worden. Es handelt 

sich um Teilräume, die an das VSG „Weseraue“ angrenzen und in einem engen funkti-

onalen Bezug zu diesem Vogelschutzgebiet stehen. Diese BSLV befinden sich zwischen 
Petershagen-Großenheerse und Buchholz; zwischen Petershagen-Jössen und Lahde 
(nördlich der L 770) sowie im Raum Petershagen östlich der B 482 und der K6. 
Das VSG Weseraue liegt im Gebiet der Stadt Petershagen im Kreis Minden-
Lübbecke und erstreckt sich von der Ortslage Petershagen-Lahde im Süden bis zur 
Ortslage Schlüsselburg im Norden. Es ist eine großräumige Stromtalaue, in einer 

Größenordnung von 2.743 ha, mit angrenzenden Ackerflächen und besitzt traditionell 
eine sehr hohe landes-, bundesweite und internationale Bedeutung als Brut-, Rast-, 
Mauser- und Überwinterungsgebiet für zahlreiche Vogelarten der EU-Vogelschutz-
Richtlinie. Die Bundesregierung meldete 1983 die Weserstaustufe Schlüsselburg 
im heutigen VSG Weseraue beim „Übereinkommen über Feuchtgebiete“ (Ramsar-
Konvention) als „Feuchtgebiet von internationaler Bedeutung“ (Ramsar-Gebiet Nr. 
278) (BIOLOGISCHE STATION MINDEN-LÜBBECKE  2000). Dieses Ramsar-Gebiet hat 
eine Flächengröße von ca. 1.600 ha, das entspricht 58 % des heutigen VSG.  Das VSG 
Weseraue ist besonders durch die hohe Bedeutung für brütende und rastende Wat- 
und Wasservögel (darunter die nordischen Sing- und Zwergschwäne sowie Bläss- und 
Saatgans sowie vieler Entenarten und Säger, insbesondere der Schellente), aber auch 
für Vogelarten der Agrarlandschaft, hervorzuheben. Zudem beherbergt die Weseraue 
ein landesweit bedeutsames Brutvorkommen des Weißstorches. In den letzten Jahren 
wird das VSG als Nahrungsrevier des Seeadlers genutzt.  

Das Planungssymbol wurde entsprechend für die drei angrenzenden Teilräume an 
dem VSG Weseraue verwendet.

Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regional-
plans OWL:
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Ersatzaufforstung bei Waldumwandlung
Bei der Inanspruchnahme von Wald ist der Verlust durch funktionsbezogene 
Ersatzaufforstungen zu kompensieren.

Ziel

F 24
Erläuterung Die Ermittlung des erforderlichen Kompensationsumfangs im Rahmen einer 

Waldumwandlung erfolgt durch die zuständige Naturschutzbehörde und das zustän-

dige Regionalforstamt. Diesen Behörden obliegt auch die Entscheidung, ob bei einem 

Kompensationsbedarf, der über einen Flächenansatz von 1:1 hinausgeht, dieser durch 
weitere Ersatzaufforstungen zu erfüllen ist. 

Maßnahmen zur strukturellen Verbesserungen sollten vorrangig in besonders 
schutzwürdige Bereiche wie Waldnaturschutzgebieten oder Natura 2000-Gebieten 

4.11.1   Ersatzaufforstung und Waldvermehrung

Der Planungsraum ist von einem durchschnittlichen Waldflächenanteil von 24 % 
gekennzeichnet. Dieser liegt somit deutlich unter dem Bundesdurchschnitt von 
32 % und unter dem landesweiten Durchschnittswert von 27 %. Gemäß dem LEP 
NRW gelten Gemeinden und Städte mit einem Waldanteil von weniger als 20 
% als waldarm. Insgesamt trifft diese Einstufung auf 38 von 70 Gemeinden im 
Planungsraum zu. 

Diesem geringen Waldanteil auf der einen Seite steht auf der anderen Seite die hohe 
Bedeutung des Waldes für die Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion gegenüber. 
Mit Blick auf die Anforderungen, die sich aus dem Klimawandel ergeben, wird diese 
Bedeutung der Waldflächen weiter steigen.

Ist eine Inanspruchnahme von Wald unvermeidbar, so soll eine funktional gleichwer-
tige Kompensation erfolgen. Dabei soll sichergestellt werden, dass der Waldanteil im 
Planungsraum nicht weiter abnimmt.  

Der Forstliche Fachbeitrag (s. Kapitel 1.5) führt bezüglich der Art und des Umfangs der 
Kompensation bei Waldumwandlung aus, dass sie durch die naturnahe Neuanlage 
von Wald mindestens im Verhältnis 1:1 erfolgen soll. Ein über diesen Flächenansatz 
hinausgehender Kompensationsbedarf kann ausnahmsweise auch in Form von struk-

turellen Verbesserungen (ökologische Aufwertung) von bestehenden Waldbeständen 
erfolgen. Dieser Aussage des forstlichen Fachbeitrages entspricht auch der Grundsatz 

7.3-3 (Waldarme und waldreiche Gebiete) LEP NRW.

Der Forstliche Fachbeitrag weist ebenfalls darauf hin, dass vorrangig in den waldarmen 

Gemeinden der Waldanteil erhöht werden soll. 
Die Standorte für die Neuanlage von Wald sollen dabei so ausgewählt werden, 
dass Konflikte mit anderen Nutzungen oder Freiraumfunktionen nach Möglichkeit 
vermieden werden.

Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regionalplans 
OWL durch zwei Festlegungen:

1438 

1439 

1440 

1441 

1442 

1443 

1444 

1445 

1446 

1447 

wenig Potentialflächen verfügen. Vor diesem Sachverhalt ist es erforderlich, die 
Waldinanspruchnahme durch Windkraftanlagen durch die kommunale  Bauleitplanung 
mit Blick auf die örtlichen Verhältnisse zu steuern.
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1684 

1685 

1686 

1687 

1688 

1689 

1690 

1691 

Leitbild Kulturlandschaften
Die prägenden Merkmale der in Ziel 3-1 LEP NRW festgelegten Kulturlandschaften 
sollen erhalten und entwickelt werden. Dabei soll die Vielfalt der Kulturlandschaften 
und des raumbedeutsamen kulturellen Erbes im besiedelten und unbesiedelten 

Raum erhalten und im Zusammenhang mit anderen raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen gestaltet werden. 

Grundsatz

F 39
Erläuterung Dieser Grundsatz ergänzt und konkretisiert das Ziel 3-1 LEP NRW (32 Kulturland-

schaften). Es wird auf die dort getroffenen Erläuterungen verwiesen. Die prägenden 
Merkmale der Kulturlandschaften können der Beschreibung dieser Landschaften im 
Fachbeitrag entnommen werden.

Diese Beschreibung der Kulturlandschaften bietet einen Überblick über prägende 
kulturlandschaftliche Merkmale des Planungsraums. Sie kann aber aufgrund der 
Vielgestaltigkeit der Kulturlandschaften keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben. 
Der Fachbeitrag formuliert einen umfassenden Katalog an Empfehlungen, wie die 

prägenden kulturlandschaftlichen Merkmale im Einzelfall auf der Regionalplanung 
nachfolgenden Planungsebenen ermittelt und bewertet werden können.

Differenzierung der Kulturlandschaftsbereiche nach archäologischen, städtebauli-
chen und landeskulturellen Kriterien vor. Neben einer textlichen Kurzbeschreibung 
der Flächen erfolgt eine Auflistung der besonders wertgebenden Strukturen und der 
aktuellen Gefährdungen.

Bei den Einzelobjekten erfolgt eine weitere Gliederung nach kulturlandschaftlich 
bedeutenden Boden- und Baudenkmälern, Räumen mit funktionalen Wirkungen, 
Orts- und Stadtkernen sowie auch historischen Sichtbeziehungen. 

Der Planungsraum ist reich an einer großen Vielzahl von verschiedenen Einzelobjekten. 
Der Fachbeitrag benennt und beschreibt allein 960 kulturlandschaftsprägende 
Bauwerke, die oft auch überregionale bekannte Wahrzeichen von OWL sind wie z. B. 
das Hermannsdenkmal, die Wewelsburg oder das Kaiser-Wilhelm-Denkmal in Porta 
Westfalica. 
Eine herausgehobene Stellung nimmt die Klosteranlage Corvey ein. Die ehemalige 
reichsunmittelbare Benediktinerabtei wurde 822 am Westufer der Weser nahe der 
Stadt Höxter gegründet und war eines der bedeutendsten karolingischen Klöster in 
Westfalen. Seit dem Jahr 2014 besitzt die Anlage unter dem Titel „Karolingisches 
Westwerk und Civitas Corvey“ UNESCO Welterbe-Status. Die mit der Standortwahl 
bewusst intendierte Exponiertheit der ehemaligen Reichsabtei Corvey als raumprä-

gende Bezugsgröße ist durch die bewussten Sichtachsen und die funktionalen Bezüge 
in die umgebende Kulturlandschaft bis heute überliefert und in diesem Gesamtkontext 
wertbestimmend.

Die Verschiedenheit der Kulturlandschaft steigert die landschaftliche Attraktivität 
und ist als wichtiger Standortfaktor zu sichern. Dabei wirkt sich der Schutz des 
kulturellen Erbes positiv auf das Umfeld der Menschen und ihrer Landschaft aus. 
Regionale Eigenarten der Kulturlandschaft sowie Bilder der Landschaft und des 
Landschaftserlebens einer Region tragen zur touristisch wirtschaftlichen Attraktivität 
bei (landschaftsorientierter Tourismus). Konzentrationsbereiche von kulturland-

schaftlichen Elementen sind im Kern zu erhalten und als wichtige Ressource für die 
Kurzzeiterholung zur Inwertsetzung der Kulturlandschaft zu entwickeln.

Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regionalplans 
OWL in den folgenden zwei Grundsätzen:
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1692 

1693 

1694 

1695 

1696 

1697 

Regional- und landesbedeutsame Kulturlandschaftsbereiche
Die in Erläuterungskarte 4 gekennzeichneten regional- und landesbedeutsamen 

Kulturlandschaftsbereiche sollen unter Wahrung ihres besonderen kulturland-

schaftlichen Wertes entwickelt werden. Ihre wertgebenden Elemente und 
Strukturen sollen als Zeugnisse des ostwestfälisch-lippischen landschafts-, bau-  
und industriekulturellen Erbes erhalten werden. Ihre bedeutsamen archäolo-

gischen Denkmäler und Fundbereiche sollen gesichert oder vor notwendigen 
Eingriffen erkundet und dokumentiert werden.

Grundsatz

F 40

Erläuterung Durch die Festlegung wird der Grundsatz 3-2 LEP NRW (Bedeutsame 
Kulturlandschaftsbereiche) insofern konkretisiert und die landesbedeutsamen um 
regionalbedeutsame Kulturlandschaftsbereiche ergänzt. Die regionalbedeutsamen 
Kulturlandschaftsbereiche ergeben sich aus dem Kulturlandschaftlichen Fachbeitrag 
zur Regionalplanneuaufstellung. Deren wertgebende Elemente und Strukturen 

werden in diesem beschrieben. Auf die Erläuterungen zu Grundsatz 3-2 LEP NRW 
wird verwiesen.  

Obwohl WEA bereits in Teilräumen von OWL (insb. In der Paderborner Hochfläche) 
verbreitete Elemente im heutigen Landschaftsbild sind, sollen die verschiedenen 
Kulturlandschaften von OWL infolge ihrer unverwechselbaren, kulturlandschaftlichen 
Wertigkeit und charakteristischen Eigenheit bei der planerischen Ausweisung von 
Flächen für die Nutzung der Windenergie im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung 
vor erheblichen nachteiligen Entwicklungen geschützt werden. Für den Regionalplan 

OWL ist in dem Zusammenhang durch den LWL ein Kulturlandschaftlicher Fachbeitrag 
erarbeitet worden, der konkrete Leitbilder für die Kulturlandschaften in der Region 
formuliert. Im Rahmen der Ausweisungen von Flächen für Windenergieanlagen soll 
daher von der Bauleitplanung geprüft werden, ob die Nutzung der Windenergie mit 
den konkreten regionalplanerischen Leitbildern sowie ferner mit den kulturland-

schaftsprägenden Bodendenkmälern im Einklang steht. Eine Beeinträchtigung von 
Kulturlandschaften durch WEA kann i. d. R. nur noch geringfügig ausgeglichen werden.

4.15 Klimaschutz/Klimaanpassung
Nach § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG ist den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes 

sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung zu tragen. Dabei 

sind die räumlichen Voraussetzungen für den Ausbau der erneuerbaren Energien, 

für eine sparsame Energienutzung sowie für den Erhalt und die Entwicklung natür-

licher Senken für klimaschädliche Stoffe und für die Einlagerung dieser Stoffe zu 
schaffen.

Der Klimaschutz und die Klimaanpassung sind zwei zentrale Handlungsfelder der 

Regionalplanung. Das LPlG NRW konkretisiert dies unter Bezugnahme auf das 
Klimaschutzgesetz NRW und den Klimaschutzplan NRW in § 12 dahingehend, dass 
in den Raumordnungsplänen die räumlichen Erfordernisse des Klimaschutzes und 

der Anpassung an den Klimawandel als Ziele und Grundsätze der Raumordnung 

festzulegen sind. 

Neben den landesplanerischen Vorgaben ist zu berücksichtigen, dass die 
Raumordnungspläne auch diejenigen Festlegungen des Klimaschutzplans NRW 
umsetzen, die gemäß § 6 Abs. 6 Klimaschutzgesetz NRW für verbindlich erklärt 
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Bedarfsplanmaßnahmen im Planungsraum darf, mit Blick auf die noch ausstehenden 
Verfahrensschritte der Linienbestimmung und der abschließenden Planfeststellung, 
für die konkrete Straßenplanung nicht durch anderweitige Planungen oder 
Maßnahmen der verschiedenen Planungsträger dauerhaft beeinträchtigt werden 
oder sich unmöglich gestalten.

ÖPNV-Belange beim Straßenbau
Beim Aus- und Neubau und Rückbau von raumbedeutsamen Straßen soll von den 
Baulastträgern den raumbedeutsamen Belangen des ÖPNV Rechnung getragen 
werden.

Grundsatz

V 2
Erläuterung Um die Voraussetzungen für nachhaltige Mobilität und ein integriertes Verkehrssystem 

in OWL zu realisieren, sollen beim Aus-, Neu- und Rückbau von Straßen verstärkt die 
verkehrstechnischen Belange des ÖPNV Berücksichtigung finden. Dies ist eine wesent-
liche Grundlage für die erfolgreiche Entwicklung multimodaler Verkehrsstrukturen 
mit verschiedenen Verkehrsträgern und dient mittelbar zur Verminderung der 
Flächeninanspruchnahme und der Verkehrsbelastung.

Im Zusammenhang mit den raumbedeutsamen, flächenbeanspruchenden ÖPNV-
Belangen sind beispielsweise der Bau von Park & Ride-Anlagen, die Anlage von 
Busspuren, der Bau von Wendeschleifen, die Einrichtung von Mobilstationen und 
Haltestellen und die separate Führung von Stadtbahngleisen im Straßenraum als 
Maßnahmen zu nennen. Beim Rückbau von Straßen soll zudem geprüft werden, 
inwiefern die ÖSPV-Nutzung in der bisherigen Linien- bzw. Trassenführung weiter 
ermöglicht werden kann.

Durch den nahverkehrsgerechten Bau neuer Straßen bzw. der nahverkehrsgerechten 
Umgestaltung von bestehenden Straßen wird für OWL insgesamt ein Beitrag zur 
Verbesserung der Bedienungsqualität im ÖPNV geleistet, indem u. a. die Erreichbarkeit 
von zentralen Versorgungsbereichen mit den ÖPNV gewährleistet bzw. gesteigert 
wird. Ferner wird durch einen ÖPNV-gerechten Um- bzw. Neubau von Straßen der 
Modal Split im Planungsraum klima- und umweltgerecht beeinflusst. Eine wesentliche 
Voraussetzung für eine erfolgreiche, ÖPNV-gerechte Gestaltung der bestehenden 
und zukünftigen Straßeninfrastruktur in OWL besteht dabei in der frühzeitigen und 
umfassenden Einbindung der Aufgabenträger des ÖPNV.

5.2 Radverkehr
Die Nutzung des Fahrrads im Alltags- und Freizeitverkehr hat in den letzten Jahren 
stark an Bedeutung gewonnen. Bereits seit dem Jahr 2001 initiiert das Land NRW 
zur Förderung des Radverkehrs den Aufbau eines landesweiten Radverkehrsnetzes. 
Es handelt sich um ein Netz, das primär den Bedürfnissen des täglichen Bedarfs 
(u. a. Pendler- und Ausbildungsverkehre) dient und um Routen des Freizeit- 
und Tourismusverkehrs ergänzt wird. Das „Radnetz-NRW“ hat eine ausgeschil-
derte Gesamtlänge von ca. 30.000 km und wird fortlaufend durch Neubau und 
Neubeschilderung ausgebaut.

Zur weiteren Verbesserung des Radverkehrs und anderer Formen der Nahmobilität hat 
die Landesregierung als Beitrag für eine insgesamt nachhaltige Mobilität Ende 2021, 
erstmalig in einem deutschen Flächenland, ein Fahrrad- und Nahmobilitätsgesetz 
(FaNaG) NRW beschlossen. Mit diesem Gesetz soll das Fahrrad als gleichrangiges, 
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6. Transportleitungen

Nach dem ROG ist den räumlichen Erfordernissen einer kostengünstigen, sicheren 
und umweltverträglichen Energieversorgung einschließlich des Ausbaus von 

Energienetzen Rechnung zu tragen. Dies spiegelt auch der Grundsatz 10.1-1 LEP NRW 

(Nachhaltige Energieversorgung) wider.
Der LEP NRW befasst sich im Rahmen des Kapitels 8.2 (Transport in Leitungen) mit 
Transportleitungen:

 → Bündelung von Leitungsbändern sowie Ausbau des bestehenden Netzes in 

Grundsatz 8.2-1 LEP NRW (Transportleitungen),
 → Möglichkeit zur Erdverkabelung von neuen Hochspannungsleitungen in Grundsatz 

8.2-2 LEP NRW (Hochspannungsleitungen),
 → Abstandsempfehlung von neuen Wohnbaugebieten, Anlagen vergleich-

barer Sensibilität sowie Wohngebäuden im Außenbereich zu bestehenden 

Höchstspannungsfreileitungen in Grundsatz 8.2-3 LEP NRW (Bestehende 

Höchstspannungsleitungen),
 → unterirdische Führung von Höchstspannungsleitungen in Grundsatz 8.2-5 LEP 

NRW (Unterirdische Führung von Höchstspannungsleitungen),
 → Erhalt und Aufbau regionaler Fernwärmeschienen in Grundsatz 8.2-6 LEP NRW 

(Regionale Fernwärmeschienen),
 → Ausbau der Energienetze im Zusammenhang mit der bundesweiten Energiewende 

in Grundsatz 8.2-7 LEP NRW (Energiewende und Netzausbau) sowie
 → Mindestabstände von neuen Höchstspannungsfreileitungen auf neuen Trassen zu 

Wohnbaugebieten und Anlagen vergleichbarer Sensibilität bzw. Wohngebäuden 

im Außenbereich in Ziel 8.2-4 LEP NRW (Neue Höchstspannungsfreileitungen).

In der zeichnerischen Darstellung des Regionalplans OWL werden in Übereinstimmung 
mit der Anlage 3 zur LPlG DVO die raumbedeutsamen Transportleitungen nicht 

dargestellt. Die Festlegungen des Regionalplans zur Sicherung der Energieleitungen 

nach ROG werden im Regionalplan OWL durch einen Grundsatz und die zugehö-

rigen Erläuterungskarten 14 und 15 (Regionalbedeutsame Freileitungen – Strom und 

Raumbedeutsame Gasleitungen) umgesetzt. Diese enthalten das raumbedeutsame 
Netz der Freileitungen (110 kV und mehr Nennspannung) und Gasversorgungsleitungen 
(Leitungsdurchmesser größer als 300 mm). 

Ausgelöst durch die Ziele, die sich die Bundesregierung im Rahmen der 
Energiewende beim Umstieg auf erneuerbare Energien gesetzt hat, verschieben 
sich die Schwerpunkte der Stromerzeugung in der Bundesrepublik. Die Gesamtlänge 

aller Netzausbauvorhaben (Stand 12.2022) nach den gesetzlichen Vorgaben des 
Energieleitungsausbaugesetzes und des Bundesbedarfsplangesetzes liegt bei knapp 

13.700 km (ohne Offshore-Projekte), von denen derzeit ca. 3.400 km genehmigt, 
im Bau oder bereits in Betrieb sind.  Aufgrund seiner geographischen Lage im 

Bundesgebiet kann dabei auch für OWL in der Zukunft ein erhöhter Bedarf beim 
Ausbau des raumbedeutsamen Energieleitungsnetzes nicht ausgeschlossen werden.

Um den Erfordernissen der Energiewende und des dazu erforderlichen Ausbaus der 

Energienetze im Rahmen einer kostengünstigen, sicheren und umweltverträglichen 
Energieversorgung Rechnung zu tragen, wird in den Regionalplan OWL ein Grundsatz 
zum Schutz von Transportleitungen aufgenommen. Hierdurch trägt der Regionalplan 

auch dem o.a. Grundsatz 8.2-7 des LEP NRW (Energiewende und Netzausbau) und den 
Intentionen des NABEG zur Vermeidung einer Erschwerung der Bundesfachplanung 
Rechnung.
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9. Energieversorgung

Die Transformation und Sicherung der Energieversorgung als zentrales Element der 
Daseinsvorsorge ist eines der dynamischsten Themenfelder in der aktuellen gesell-
schaftlichen Diskussion. Die Umstellung auf eine nachhaltige, unabhängige und bezahl-
bare Energieversorgung ist eine der zentralen gesellschaftlichen Zukunftsaufgaben 
in den kommenden Jahren und Jahrzehnten. Dabei spielt neben der Erreichung der 
Klimaschutzziele auch die Sicherung der Energieversorgung eine wichtige Rolle. Die 
notwendige Transformation der Energieversorgung hat sich bereits in einer Vielzahl 
neuer bzw. angepasster Rechtsgrundlagen niedergeschlagen. 

Art. 20a GG verpflichtet den Staat die natürlichen Lebensgrundlagen auch in 
Verantwortung für die künftigen Generationen zu schützen. Dabei handelt es sich um 
ein Staatsziel, welchem im Rahmen der Abwägung besondere Bedeutung zukommt. 
Durch dieses Klimaschutzgebot wird der Staat zum Klimaschutz verpflichtet, welches 
auch die Reduktion von Treibhausgasemissionen mit einbezieht. Dem zügigen Ausbau 
der erneuerbaren Energien kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. Dieses hat 
sich bereits in verschiedenen gesetzlichen Regelungen auf Bundesebene niederge-

schlagen. Im Jahr 2021 wurden die nationalen Klimaschutzziele angepasst. Im Bundes-
Klimaschutzgesetzes (KSG) ist das Ziel der Treibhausgasneutralität bis 2045 verankert. 
Bis zum Jahr 2030 sollen die Emissionen um 65 % gegenüber 1990 sinken. Im EEG 2023 
wird festgelegt, dass der Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromversorgung 
bis zum Jahr 2030 deutschlandweit auf mindestens 80 % erhöht werden soll. Zudem 
legt § 2 EEG 2023 fest, dass die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energien im überragenden öffentlichen Interesse liegen und der öffent-
lichen Sicherheit dienen. Die erneuerbaren Energien sollen demnach als vorran-

giger Belang in die Abwägungen eingebracht werden, bis die Stromerzeugung in der 
Bundesrepublik Deutschland nahezu treibhausgasneutral ist. 

Allgemeine landesplanerische Vorgaben zur Energieversorgung

Das LPlG NRW legt, unter Bezugnahme auf das Klimaschutzgesetz NRW und den 
Klimaschutzplan NRW in § 12 fest, dass in den Raumordnungsplänen die räumlichen 
Erfordernisse des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klimawandel als Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung festzulegen sind.

Das Kapitel 10.1 LEP NRW (Energiestruktur) thematisiert insgesamt drei Grundsätze 
und ein Ziel. Demnach soll den räumlichen Erfordernissen einer Energieversorgung 
Rechnung getragen werden, die sich am Vorrang und den Potentialen der erneu-

erbaren Energien orientieren. Erneuerbare Energien sollen nach Grundsatz 10.1-1 
LEP NRW (Nachhaltige Energieversorgung) vorranging eingesetzt werden und, 
soweit erforderlich und mit den Klimaschutzzielen vereinbar, durch die hocheffizi-
ente Nutzung fossiler Energieträger flexibel ergänzt werden. Gem. Grundsatz 10.1-2 
LEP NRW (Räumliche Voraussetzungen für die Energieversorgung) sollen die räumli-
chen Voraussetzungen für den Ausbau der erneuerbaren Energien, die Erhöhung der 
Energieeffizienz und für eine sparsame Energienutzung geschaffen werden. 
Nach dem Grundsatz 10.1-3 LEP NRW (Neue Standorte für Erzeugung und Speicherung 
von Energie) sollen geeignete Standorte für die Erzeugung und Speicherung von 
Energie in den Regional- und Bauleitplänen festgelegt werden. Ferner sind nach Ziel 
10.1-4 LEP NRW (Kraft-Wärme-Kopplung) die Potentiale der kombinierten Strom- und 
Wärmeerzeugung und der Nutzung von Abwärme zum Zwecke einer möglichst effi-

zienten Energienutzung in der Regional- und Bauleitplanung zu nutzen. Aus diesen 
Festlegungen ergibt sich kein Konkretisierungsbedarf auf Ebene der Regionalplanung.
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Kapitel 10.2 LEP NRW (Standorte für die Nutzung erneuerbarer Energien) enthält 
drei Ziele und einen Grundsatz. Gem. Ziel 10.2-1 LEP NRW (Halden und Deponien 
als Standorte für die Nutzung erneuerbarer Energien) sind Halden und Deponien als 
Standorte für die Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen zu sichern, sofern 
die technischen Voraussetzungen dafür vorliegen und fachliche Anforderungen dem 
nicht entgegenstehen. Ausgenommen hiervon sind Halden und Deponien, die bereits 
bauleitplanerisch für Kultur und Tourismus gesichert sind. Der verstärkte Ausbau der 
erneuerbaren Energien erfordert eine hinreichende Verfügbarkeit von Flächen. Zur 
Vermeidung von Konflikten mit anderen Nutz- und Schutzfunktionen und im Interesse 
eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden bieten sich daher Standorte an, 
die durch eine frühere Nutzung bereits baulich vorgeprägt sind oder als künstliche 
Bauwerke errichtet wurden (z. B. Aufschüttungen). 

Die Landesregierung hat am 30.08.2022 Eckpunkte zu einer Änderung des LEP NRW 
zum Ausbau der erneuerbaren Energien beschlossen, welche sich insbesondere auf 
die Themen Windenergie und Freiflächen-Solarenergie beziehen. 

Des Weiteren ist der Erlass zur Auslegung und Umsetzung von Festlegungen des LEP 
Nordrhein-Westfalen im Rahmen eines beschleunigten Ausbaus der erneuerbaren 
Energien (kurz: LEP-Erlass Erneuerbare Energien) vom 28. Dezember 2022 zu berück-

sichtigen. Dieser gibt zu einzelnen Festlegungen des LEP NRW, insbesondere in Bezug 
auf die Windenergie und die Freiflächen-Solarenergienutzung, Hilfestellungen. 

Die folgenden Teilkapitel werden jeweils auf einzelne Bereiche der Energieversorgung 
Bezug nehmen. Zunächst wird dabei auf den Bereich der Windenergie und der 
Freiflächen-Solarenergienutzung eingegangen. Dabei werden für die Teilbereiche 
die spezifischen bundesrechtlichen Vorgaben und die Festlegungen erläutert. 
Anschließend erfolgt eine Darstellung zum regionalplanerischen Umgang. Das Kapitel 
„Energieversorgung“ wird durch das Teilkapitel zum Thema „Kraftwerksstandorte 
und Fracking“ abgeschlossen. Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass im weiteren 
Verfahren zur Neuaufstellung des Regionalplans OWL auch die geplanten Änderungen 
des LEP NRW zu berücksichtigen sind.  
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9.1 Windenergienutzung

Der LEP NRW enthält in Kapitel 10.2 (Standorte für die Nutzung erneuerbarer 
Energien) Grundsatzformulierungen zur Nutzung der Windenergie. Diese Grundsätze 
thematisieren Halden und Deponien als Standorte für die Nutzung der Windenergie 
(Grundsatz 10.2-1), das Repowering älterer Windenergieanlagen (Grundsatz 10.2-4) 
und die Möglichkeit zur zeichnerischen Ausweisung von Vorranggebieten für die 
Nutzung der Windenergie auf der Ebene der Regionalplanung (Grundsatz 10.2-2). Als 
weiteren Grundsatz (10.2-3) sieht der LEP NRW einen planerischen Vorsorgeabstand 
zwischen Windenergieanlagen (WEA) und allgemeinen und reinen Wohngebieten 
von 1.500 Meter auf Ebene der Bauleitplanung vor.

Darüber hinaus kommt auch dem ehemaligen Ziel 7.3-1 (Walderhaltung und Wald-
inanspruchnahme) des LEP NRW eine Bedeutung für die Nutzung der Windenergie zu. 
Es legt fest, dass die in den Regionalplänen ausgewiesenen Waldbereiche i. d. R. nicht 
durch entgegenstehende Nutzungen in Anspruch genommen werden dürfen. Eine 
Inanspruchnahme – auch für die Nutzung der Windenergie – darf nur im Ausnahmefall 
dann erfolgen, wenn für die angestrebten Nutzungen ein Bedarf nachgewiesen ist, 
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Windenergienutzung durch Repowering
Eine erhöhte Nutzung des Repowerings soll angestrebt werden, sodass die 

Entlastung des Landschaftsbildes, eine Reduzierung der Umweltbeeinträchtigungen 
und eine Effizienzsteigerung bei der Gewinnung von Energie gefördert werden 
kann. 

Grundsatz

E 1

Erläuterung Um den Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung weiter auszu-

bauen, kann das Repowering einen sinnvollen Beitrag leisten. Das Repowering 
bietet verschiedene Vorteile mit Blick auf die Minimierung oder Vermeidung von 
Raumnutzungskonflikten. 

synchronisierte Befeuerung, wodurch die Lichtimmissionen für die Bevölkerung 
verringert werden können. Auch können die häufig noch von älteren WEA ausge-

henden Lichtreflexionen (sog. Disco-Effekt) durch den Einsatz matter bzw. mittelre-

flektierender Farben gemindert werden.
Darüber hinaus kann der Eingriff in den Boden durch das Repowering redu-

ziert werden, da die notwendige Erschließung bereits besteht. Ebenso fallen 
Luftverwirbelungen an den Rotoren moderner WEA meist geringer aus, wodurch 
sich die Mortalitätsraten für Fledermäuse sowie andere WEA-sensible Vogelarten 
reduzieren können. Durch das Repowering von WEA kann es ferner oftmals zu einer 
optimierten Eingliederung der Anlagen in den Siedlungs- und Landschaftsraum 
kommen und hierdurch der Eingriff in das Landschaftsbild verringert werden.

Die Bedeutung des Repowerings zeigt sich auch anhand veränderter rechtlicher 
Rahmenbedingungen im Bereich des Bau- und Naturschutzrechts. So wurde die 
Berücksichtigungspflicht von übergangsweise noch anzuwendenden kommu-

nalen Konzentrationszonenplanung für das Repowering gem. § 245e Abs. 3 BauGB 
eingeschränkt. 

Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regional-
plans OWL:

9.2 Freiflächen-Solarenergienutzung
Im Gegensatz zu Windenergieanlagen und privilegierten energetischen 
Biomasseanlagen sind Freiflächen-Solarenergieanlagen nicht im gesamten 
Außenbereich bauplanungsrechtlich privilegiert. Einer Privilegierung unterliegt die 
Nutzung solarer Strahlungsenergie gem. § 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB nur auf einer Fläche 
längs von Autobahnen oder Schienenwegen des übergeordneten Netzes im Sinne 
des § 2b des Allgemeinen Eisenbahngesetzes mit mindestens zwei Hauptgleisen 
und in einer Entfernung zu diesen von bis zu 200 Metern, gemessen vom äußeren 
Rand der Fahrbahn. Für eine solche Anlage ist i. d. R. keine Bauleitplanung erfor-
derlich. Im Rahmen des bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist gem. 
§ 35 Abs. 3 S. 2 BauGB dennoch sicherzustellen, dass raumbedeutsame Vorhaben 
den Zielen der Raumordnung nicht widersprechen. Für eine Anlage, welche im 
Außenbereich als selbstständige Anlage errichtet werden soll und sich außerhalb 
der zuvor genannten Gebietskulisse des § 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB befindet, ist 
i. d. R. ein Bebauungsplan aufzustellen, der an die textlichen und zeichnerischen 
Festlegungen der landesplanerischen Vorgaben und des Regionalplans OWL anzu-

passen ist.
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Freiflächen-Solarenergienutzung im besiedelten Bereich
Zum Ausbau der erneuerbaren Energienutzung und zur Minimierung der 

Flächeninanspruchnahme im Freiraum sollen die bestehenden Potentiale der   
gebäudebezogenen Solarenergienutzung im besiedelten Bereich ausgebaut werden.

Abstand von Freiflächen-Solarenergieanlagen 
Um negative Auswirkungen auf die Landschaft zu minimieren und die Entstehung 
von bandartigen Strukturen zu verhindern, soll zwischen einzelnen Freiflächen-
Solarenergieanlagen ein raumwirksamer Abstand eingehalten werden. 

Gestaltung von Übergängen zwischen Freiflächen-Solarenergieanlagen 
und Freiraum 

Die Einbindung der Freiflächen-Solarenergieanlagen in die umgebende Landschaft 
soll durch eine naturverträgliche Ausgestaltung der Anlagen gesichert und entwik-

kelt werden. 

Grundsatz

Grundsatz

Grundsatz

E 2

E 3

E 4

Erläuterung

Erläuterung

Erläuterung

Grundsätzlich bestehen in der Planungsregion noch große Potentiale zur Errichtung 
von Solaranlagen auf und an bestehenden baulichen Anlagen, wodurch keine weiteren 
Freiflächen in Anspruch genommen werden.

Die Einhaltung von entsprechenden Abständen zwischen einzelnen Freiflächen-
Solarenergieanlagen dient dazu, die landschaftsräumliche Verträglichkeit der Anlagen 
zu erhöhen und einen möglichen negativen Summeneffekt mehrerer Anlagen zu 
vermeiden. Einer Zerschneidung der Landschaft kann so vorgebeugt werden. Darüber 
hinaus dient die Berücksichtigung entsprechender Abstände zwischen den Anlagen 
dazu, dass eine Barrierewirkung für Tiere verringert bzw. verhindert wird. Mit Blick 
auf die Maßstabsebene des Regionalplans soll der Abstand erkennbar und raum-

wirksam sein. 

Um das Landschaftsbild zu harmonisieren soll verstärkt auf eine naturverträgliche 
Ausgestaltung der Freiflächen-Solarenergieanlagen hingewirkt werden. Dadurch 
kann ein schonender Übergang in den Landschaftsraum ermöglicht werden. Dies 
kann insbesondere durch die Festsetzung entsprechender Maßnahmen in der 
Bauleitplanung erfolgen. In diesem Zusammenhang spielt ebenfalls die Vermeidung 
von Barrierewirkungen für Tiere durch die Anlagen eine wichtige Rolle. 

9.3 Kraftwerksstandorte und Fracking
Kapitel 10.3 LEP NRW (Kraftwerksstandorte und Fracking) enthält insgesamt zwei Ziele 
und zwei Grundsätze zu Kraftwerksstandorten und dem Ausschluss von Fracking. 
Im Regionalplan werden die regionalbedeutsamen Kraftwerke als zweckgebundene 
GIB (s. Kapitel 3.7.1) festgelegt. Damit werden die bestehenden Kraftwerksstandorte 
regionalplanerisch abgesichert; neue Kraftwerksstandorte sind nicht vorgesehen. 

Vor dem Hintergrund der Versorgungssicherheit kommt den vier im Regionalplan 
OWL zu sichernden Standorten für die Energieerzeugung und -umwandlung – 
Beverungen-Würgassen, Kirchlengern, Porta Westfalica-Veltheim, Kraftwerksstandort 
Petershagen-Lahde – eine besondere Bedeutung zu. Aus diesem Grund werden die 
bestehenden Standorte durch die Zielfestlegung als zweckgebundene GIB gesichert.
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Der Standort des Wasserspeicherkraftwerks Nethe im Kreis Höxter ist nach einer 
Bestandsübersicht zu potentiellen Standorten für Wasserspeicherkraftwerke 
des Landes NRW einer der wenigen Standorte im Planungsraum, an dem 
aufgrund der günstigen Topographie und der sonstigen Rahmenbedingungen ein 
Wasserspeicherkraftwerk realisiert werden kann. Darüber hinaus ist die räum-

liche Nähe zum ehemaligen Kraftwerk Würgassen und den dort vorhandenen 
Umspannwerken ein weiterer Standortvorteil. 
Wasserspeicher- bzw. Pumpspeicherkraftwerke tragen entscheidend zur Umstellung 
der Energieversorgung auf erneuerbare Energien bei, da sie die fluktuierende 
Stromeinspeisung aus erneuerbaren Energien und die im Tagesverlauf stark schwan-

kende Stromnachfrage ausgleichen. Dadurch erhöhen Pumpspeicherkraftwerke die 
Effektivität der Stromerzeugung und tragen zur Netzstabilität bei.

Die wesentlichen Bestandteile des Wasserspeicherkraftwerks Nethe sind das Ober- 
und Unterbecken als Wasserspeicher, das Schachtkraftwerk und eine unterirdische 
Rohrleitung. Die Gesamtgröße des Vorhabens umfasst ca. 115 ha. Es sind Flächen der 
Städte Höxter und Beverungen  betroffen. 

Im Rahmen der 5. Änderung des Regionalplans für den Teilabschnitt Paderborn-Höxter 
wurde 2012 das Wasserspeicherkraftwerk Nethe im Regionalplan erstmalig plane-

risch abgesichert. Das Wasserspeicherkraftwerk Nethe wird im Regionalplan OWL 
perspektivisch gesichert und als Oberflächengewässer mit der Zweckbestimmung 
Speichersee für Wasserspeicherkraftwerk für das benötigte Ober- und Unterbecken 
festgelegt. Eine Festlegung als GIB wird nicht erforderlich, da potenzielle überirdische 
Anlagenteile unterhalb der Darstellungsschwelle von 10 ha liegen.

Hieraus ergibt sich folgender Konkretisierungsbedarf auf der Ebene des Regional-
plans OWL:

Speicherseen für Wasserspeicherkraftwerk
Die Oberflächengewässer mit der Zweckbestimmung Speichersee für 
Wasserspeicherkraftwerk werden als Vorranggebiete festgelegt. In ihnen sind 
folgende raumbedeutsame Nutzungen und Funktionen vorgesehen:
• Speichersee für Wasserspeicherkraftwerk

E 5

Erläuterung Das Ziel bedarf keiner weiteren Erläuterung.

Gem. Ziel 10.3-4 LEP NRW (Ausschluss von Fracking in unkonventionellen Lagerstätten) 
ist die Gewinnung von Erdgas, welches sich in sogenannten unkonventionellen 
Lagerstätten befindet, mittels Einsatz der Fracking-Technologie ausgeschlossen. 
Aufgrund der abschließenden Regelungen im LEP NRW sind weitergehende und 
konkretisierende Regelungen auf Ebene des Regionalplans OWL nicht erforderlich.

Fracking
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Wasserspeicherkraftwerk Nethe

Ziel









315

E
N
T
W
U
R
F

Entwurf 2023

OWL

 Regionalplan 
Für den Planungsraum 

Ostwestfalen-Lippe.

Anlagen

Flächenkontingente der Kommunen für Wirtschafts- und Wohnbauflächen im 
Planungsraum OWL
Kommune Flächenkontingent für Wirtschaftsflächen 

(Bruttobauland in ha)

Bielefeld, krfr. Stadt 285

Borgholzhausen 29

Gütersloh 245

Halle (Westf.) 82

Harsewinkel 58

Herzebrock-Clarholz 39

Langenberg 24

Rheda-Wiedenbrück 128

Rietberg 88

Schloß Holte-Stukenbrock 59

Steinhagen 45

Verl 74

Versmold 49

Werther (Westf.) 28

Bünde 62

Enger 25

Herford 110

Hiddenhausen 25

Kirchlengern 27

Löhne 57

Rödinghausen 19

Spenge 19

Vlotho 36

Bad Driburg 49

Beverungen 31

Borgentreich 18

Brakel 44

Höxter 70

Marienmünster 14

Nieheim 14

Steinheim 35

Warburg 59

Willebadessen 15

Augustdorf 10

Bad Salzuflen 47

Barntrup 14

Blomberg 24

Detmold 74

Anlage 1
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Abkürzungsverzeichnis
ABS Ausbaustrecke

Abs. Absatz

AFAB Allgemeiner Freiraum und Agrarbereich

ASB Allgemeiner Siedlungsbereich

ARL Akademie für Raumentwicklung in der Leibnitz-Gemeinschaft
ATKIS Amtliches topographisch-kartographisches Informationssystem
BauGB Baugesetzbuch

BauNVO Baunutzungsverordnung

BGBl. Bundesgesetzblatt
BGG Bereiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz

BImSchG Bundes-Immissionsschutzgesetz

BMVI Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur

BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz

BRPH Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz

BSAB Bereich für die Sicherung und den Abbau oberflächennaher Bodenschätze
BVWP Bundesverkehrswegeplan

BSLE Bereich für den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung
BSLV Bereiche zum Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung für Vogelarten des Offenlandes
BSN Bereiche für den Schutz der Natur

BVerwG Bundesverwaltungsgericht

BVWP 2030 Bundesverkehrswegeplan 2030

bzw. beziehungsweise

ca. circa

CO₂ Kohlendioxid

d. h. das heißt

DB Deutsche Bahn

etc. et cetera

FFH Flora-Fauna-Habitat

FNP Flächennutzungsplan

FStrAbG Gesetz über den Ausbau der Bundesfernstraßen 

FStrG Bundesfernstraßengesetz

G Gewerbliche Bauflächen gem. BauNVO
GD Geologischer Dienst NRW

GE Gewerbegebiete gem. BauNVO

gem. gemäß

GEP Gebietsentwicklungsplan (Regionalplan)
GEP-TA OB BI Gebietsentwicklungsplan, Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld
TA PB-HX Regionalplan, Teilabschnitt Paderborn-Höxter
GG Grundgesetz

ggf. gegebenenfalls

GI Industriegebiete gem. BauNVO 

GIB Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen

GMS Großmotorgüterschiff
GSN Gebiete zum Schutz der Natur

GV. NRW. Gesetz- und Verordnungsblatt NRW
GVZ Güterverkehrszentrum

ha Hektar

HWK Handwerkskammer

i. d. R. in der Regel

i. S. im Sinne
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